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1. Hintergrund  

 

Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist weltweit verbreitet, so 

auch in Deutschland. Zwei Drittel aller Frauen erleben sexuelle Belästigung und jede 

dritte Frau in Deutschland ist von sexueller und/oder körperlicher Gewalt betroffen 

(Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben, 2014). Die Zahl der weib-

lichen Opfer von Sexualdelikten stieg 2024 um 2,1 Prozentpunkte, knapp die Hälfte 

der Opfer waren zum Tatzeitpunkt minderjährig (vgl. BKA, 2025). Fast jeden Tag findet 

in Deutschland ein Tötungsversuch an einer Frau durch ihren (Ex-)Partner statt (ebd.). 

Insgesamt stieg die Anzahl an erfassten frauenfeindlichen Straftaten1 2024 im Ver-

gleich zum Vorjahr um 73,3 Prozentpunkte (vgl. BKA, 2025) an. Insofern zeigt sich die 

Gewalt an Frauen und Mädchen in Deutschland alltäglich.  

 

Politisch aufgegriffen wurde diese Problematik zum ersten Mal im Jahr 2011 mit dem 

sogenannten „Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt“, bekannt als Istanbul-Konvention (IK). 

Diese ist der bisher umfangreichste Menschenrechtsvertrag zu geschlechtsspezifischer 

Gewalt und erklärte diese erstmals zu einer Menschenrechtsverletzung; ebenfalls er-

kannte sie diese als strukturelles Problem an (vgl. Council of Europe, 2011). Die IK 

wurde bis heute von 46 Mitgliedsstaaten des Europarats unterzeichnet und verpflichtet 

diese Staaten zum Schutz von Frauen vor jeglichen Gewaltformen (vgl. Council of Eu-

rope, 2011). 38 Länder, darunter auch Deutschland, haben die IK inzwischen ratifiziert 

(vgl. Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren Frauen und Jugend, 2024). Die 

Konvention fokussiert in Form von 81 Artikeln die Verhütung, Verfolgung und Beseiti-

gung von Gewalt an Frauen (vgl. Council of Europe, 2011, Art. 1). Ebenfalls soll die 

Gleichstellung der Geschlechter gefördert und verschiedenen Formen von Diskriminie-

rung entgegengewirkt werden (ebd.). Damit geht das Ziel einher, einen politischen 

Rahmen für den Schutz und die Unterstützung von Opfern geschlechtsspezifischer Ge-

walt zu entwerfen und mit u. a. spezialisierten Fachberatungsstellen und Einrichtungen 

des Hilfesystems, nicht-staatlichen Fachorganisationen sowie Polizei und Justiz eng zu-

sammenzuarbeiten (ebd.). Darüber hinaus wird gefordert, diese bei der Umsetzung 

des Ansatzes der IK zu unterstützen (ebd.).  

 

In Deutschland folgten auf die Ratifizierung der IK mehrere Aktionspläne auf Bundes- 

sowie auf Landesebene. 

 

1   Unter frauenfeindlichen Straftaten versteht das Bundeskriminalamt (BKA) Straftaten der Hasskrimi-
nalität, welche das Tatmotiv „Vorurteile gegen Frauen oder das weibliche Geschlecht“ aufweisen. 
Darunter fielen im Jahr 2024 558 Delikte, u. a. Beleidigung, Volksverhetzung, Nötigung/Bedrohung 
und weitere.  
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Auch in Bremen wurde auf Basis eines Beschlusses der Bürgerschaft 2019 die Grund-

lage für einen Landesaktionsplan (LAP) zur Umsetzung der IK geschaffen, welcher im 

März 2022 in Kraft trat. Jener setzt den Fokus auf die folgenden Kapitel der IK:  

 

❖ In Kapitel II „Ineinandergreifende politische Maßnahmen und Datensammlungen“ 

verpflichten sich die Länder dazu, die Umsetzung der IK staatlich zu verankern. 

Umfassende und koordinierte politische Maßnahmen werden hierbei als besonders 

wichtig erachtet sowie die Bereitstellung notwendiger finanzieller Mittel und die 

Einrichtung einer Koordinierungsstelle. Die Staaten verpflichten sich hier ebenfalls 

der Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen Organisationen (vgl. Council of Europe, 

2011, Art. 7-11).     

 

❖ Kapitel III fokussiert die Prävention. Dies bedeutet dahin gehend die grundlegende 

Sensibilisierung der Bevölkerung und bestimmter Berufsgruppen zu Formen der 

geschlechtsspezifischen Gewalt sowie zur Notwendigkeit der Verhütung dieser. In 

diesem Kontext sollen Frauen und Mädchen bestärkt werden. Zusätzlich artikuliert 

werden Maßnahmen in Bezug auf die Täter:innenarbeit in Form von vorbeugenden 

Programmen; diese sollen auf die Sicherheit und Unterstützung von Betroffenen 

ausgelegt werden (vgl. Council of Europe 2011, Art. 12-17).  

 

❖ Kapitel IV befasst sich mit dem Schutz und der Unterstützung von Betroffenen in 

Form von Beratungsangeboten und Schutzeinrichtungen sowie durch eine medizi-

nische und psychologische Versorgung. Hierfür sind spezifische Einrichtungen für 

verschiedene Zielgruppen vorgesehen, darunter Schutzunterkünfte, Angebote für 

betroffene Kinder und spezialisierte Unterstützungseinrichtungen für Betroffene se-

xualisierter Gewalt in Form von Beratung und rechtsmedizinischer Unterstützung. 

Diese sollen in angemessenem Umfang entstehen und niedrigschwellig zugänglich 

sein (vgl. Council of Europe, 2011, Art. 18-28).   

 

❖ Kapitel VI zu „Ermittlung, Strafverfolgung, Verfahrensrecht und Schutzmaßnah-

men“ stellt das letzte Kapitel der IK dar. Dies benennt verschiedene Maßnahmen, 

welche betroffene Frauen und Mädchen einen sofortigen Schutz garantieren sollen 

– auch während des Ermittlungs- und Strafprozesses (vgl. Council of Europe, 2011, 

Art. 49-58). Dieser Aspekt wurde ebenfalls im Bremer LAP aufgegriffen. 

 

Aus diesen genannten Kapiteln der IK und den Erkenntnissen aus den nachfolgend 

benannten Modellprojekten sind die folgenden Kriterien für die Zielvorhaben des LAP 

entstanden. Zum einen sollte die geschlechtsspezifische Perspektive sowie eine nied-

rigschwellige, interkulturelle, inklusive und diverse Ausrichtung des Unterstützungssys-
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tems sichergestellt werden. Dabei sollen Präventionsangebote ausgebaut und weiter-

entwickelt werden. Die Sensibilisierung sowie darüber hinaus die Aufklärung der Öf-

fentlichkeit soll unter Einbezug Betroffener verbessert werden. Zum anderen sollen vor-

handene Verfahren und Hilfestrukturen unter dem Einbezug Betroffener auf deren 

Wirksamkeit geprüft und verbessert werden. Die Vernetzung und Zusammenarbeit al-

ler Beteiligten soll ebenfalls optimiert werden. Außerdem soll die Forschung zum 

Thema Gewaltschutz gestärkt werden. Unter Berücksichtigung dieser Kriterien wurde 

die Gesamtstrategie des LAP entworfen, welche insgesamt 75 Maßnahmen beinhaltet, 

die sich auf verschiedene Formen der Gewalt sowie auf Betroffene vulnerabler Gruppen 

bezieht, welche auch in der IK spezifisch thematisiert werden.  

 

Die Gewaltformen häusliche Gewalt, sexualisierte Gewalt, digitale Gewalt, Stalking, 

Zwangsprostitution, Zwangsverheiratung und weibliche Genitalverstümmelung (Fe-

male Genital Mutilation/Cutting; FGM/C) werden jeweils in Form eines Kapitels the-

matisiert. Zum einen wird jeweils auf die spezifischen Erfordernisse der IK und auf die 

zum Erstellungszeitpunkt aktuelle Daten- und Rechtslage eingegangen. Zum anderen 

werden das bisherige Verfahren in Bremen sowie die auf Basis der Konvention entwor-

fenen Ziele und Maßnahmen in Bezug auf die jeweilige Gewaltform behandelt. Vul-

nerablen Gruppen wird sich in gleicher Form gewidmet. Auf die Lage von Frauen mit 

Asyl- und/oder Migrationshintergrund2, geflüchtete Frauen und BIPoC3 wird ebenfalls 

gesondert – in Form eines eigenen Kapitels – eingegangen sowie zudem auf Personen 

mit besonderem Schutzbedarf. Auf diese wird im LAP ein besonderer Schwerpunkt 

gelegt, da fünf der von der IK diesbezüglich thematisierten Gruppen, darunter Men-

schen mit Behinderung, inter* Personen, drogenabhängige und wohnungslose Frauen 

sowie Sexarbeiter:innen berücksichtigt werden.  

 

Seit seiner Etablierung wurden insgesamt drei Fortschrittsberichte zum Bremer LAP 

veröffentlicht, wobei das vorrangige Ziel dieser Fortschreibungen darin bestand, die 

bremische Bürgerschaft im jährlichen Turnus über die Umsetzung der IK im Land Bre-

men zu informieren.  

 

Der erste Fortschrittsbericht (März, 2023) thematisiert u. a. die Koordinierung der Res-

sorts, welche zusammen für die Umsetzung des LAP zuständig sind. Auch wurden hier 

Schwerpunkte für das Jahr 2023 beschlossen sowie ebenfalls solche für die Fortschritts-

berichte der folgenden Jahre. Zudem wurde eine Ausfinanzierung des LAP gefordert, 

 

2  Es gilt hierbei zu berücksichtigen, dass bestimmte Personengruppen aufgrund von besonderen Hin-
tergründen oder Umständen eine verschärfte Lage in Bezug auf geschlechtsspezifische Gewalt auf-
weisen.  

3   Dies ist die offizielle Begriffsbestimmung für Black, Indigenous and People of Colour; es handelt sich 
dabei um die politische Selbstbezeichnung für von Rassismus betroffene Menschen.  
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da die meisten Projekte im ersten Jahr erst begonnen bzw. angeschoben wurden, 

wodurch zunächst Restmittel entstanden (vgl. Landeskoordinierungsstelle IK, 2023).  

 

Der zweite Fortschrittsbericht (März, 2024) beschreibt, dass 50 der 75 Maßnahmen 

des LAP bis zur Veröffentlichung im März 2024 auf den Weg gebracht oder abge-

schlossen wurden. Ebenfalls wurden die finanziellen Mittel für die Haushaltsjahre 2024 

und 2025 erhöht und die Restmittel des Vorjahres aufgebraucht. Ein wachsendes Inte-

resse an ressortübergreifenden und interdisziplinär angelegten Fortbildungen, v. a. in 

den Bereichen Datenschutz, Schweige- und Meldepflicht wurde verzeichnet, weshalb 

hierfür im Jahr 2024 zusätzliche finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt wurden. Für 

das Haushaltsjahr 2025 wurden die zentralen Fördermittel insgesamt gesehen verdop-

pelt (vgl. Landeskoordinierungsstelle IK, 2024).  

 

Der dritte Fortschrittsbericht, welcher im März 2025 veröffentlicht wurde, fasst die Er-

folge des LAP zusammen und gibt nochmals Einblicke in die Schwerpunkte für das Jahr 

2024. Die insgesamt 75 Maßnahmen des LAP waren zu diesem Zeitpunkt nahezu oder 

vollständig abgeschlossen, dies wurde v. a. durch eine Aufstockung der vorgesehenen 

Fördermittel möglich. Im Allgemeinen konnte festgestellt werden, dass viele der ge-

planten Projekte umgesetzt werden konnten. Insbesondere konnten Akteur:innen des 

Hilfe- und Schutzsystems (einschließlich Ämter und Behörden, Gerichte, Einrichtungen 

und weitere Akteur:innen) verbessert fortgebildet und mit mehr personellen Ressour-

cen ausgestattet werden. Hervorgehoben wurde ebenfalls die Arbeit der Koordinie-

rungsstellen für die Umsetzung der IK bei der Polizeibehörden in Bremen sowie im 

derjenigen des Magistrats Bremerhaven. Positiv betont wurde überdies die institutio-

nelle Verankerung der Perspektive gewaltbetroffener Personen durch den Betroffenen-

beirat, der als beratendes Gremium die Erfahrungen Betroffener systematisch in Ko-

operations- und Entscheidungsprozesse von Fachpraxis und Verwaltung kontinuierlich 

einbringt.4  

Des Weiteren wird eine der wesentlichsten Maßnahmen des LAP, die Institutionalisie-

rung einer Gewaltschutzambulanz (GSA) thematisiert, welche am 4. April 2024 offiziell 

eröffnet wurde – die am Klinikum Bremen-Mitte angesiedelt und mit einer Rechtsme-

dizinerin sowie einem Case Management ausgestattet ist und eng mit der Kinder-

schutzambulanz sowie der Gynäkologie kooperiert. Ziel der GSA ist die vertrauliche 

Spurensicherung nach Partnerschafts- und/ oder sexualisierter Gewalt. Außerdem be-

steht bereits eine Kooperation mit den Klinikum Bremerhaven-Reinkenheide, um 

 

4  An dieser Stelle sei auf den Kommentar zum Bremer Landesaktionsplan des Betroffenenbeirats Istan-
bul-Konvention im Land Bremen verwiesen (LAP, 2022).  
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ebenso in Bremerhaven ein Angebot für die vertrauliche Spurensicherung anbieten zu 

können (vgl. Landeskoordinierungsstelle IK, 2025).  

 

Die 2019 vom Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPoS) der Hochschule für 

öffentliche Verwaltung in Bremen durchgeführte Studie zur „Bedarfsanalyse und -pla-

nung zur Weiterentwicklung des Hilfesystems zum Schutz vor Gewalt gegen Frauen 

und häuslicher Gewalt“, die von der bremischen Zentralstelle für Gleichberechtigung 

der Frau (ZGF) beauftragt wurde, stellt eines von fünf Modellprojekten dar, welche 

durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) ge-

fördert wurden. Das Ziel des Projektes bestand in der Analyse des Hilfesystems auf 

Länderebene in Hinblick auf die Ratifizierung der IK im Jahr 2018. In Bremen lag der 

Fokus dabei auf Kinder und Jugendliche als Betroffene von häuslicher Gewalt. Erkennt-

nisse dieser Analyse sollten anschließend durch die ZGF (2019) und das IPoS (2019) 

gezielt an entsprechende Stellen im bremischen Hilfesystem weitergeleitet werden, um 

etwaige Prozesse anzustoßen und die Weiterentwicklung des Bremer Hilfesystems zu 

unterstützen. In Bezug auf die Zusammenarbeit zwischen den Akteur:innen des Hilfe- 

und Schutzsystems wurde ein Optimierungsbedarf festgestellt, da zum Veröffentli-

chungszeitpunkt noch kein geschlossenes und ineinandergreifendes Vernetzungssys-

tem bestand. Eine eindeutige Identifikation von Schnittstellen im Hilfesystem in Bezug 

auf häusliche Gewalt in Form einer Prozessanalyse erschien deshalb notwendig. Dafür 

müsse eine genaue Beschreibung der Schnittstellen in Bezug auf Lücken, Nutzen und 

Semantik erfolgen. Jene Schnittstellenbeschreibungen und daraus entstehenden struk-

turellen Konzepte sollten die effektive und fehlerfreie Kommunikation zwischen den 

Schnittstellen unterstützen. Darüber hinaus wurde ein Mangel an Schutzunterkünften 

wie sie von Frauenhäusern angeboten werden bezüglich der verfügbaren Betten fest-

gestellt.  

 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) veröffentlichte 2024 den „Monitor 

Gewalt gegen Frauen – Umsetzung Istanbul-Konvention Deutschland“. Hier wurden 

Landesaktionspläne auf Bundes- und Länderebene analysiert und auf den Erfolg in der 

Zielumsetzung hin geprüft. Das Ergebnis der Untersuchung zeigte, dass die Umset-

zung der IK deutschlandweit gravierende Lücken aufzeigte. Auch, wenn sich punktuell 

Verbesserungen ergaben, sei das gesamte Hilfesystem noch nicht bedarfsgerecht aus-

gebaut. Beratungsangebote wurden stets stark beansprucht, was teilweise vorhandene 

Kapazitäten überschreite, während geschlechtsspezifische Gewalt in Deutschland im-

mer noch hohe Ausmaße annehme. Dem Institut zufolge wurden ebenfalls nicht sämt-

liche Erscheinungsformen geschlechtsspezifischer Gewalt gleichermaßen und ausrei-

chend beleuchtet. Eine bundeseinheitliche Gewaltschutzstrategie fehle dahin gehend 

merklich; auch finde eine Individualisierung der frauenfeindlichen Gewalt statt, welche 

die strukturellen Machtunterschiede zwischen Frauen und Männern unberücksichtigt 
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lasse. Hinsichtlich geplanter Schulungen und Weiterbildungen der Polizei- und Justiz-

behörden lasse sich konstatieren, dass diese nicht systematisch und flächendeckend 

zur Genüge stattfänden. Insofern bewertete das DIMR in der Studie die Umsetzung 

der IK in Deutschland daher noch als unzureichend und wies auf weiterhin bestehende 

große Lücken hin. 

 

Mit Bezugnahme auf Bremen wurden bspw. 2024 seitens der comeback gGmbH im 

Rahmen der Studie „Bremer Landesaktionsplan Istanbul-Konvention: Schaffung neuer 

Schutzangebote für wohnungslose, psychisch erkrankte, suchtmittelkonsumierende 

sowie der Sexarbeit nachgehende Frauen, die Gewalt erlebt haben“ die Bedürfnisse 

von drogenabhängigen und wohnungslosen Frauen sowie Sexarbeiter:innen im Hilfe-

system untersucht. Ziel dieser Studie war die Minimierung bestehender Forschungslü-

cken, die Abbildung der Lebenssituation und der -bedingungen der Personengruppe 

in der bremischen Drogenszene. Dabei wurden zehn Herausforderungen identifiziert 

und Lösungsansätze formuliert – letztere zielen u. a. auf die Niedrigschwelligkeit des 

Zugangs, das Misstrauen gegenüber Hilfseinrichtungen und den Umgang mit Inter-

sektionen von Suchtthematiken, psychischen Erkrankungen und Behinderungen ab. 

Im Allgemeinen zeigten die Ergebnisse eindeutig, dass ein 24/7-Modell der Schutzein-

richtungen die effektivste Lösung sei, um den komplexen Bedarfen und Bedürfnissen 

der Personengruppe gerecht zu werden. Das trifft allerdings in der Umsetzung auf 

entsprechende finanzielle Hürden, weswegen durch angepasste Öffnungszeiten und 

die schrittweise Implementierung ebenfalls Lösungen geschaffen werden könnten, die 

sich entsprechend auswirken können. Betont wurde außerdem, dass Schutzeinrichtun-

gen keine temporäre Lösung seien, sondern als nachhaltiger Bestandteil eines bedarfs-

gerechten Hilfesystems etabliert werden müssten (vgl. comeback gGmbH, 2024).  

 

Für die Stadtgemeinde Bremerhaven wurde im Jahr 2024 eine „Ist-Stand-Analyse der 

Beratungsangebote für Betroffene geschlechtsbezogener Gewalt“ seitens der Zoom – 

Sozialforschung und Beratung GmbH (vgl. Kotlenga 2024) durchgeführt. Ziel dieser 

Studie war es, den damals aktuell vorliegenden Sachstand hinsichtlich der Bratungs-

angebote für Betroffene geschlechtsbezogener Gewalt in der Stadtgemeinde Bremer-

haven zu eruieren. Dabei lag der Fokus auf Frauen und Mädchen5 sowie Kindern als 

ebenfalls von Gewalt betroffene Personen. Im Kontext dieser Studie wurden zum einen 

Onlinebefragungen in den Einrichtungen des Hilfesystems und zum anderen Gruppen-

diskussionen mit Vertreter:innen unterschiedlicher institutioneller Zugehörigkeit, wie 

Bildungseinrichtungen, Jugendhilfe, Justiz und Polizei sowie gewaltspezifischer Bera-

tungsstellen, durchgeführt.      

 

5  Im Rahmen der Studie wurden ebenfalls wurden Transfrauen mit berücksichtigt (vgl. Kotlenga 2024).  
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Wesentliche Resultate der Studie lassen sich dahin gehend zusammen, dass die Fach-

kräfte innerhalb der Einrichtungen im Arbeitsalltag häufig mit Fällen geschlechtsbezo-

gener Gewalt konfrontiert werden, diese sich jedoch nicht, z. B. im Rahmen ihrer Aus-

bildung oder weiteren Fortbildungen explizit mit geschlechtsbezogener Gewalt be-

schäftigen würden. Insofern ist es nicht verwunderlich, dass die Zufriedenheit des Fach-

personal mit den ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, Betroffene von ge-

schlechtsspezifischer Gewalt zu unterstützen, eher niedrig ausfiel.  

Hinsichtlich konkreter Bedarfe wird in der Studie insbesondere darauf verwiesen, dass 

ein zentraler Bedarf in der langfristigen Unterstützung der Betroffenen bestehe, die z. 

B. in Form einer Begleitung bei Trennung erfolgen könnte. Nicht weniger wichtig sei 

die Stabilisierung der Betroffenen nach Gewalterfahrungen sowie die Unterstützung 

beim Aufbau eines gewaltfreien Lebens. Insofern seien niedrigschwellige Unterstüt-

zungsangebote, eine Traumaberatung, die damit verbundene psychotherapeutische 

Hilfe sowie die praktische Begleitung im Alltag wesentliche Bedarfe der Zielgruppe. 

Dabei zeigte die Studie auf, dass die entsprechenden, spezialisierten Angebote für spe-

zifische Gewaltformen, wie digitale Gewalt, Zwangsverheiratung bislang noch nicht in 

der Stadtgemeinde Bremerhaven umgesetzt seien. Mit Blick auf besondere Bedarfe 

einzelner Zielgruppen verweist die Studie auf diejenigen von Frauen mit Asyl- und Mig-

rationshintergrund, die aufgrund bestehender Sprachbarrieren, rechtlichen Abhängig-

keiten und finanziellen Unsicherheiten lediglich einen erschwerten Zugang zum Hilfe- 

und Schutzsystem im Allgemeinen aufwiesen. Ebenfalls von Barrieren seien Frauen und 

Mädchen mit Behinderungen betroffen, da fehlende Barrierefreiheit sowie Abhängig-

keiten von Unterstützungsleistungen die Loslösung aus Gewaltbeziehungen erschwe-

ren würden. Zum Kreis von trans-, inter- sowie nonbinären Personen mangele es pas-

senden Angeboten; darüber hinaus sei der Zugang zu entsprechenden Angeboten 

weiterhin nur erschwert möglich. 

In Bezug auf die Bedarfsabdeckung in Bremerhaven wurde in der Studie konstatiert, 

dass das bestehende Hilfesystem lediglich einen starken Fokus auf die Erst- und Ver-

weisberatung setze. Eine langfristige Unterstützung, die psychosoziale Stabilisierung 

sowie die alltagsbezogene Begleitung seien dahingegen kaum vorhanden. Insofern 

wurde die Bedarfsgerechtigkeit der bereits bestehenden Angebote in Bremerhaven ins-

gesamt als eher negativ eingeschätzt.  

Zusammenfassend lässt sich hinsichtlich dieser Studie daher feststellen, dass die Unter-

suchung der Beratungsangebote deutliche Lücken im bestehenden Hilfe- und 

Schutzsystem in Bremerhaven aufzeigte. Dahin gehend fehlten insbesondere langfris-

tige Unterstützungsmöglichkeiten sowie spezialisierte Angebote für bestimmte Ziel-

gruppen und Gewaltformen. Gleichzeitig bestünde weiterhin ein Bedarf an besserer 

Schulung von Fachkräften sowie an niedrigschwelligen Zugängen zum Hilfe- und Un-

terstützungssystem. 
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Das Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen (Gewalt-

schutzgesetz; GewSchG) stellt in Bezug auf den Schutz vor Gewalt, Stalking und häus-

licher Gewalt ebenfalls eine entsprechende Bedeutsamkeit dar. Es ermöglicht Opfer-

schutz in Form von Kontakt- und Annäherungsverboten, das Überlassen der gemein-

samen genutzten Wohnung sowie gesonderte Strafvorschriften. Jene Strafvorschriften 

(§ 4) wurden im Jahr 2021 durch Abs. 2 ergänzt, um Betroffene besser vor Nachstel-

lung und (Cyber-)Stalking zu schützen. Ende 2025 wurde ein weiterer Gesetzesentwurf 

zum GewSchG vom Bundeskabinett beschlossen.6 Damit soll zukünftig die Möglichkeit 

gegeben sein, den Aufenthalt von Tätern dauerhaft elektronisch zu überwachen sowie 

verpflichtende soziale Trainingskurse anzuordnen. Ebenfalls sieht es die Möglichkeit 

vor, den Strafrahmen zu erhöhen. Des Weiteren soll das Familiengericht in die Lage 

verssetzt werden, Auskünfte aus dem Waffenregister anfordern können, um so eine 

bessere Gefährdungsanalyse durchführen zu können.  

 

Zuletzt stellt das am 31. Januar 2025 verabschiedete Gesetz zur Sicherung des Zugangs 

zu Schutz und Beratung bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt (Gewalthil-

fegesetz; GewHG) einen erheblichen Fortschritt für den Schutz und die Beratung von 

gewaltbetroffenen Frauen und Kindern dar. Zentrales Ziel des Gesetzes ist die Unter-

versorgung im Hilfesystem zu beheben und somit einen ausreichenden und bedarfs-

gerechten Schutz bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt bereitzustellen. 

Als darunterfallende Aufgaben werden die Bereitstellung von Schutz-, Beratungs- und 

Unterstützungsangeboten für Betroffene, aber darüber hinaus ebenso Maßnahmen zur 

Prävention und zu strukturierenden Vernetzungsarbeit verstanden. Erstmals wurde da-

hin gehend ein individueller Rechtsanspruch auf Schutz und Beratung verankert, wobei 

dieser allerdings ab dem 1. Januar 2032 gelten wird. 

 

  

 

6  Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Gesetzes zur „Einführung der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung und der Täterarbeit im Gewaltschutzgesetz“.   

  (https://dserver.bundestag.de/btd/21/040/2104082.pdf, zuletzt aufgerufen am 27.02.2026).   
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2. Projektziele 

 

Grundlage dieser Evaluationsstudie bildet das bereits im ersten Kapitel angeführte 

„Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt“, die sogenannte IK. Mit ihrer Ratifizierung zum 

01.02.2018 schafft diese verbindliche Rechtsnormen zur Bekämpfung von Gewalt an 

Frauen und häuslicher Gewalt.  

 

In diesem Zusammenhang sind die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven im 

Rahmen der Umsetzung von Artikel 22 der IK dazu verpflichtet, spezialisierte Hilfe-

dienste bereitzustellen. Auf diesem Fundament wurde der LAP mit dem Titel „Istanbul-

Konvention umsetzen – Frauen und Kinder vor Gewalt schützen“ im März 2022 vom 

bremischen Senat beschlossen. In dieser wird in Maßnahme 4 explizit eine „externe 

Evaluation zur Umsetzung des Landesaktionsplans nach vier Jahren“ vorgesehen.  

 

Die wesentlichen Ziele der hier vorliegenden Evaluationsstudie wurden dabei bereits 

im „Aufruf zur Interessensbekundung“ vom April 2025 seitens der Senatorin für Ge-

sundheit, Frauen und Verbraucherschutz (SGFV) der Freien Hansestadt Bremen artiku-

liert. Ferner sollen  

 

❖ die Zielstellungen und der Erfolg der Umsetzung sowie die Qualität der Ergeb-

nisse des LAP evaluiert,  

 

❖ die Identifizierung weiterer Handlungsbedarfe als Orientierungshilfe für die wei-

tere Fortschreibung des LAP sowie  

 

❖ die Grundlagen für die Erfordernisse des GewHG und für die Entwicklungspla-

nung für das Bundesland Bremen geschaffen werden.    

 

Zu diesem Zweck wurde die hier vorliegende Evaluationsstudie angefertigt – diese ver-

steht sich als eine erste Bedarfsanalyse des bremischen Hilfe- und Schutzsystems, wel-

ches im Wesentlichen an den Maßnahmen des LAP ausgerichtet ist.  

 

Den Schwerpunkt dieser Bedarfsanalyse des Hilfesystems bildet dabei der Bereich 

„Schutz und Unterstützung“, der insgesamt 31 Maßnahmen im LAP prominent be-

nennt. Dabei wurde im Rahmen dieser Bedarfsanalyse ein Soll-Ist-Abgleich des Hilfe- 

und Schutzsystems vorgenommen, wobei vornehmlich Frauenhäuser und Beratungs-

stellen als Einrichtungen des Hilfesystems sowie überdies vulnerable Gruppen berück-

sichtigt wurden.  
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In diesem Kontext stand nicht nur die Frage nach dem derzeitigen Implementierungs-

stand der Maßnahmen im Vordergrund, sondern ebenso die Ermittlung der tatsächli-

chen Bedarfe an Schutz- und Beratungsangeboten der Zielgruppe.  

Um hier einen adäquaten Soll-Ist-Abgleich vornehmen zu können, wurden neben der 

IK im Weiteren die EU-Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häus-

licher Gewalt (Directive (EU) 2024/1385)7, das Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor 

Gewalttaten und Nachstellungen (GewSchG) sowie das bereits vom Bund beschlos-

sene Gesetz zur Sicherung des Zugangs zu Schutz und Beratung bei geschlechtsspezi-

fischer und häuslicher Gewalt (GewHG) berücksichtigt. 

 

Die hier vorliegende Evaluationsstudie beinhaltet neben der Bedarfsanalyse ebenfalls 

zielgerichtete Vorschläge zur Evaluation des Schwerpunktthemas Prävention (vgl. Ka-

pitel 6), der im LAP mit insgesamt 28 Maßnahmen den zweiten inhaltlichen Bereich 

ausmacht.  

 

Im Fokus der Erarbeitung eines geeigneten Evaluationsdesigns standen dahin gehend 

folgende Maßnahmen der unterschiedlichen Ressorts:  

 

❖ Täterarbeit (Senatorin für Justiz und Verfassung), 

 

❖ Aufsuchende Fachberatungsstelle (Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 

Integration) sowie  

 

❖ das Modul Gesundheitsberufe (Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbrau-

cherschutz). 

 

Um den oben benannten Studienzielen gerecht zu werden, ist die Evaluationsstudie 

derart konzipiert, dass sie zunächst eine strukturierte Literaturanalyse umfasste. Daran 

schloss sich einerseits die Auswertung und Analyse bereits vorhandener statistischer 

Datenbestände aus den zur Verfügung stehenden und seitens der Landkoordinations-

stelle IK zugänglich gemachten Quellen, die im Rahmen einer Sekundäranalyse vollzo-

gen wurde, an. Andererseits erfolgte eine gezielte Primärdatenerhebung in Form eines 

qualitativen Settings, wobei unterschiedliche Erhebungsinstrumente eingesetzt wur-

den.8      

 

    

 

7  https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401385&qid=1716884102079, 
zuletzt aufgerufen am 27.02.2026. 

8  Eine ausführliche Beschreibung des methodischen Vorgehens findet sich im dritten Kapitel wieder.  
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3. Methodisches Vorgehen  

 

Im Rahmen der Evaluationsstudie wurden zum einen in den einzelnen Arbeitspaketen 

seitens der Forschungsgruppe Daten erhoben, zum anderen wurden Daten aus Veröf-

fentlichungen früherer Studien im Rahmen der Sekundäranalyse betrachtet. Darüber 

hinaus wurden Sachberichte einschlägiger Institutionen und Einrichtungen, z. B. von 

Frauenhäusern und Fachberatungsstellen in Bremen und Bremerhaven, bereitgestellt, 

die für die Bedarfsanalyse des bremischen Hilfe- und Schutzsystems herangezogen 

wurden. 

 

Je nach Untersuchungsbereich variierten die statistischen Angaben in den vorliegen-

den Sachberichten erheblich, sodass eine Herausforderung darin lag, verallgemeiner-

bare Aussagen auf einem breiten statistischen Fundament treffen zu können. Um in 

diesem Zusammenhang die Analysemöglichkeiten optimal auszuschöpfen (vgl. Bartel-

heimer & Henke, 2017), wurde im Zuge der Evaluationsstudie ein Mixed-Methods-

Ansatz verwendet, in dem sowohl quantitative als auch qualitative Elemente integriert 

wurden, wobei der Schwerpunkt in den qualitativen Erhebungsmethoden lag.  

 

So kamen insbesondere Dokumentenanalysen und Sekundäranalysen von Daten aus 

bisherigen Studien und Sachberichten, die seit dem Inkrafttreten des LAP zur Verfü-

gung standen, zum Einsatz.  

Im Einzelnen führte die Forschergruppe leitfadengestützte Expert:innen-Interviews mit 

Fachpersonal aus unterschiedlichen institutionellen Kontexten und Einrichtungen 

durch, z. B. aus Frauenhäusern und Fachberatungsstellen, aber auch mit Vertreter:in-

nen der Justiz- und Polizeibehörden. Zusätzlich hierzu wurden Online-Fokusgruppen-

diskussionen sowie ergänzende Einzelinterviews mit Vertreter:innen der Arbeitsgrup-

pen durchgeführt, die thematisch an den Inhalten der Fokusgruppendiskussionen aus-

gerichtet waren.  

 

Die in der Erhebungsphase durchgeführten qualitativen Interviews mit Expert:innen, 

die Online-Fokusgruppendiskussionen sowie die ergänzenden Einzelinterviews wurden 

mit dem Einverständnis der Teilnehmer:innen in Form von Audiodateien aufgezeichnet 

und anschließend mittels einer KI-gestützten Transkriptionssoftware transkribiert. Die 

qualitativen Daten in Form von sogenannten Volltranskripten wurden daraufhin nach 

dem Verfahren der qualitativen Inhaltsanalyse (vgl. dazu Mayring, 2015; Kuckartz, 

2018; Kuckartz & Rädiker, 2024) und ausgerichtet an den für die Bedarfsanalyse rele-

vanten Aspekten ausgewertet. Zu diesem Zweck wurden verschiedene Kodierschemata 

entwickelt, anhand derer die jeweiligen Textpassagen aus den Transkripten sodann 

den Codes zugewiesen wurden – wobei dahin gehend Mehrfachzuordnungen möglich 
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waren. Die Kodierung und Auswertung erfolgte computergestützt mit der Analysesoft-

ware MAXQDA, während sämtliche quantitative Auswertungen in Excel vorgenom-

men wurden. 

 

3.1 Literaturanalyse  

 

Der Literaturanalyse lagen insbesondere die vom Auftraggeber in der Interessenbekun-

dung vom April 2025 benannten Studien zugrunde. Darüber hinaus wurden zusätzlich 

noch bundesweite, aber auch spezifisch auf Bremen bezogene Studien im themati-

schen Kontext von Gewaltschutz und -hilfe herangezogen, um damit ein einschlägiges 

Fundament an bisherigen veröffentlichten Studienergebnissen für die Bedarfsanalyse 

zu bilden.     

Sämtliche relevante Studien wurden dabei im Zuge der Literaturanalyse nach und nach 

gesichtet und die wesentlichen Inhalte herausgearbeitet. Dabei wurde v. a. darauf ge-

achtet, potenzielle Lücken, die sich in diesen Studien im Hinblick auf die Themen Ge-

waltschutz und -hilfe im bremischen Hilfe- und Schutzsystem aufzeigten, zu identifi-

zieren und gemäß der Studienanlage weitergehend zu berücksichtigen. Diese wurden 

sodann, sowohl im Kontext der quantitativen Auswertung als auch in der Konzeption 

der qualitativen Erhebungen und der darauffolgenden Auswertung explizit einbezo-

gen, um so im Rahmen dieser Evaluationsstudie tiefergehende Aussagen zu den bishe-

rigen Lücken tätigen zu können.     

    

3.2 Quantitative Auswertung  

 

Im Rahmen der quantitativen Erhebung wurden für die Bedarfsanalyse verschiedene 

Sekundärdaten mit jeweils unterschiedlichen Auswertungsstrategien herangezogen, 

die im Folgenden näher erläutert werden.  

 

Analyse und Auswertung von Sekundärdatenbeständen  

 

Konkret betrifft dies die Auswertung des Fördermittelcontrollings im Hinblick auf die 

Umsetzung der IK im Bereich „Schutz und Unterstützung“. Hierfür wurden alle drei 

Fortschrittberichte zum Bremer LAP zur Umsetzung der IK des Stabbereichs Frauen der 

Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz (SGFV) der Hansestadt Bre-

men aus den Jahren 2023, 2024 und 2025 berücksichtigt.  
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Weiterhin wurden die Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) des Landes Bre-

men, der Stadtgemeinden Bremen sowie Bremerhaven aus dem Jahr 2024 zusammen-

getragen.9 Diese waren auf der Webseite der Senatorin für Inneres und Sport öffentlich 

zugänglich. 

Als inhaltliche Grundlage für die Zusammentragung der wesentlichen Daten diente 

hierfür der LAP; in diesem Kontext wurden die unter den unterschiedlichen Gewaltfor-

men10 gelisteten, strafrechtlich relevanten Paragraphen in Abgleich mit der Polizeili-

chen Kriminalstatistik zusammengestellt. In Abhängigkeit des jeweiligen Strafgesetz-

paragraphen wurde in diesem Kontext erfasst, wie viele Fälle die örtliche Polizei bear-

beitete, in wie vielen Fällen es zu einer Aufklärung der Tat kam, ob die angezeigten 

Taten einen Versuch darstellten oder vollendet wurden und letztlich, wie alt und wel-

chen Geschlechts die Opfer der Taten waren. Die Aufbereitung und Analyse dieser 

statistischen Datenbestände wurde einerseits für die Stadtgemeinden Bremen und Bre-

merhaven sowie andererseits für das Bundesland Bremen durchgeführt.   

 

Mit Blick auf die Aussagekraft der in Kapitel 4 vorgestellten Daten müssen – einschrän-

kend – verschiedene Sachverhalte festgehalten werden, die nachfolgend behandelt 

werden.    

Dies betrifft zum einen die Gewaltform der häuslichen Gewalt. Diese stellt keinen ei-

genständigen Straftatbestand dar, sondern wird – wie ebenfalls der LAP aufzeigt – in 

mehreren Gesetzen erfasst, wie bspw. § 177-178 sexuelle Übergriffe/Nötigung, § 233 

vorsätzliche einfache Körperverletzung, § 244 Körperverletzung, § 266 schwere Kör-

perverletzungen, § 240 Nötigung und § 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erzie-

hungspflicht. Daneben gilt auch das GewSchG, dass die Beantragung eines Nähe-

rungs- oder Kontaktverbotes bzw. die Zuweisung einer Wohnung zulässt. Das Bundes-

kriminalamt (BKA) erfasst jährlich die sog. innerfamiliäre und partnerschaftliche Ge-

walt, jedoch mit der Bezugsgröße der gesamten Bundesrepublik Deutschland und 

nicht differenziert nach einzelnen Bundesländern.  

Etwaige quantitative Aussagen hierzu können daher lediglich auf Grundlage der inner-

polizeilichen Präsentationen der PKS gemacht werden, die wiederum interne Auswer-

tungen des Bundeslagebildes des BKA darstellen.   

Weitere Einschränkungen in der Interpretation der Daten der PKS zeigen sich – wie 

auch schon im LAP erwähnt – bei der Gewaltform der digitalen Gewalt, da diese eben-

falls keinen eigenständigen Straftatbestand darstellt, sondern im juristisch-rechtlichen 

 

9  Dies war zum Zeitpunkt der Evaluation der aktuell verfügbare Datenstand.  
10  Justizstatistiken und Daten zu ebenjenen Gewaltformen in Bremen konnten im Rahmen der hier  
  vorliegenden Evaluationsstudie nicht eingeholt und ausgewertet werden.  
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Sinne mithilfe verschiedener Tatbestände nachgegangen wird. Wie schon im LAP an-

gemerkt wird, betrifft dies bspw. Ehrverletzungen, wie etwa § 185 StGB Beleidigung, 

§ 186 üble Nachrede, § 187 Verleumdung, § 130 Volksverhetzung, § 238 Nachstellung 

und Stalking, das Ausspähen und Abfangen von Daten (§ 202a und 202b StGB), Da-

tenveränderung (§ 303 StGB) und seit 2021 ebenfalls Cyberstalking (§ 238 Abs. 1, Nr. 

5 StGB). Auch hier kann ein Kontakt- und Näherungsversuch nach dem GewSchG be-

antragt werden. Dahin gehend gestaltet sich die Interpretation der darunterfallenden 

Fall- und Opferzahlen ebenfalls als nicht reliabel – es ist also nicht zuverlässig möglich, 

hier eine eindeutige Zuweisung zu erkennen, ob z. B. ein Fall übler Nachrede im digi-

talen Kontext stattfand – und damit aus den Daten der PKS nicht nachvollziehbar. 

Gleichzeitig lassen die Fallzahlen der expliziten Straftatbestände wie die Vorbereitung, 

das Ausspähen und Abfangen von Daten keine Interpretation darüber zu, ob sich et-

waige Fälle geschlechtsspezifisch gegen Frauen und Mädchen richten; auch weil eine 

Opferstatistik hierzu nicht veröffentlicht wird. Der explizite Straftatbestand des reinen 

Cyberstalkings (§ 238 Abs. 1, Nr. 5 StGB) wird in der PKS nicht gelistet, sodass hierzu 

keine Aussagen getätigt werden können. 

 

Eine ähnliche Problematik betrifft ebenfalls die FGM, die nicht als eigenständiger Straf-

paragraf erfasst wird, sondern im polizeilichen bzw. juristischen Kontext unter den Tat-

beständen der Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht (§ 171 StGB), der ge-

fährlichen Körperverletzung (§ 224 StGB), der schweren Körperverletzung (§ 226 

StGB) oder der Misshandlung Schutzbefohlener (§ 225 StGB) erfasst werden. Weitere, 

damit in Verbindung stehende Straftatbestände, wie das explizite Verstümmeln weib-

licher Genitalien (§ 226a StGB) werden in der bremischen PKS nicht erfasst.   

 

Für die quantitative Erfassung der Inanspruchnahme und Auslastung der Frauenhäuser 

wurden die jeweiligen Sach- und Jahresberichte von den drei Frauenhäusern in Bremen 

und einem Frauenhaus in Bremerhaven ausgewertet.  

 

Da die statistischen Angaben in diesen Sach- und Jahresberichten nicht frauenhaus-

übergreifend vollständig erfasst und somit lediglich eingeschränkt miteinander ver-

gleichbar waren, wurden die Datenbestände in Abhängigkeit vom jeweiligen Frauen-

haus getrennt zusammengetragen und betrachtet. In diesem Zusammenhang wurde 

tiefergehender untersucht, wie viele Bewohner:innen jedes Frauenhaus jährlich neu 

aufnimmt, insgesamt beherbergt und, wie die Verteilung der Bewohner:innen (mit 

Blick auf Frauen und Kinder sowie deren Alter) ist. Sofern möglich wurden weiterge-

hend die folgenden Aspekte in die Analyse ergänzend aufgenommen:  

 

❖ die Staatsangehörigkeit, 

❖ die Gründe der Aufnahme, 
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❖ der vorherige Wohnsitz in Deutschland, 

❖ die Aufenthaltsdauer im Frauenhaus, 

❖ der Bezug von Sozialleistungen sowie der 

❖ Ort des Auszuges. 

 

Anschließend wurde für jede Einrichtung der prozentuale Mittelwert über den Betrach-

tungszeitraum von 2022 bis 2024 sowie die jeweiligen prozentualen Verteilungen be-

rechnet.   

Diese Auswertung wurde vorrangig in Excel umgesetzt. Die Wahl dieses Programmes 

wurde davon bestimmt, dass sich die zur Verfügung stehenden Daten zwischen Frau-

enhäusern, in besonderem Maße aber zwischen den Fachberatungsstellen derart von-

einander unterschieden, sodass eine Erfassung und Auswertung mit dem Statistikpro-

gramm SPSS aufgrund der Diskrepanzen zu einer höheren Fehleranfälligkeit in der Aus-

wertung, Analyse und Interpretation der Daten geführt hätte.   

 

Die etwaigen methodischen Hindernisse in der quantitativen Datenauswertung wer-

den im Weiteren transparent wiedergegeben – auf sie wird zusätzlich konkreter in der 

Darstellung der empirischen Befunde im vierten Kapitel eingegangen.11 

 

Mit Blick auf die Jahres- und Sachberichte der Frauenhäuser zeigten sich folgende Hin-

dernisse, die eine nahtlose Vergleichbarkeit erschwerten:   

 

❖ Nicht alle Frauenhäuser erfassten die Zahl der Bewohner:innen, die im jeweils 

laufenden Jahr insgesamt beherbergt wurden. Dies tat nur das Frauenhaus 
Nord, beim Frauenhaus der Gesellschaft für integrative soziale Beratung und 
Unterstützung mbH (GISBU), dem Frauenhaus der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
und dem Autonomen Bremer Frauenhaus musste dies über die Neuaufnahmen 

und der Bewohner:innenanzahl aus dem vorherigen Jahr berechnet werden. 

Dies betraf auch etwaige Zahlen zu den Neuaufnahmen von Bewohner:innen 

und ihren Kindern, da auch hier zum Teil lediglich über die Deduktion einzelner 

Werte auf deren Anzahl geschlossen werden konnte. Das Autonome Bremer 
Frauenhaus erfasste keine detaillierten Angaben zu den jährlichen Neuaufnah-

men und deren Zusammensetzung. Der Anteil der Mütter an den Frauen wurde 

lediglich beim Frauenhaus der GISBU angegeben, während dieser Anteil aus 

den Sachberichten des Frauenhauses Nord berechnet werden konnte. Im Frau-
enhaus der Arbeiterwohlfahrt (AWO) standen diese Daten nur für die Jahre 

 

11   Etwaige Unterschiede in der Datenerfassung oder Datenlücken sollen am Ende als Ansatzpunkte für 
mögliche Handlungsempfehlung zur Verbesserung der Datenlage sowie zur Entwicklung von Indi-
katoren für die Auslastung der Frauenhäuser herangezogen werden. 
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2022/2023 und im Autonomen Frauenhaus bloß für das Jahr 2024 zur Verfü-

gung.  

 

❖ Mit Blick auf die Datenzusendung aus dem Frauenhaus der AWO und dem Au-
tonomen Bremer Frauenhaus zeigte sich eine Umstellung der Datenerfassung. 

Das Frauenhaus der AWO stellte für die Jahre 2022 und 2023 detaillierte, ano-

nymisierte Exceltabellen zur Verfügung, stellte aber die Datenerfassung im Jahr 

2024 auf die Form eines Sachberichtes um.   

So konnte für das AWO Frauenhaus nicht lückenlos erfasst werden, wie viele 

Mütter und Kinder unter den beherbergten Frauen sind. Dies betraf zudem so-

ziodemografische Daten wie das Alter der Kinder und der Bewohner:innen, da 

im Jahr 2024 eine Altersgruppierung gewählt wurde, die sich von denen der 

anderen Frauenhäuser unterschied und damit nicht vergleichbar war. Weitere 

Variablen waren ebenfalls von der Umstellung der Datenzusendung in Form des 

Jahresberichtes betroffen, wie die Staatsangehörigkeit der Bewohner:innen, die 

Informationen zum Ort des Auszuges und zum Leistungsbezug der Bewoh-

ner:innen. Die Erfassung von Neuaufnahmen sowie die über die Jahresgrenze 

hinweg verbliebenen Frauen und Kinder unterschied sich ebenfalls zwischen 

den Jahren 2022 und 2023, hier konnte jedoch aufgrund der detaillierten, aber 

anonymisierten Erfassung eine Nachberechnung angestellt werden, die sich da-

rauf bezog, wie viele der Bewohner:innen über die Jahresgrenze hinweg blieben 

und bei welchen es sich um Neuaufnahmen handelte. Dennoch fehlten auch 

hier einige Angaben, wie bspw. zu den Auszugsverhältnissen einiger Frauen so-

wie ebenso zu Altersangaben einiger Kinder und Frauen.  

 

❖ Ähnliche Verhältnisse zeigten sich in der Auswertung der Daten des Autonomen 
Bremer Frauenhauses. Auch hier schien eine Umstellung der Datenerfassung auf 

das Jahr 2024 stattgefunden zu haben, die nun zwar der des Frauenhauses Nord 

entspricht und grundsätzlich für die Zukunft ein besseres Monitoring der Aus-

lastung und Inanspruchnahme verspricht, jedoch eine frauenhausinterne sau-

bere Berechnung der jeweiligen Verteilungen erschwerte. Dies betraf die Anzahl 

der Neuaufnahmen, die Aufnahmegründe, die Altersstruktur der Kinder sowie 

der Frauen, die Staatsangehörigkeit, der vorherige Wohnort, die Aufenthalts-

dauer und die Auszugsverhältnisse nach dem Aufenthalt im Frauenhaus. So wur-

den z. B. für die Altersstrukturen, die Staatsangehörigkeit und die Aufnahme-

gründe in den Jahren 2022 und 2023 jeweils lediglich die größte vertretene 

Gruppe bzw. die Anzahl aller unterschiedlich vertretenen Staatsangehörigkeiten 

genannt, während im Jahr 2024 hingegen eine detaillierte Ausweisung in abso-

luten Zahlen veröffentlicht wurde. Variablen wie die Auszugsverhältnisse und 
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die Anzahl der Neuaufnahmen wurden in den Jahren 2022 und 2023 nicht an-

gegeben. 

 

❖ Das Frauenhaus der GISBU in Bremerhaven erfasste im Vergleich zu den ande-

ren Frauenhäusern nicht das Alter der aufgenommenen Kinder, sodass hier 

ebenfalls keine Aussagen getroffen werden konnten. Mit Blick auf die Staatsan-

gehörigkeiten differenzierte der Sachbericht zwischen Frauen, die aufgrund von 

Gewaltumständen und Frauen, die aufgrund von Obdach- bzw. Wohnungslo-

sigkeit aufgenommen wurden. Jedoch zeigte sich bei der Auswertung der 

Gruppe der von Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit betroffenen Frauen in den 

Jahren jeweils unterschiedliche Bezugsgrößen, sodass auch hier eine valide Ver-

teilungsberechnung nicht möglich war. Weiterhin war die Ausweisung der pro-

zentualen Verteilung bei der Aufenthaltsdauer beider Frauengruppen statistisch 

nicht verwertbar bzw. undurchsichtig, da weder innerhalb einer Gruppe, noch 

über beide hinweg eine Aufrechnung auf 100 % möglich und daher nicht nach-

vollziehbar war, auf welcher Grundgesamtheit die Prozentangaben basieren 

und wie diese Verteilung zustande kam.   

 

Weiterhin zu erwähnen ist, dass etwaige Zahlen zur Auslastung der Frauenhäuser le-

diglich auf deren eigenen Berechnungen fußen und die entsprechende Berechnungs-

weise aus den Jahres- und Sachberichten nicht transparent hervorging; dies betraf au-

ßerdem die Ausweisung der Belegungstage, die sich im Durchschnitt zwar alle ähnel-

ten, sich jedoch im Jahr 2024 des Frauenhauses der AWO und des Autonomen Bremer 
Frauenhauses Ausreißer zeigten und die Erfassungslogik dieser Zahlen in den Berichten 

nicht zur Genüge erörtert wurden – insofern ist bei der Interpretation der Mittelwerte 

dieser Belegzahlen Vorsicht geboten. 

 

Hinsichtlich der Ablehnungen von Frauen in den Frauenhäusern können auf der Da-

tengrundlage keine quantitativen Aussagen gemacht werden, da lediglich eine Angabe 

der GISBU für das von ihr betriebene Frauenhaus dem Jahr 2024 getätigt wurde. Dahin 

gehend wurde anderweitig entweder erwähnt, dass „viele Frauen“ (vgl. Sachbericht 

2024) abgelehnt wurden, dass ebenso Ablehnungen definitiv vorlagen, jedoch wurde 

nicht weitergehend deren Umfang spezifiziert oder es wurden schlichtweg keine Aus-

sagen hierzu getätigt.  

 

Mit Blick auf die ambulante Beratung der Frauenhäuser sind ebenfalls Differenzen im 

Detailgrad der Daten zu attestieren. Das Frauenhaus der AWO bietet zwar eine ambu-

lante Beratung an, jedoch lagen hierzu keine Zahlen in den jeweiligen Sach- und Jah-

resberichten vor. Für das Autonome Frauenhaus liegen ebenfalls nur Beratungsdaten 

für das Jahr 2024 vor.  
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Das Frauenhaus der GISBU, das Frauenhaus Nord und das Autonome Bremer Frauen-
haus erfassten die Anzahl der Beratungsgespräche sowie die Art des Beratungsformats 

gleichermaßen, jedoch lagen für das Autonome Bremer Frauenhaus bloß Daten aus 

dem Jahr 2024 vor.   

In absoluten Zahlen und umfänglicher erhoben die Frauenhäuser Nord und das Auto-
nome Bremer Frauenhaus die Beratungsdauer und Anlässe der Gespräche, während 

das Frauenhaus der GISBU z. B. nur auswies, welche Anlässe die Hauptthemen der 

Beratungen darstellten oder welche vermehrt aufkamen.  

 

Fachberatungsstellen wie notruf e.V., Neue Wege und die Beratung für Betroffene von 

Menschenhandel und Zwangsprostitution (BBMeZ) zeigten ebenfalls divergierende Er-

fassungsvariablen. So wiesen Neue Wege und die BBMeZ keine Anzahl der Beratungs-

gespräche aus, jedoch erfassten sie alle die Gesamtzahl und das Geschlecht der Kli-

ent:innen. Notruf e.V. hingegen erhob detailliert soziodemografische Angaben zum 

Alter, Familienstand, Kinder der Beratenen, Bildungsabschluss und zur (Erwerbs-)Tätig-

keit.   

Die BBMeZ erfasste neben der Anzahl an Klient:innen und deren Geschlecht ebenfalls 

die Neuaufnahmen. Die Anlässe der Beratungen wurden jedoch nicht quantitativ, son-

dern qualitativ ausgegeben. Das Alter der Klient:innen lag bloß für die Jahre 2023 und 

2024 vor, ebenso deren Staatsangehörigkeit. Jedoch zeigten sich fernerhin analytische 

und interpretative Schwierigkeiten aufgrund unklarer Ausweisungen der jeweiligen 

Prozentangaben bzw. der dazugehörigen Länder auf.12  

 

Eine weitere Variable zur Einschätzung der Auslastung, dem Bestehen und der Länge 

einer etwaigen Warteliste, konnte aufgrund fehlender Angaben ebenfalls nicht mit in 

die Analyse aufgenommen werden. Lediglich notruf e.V. und Neue Wege e.V. erwähn-

ten in ihren jeweiligen Sach- und Jahresberichten, dass eine Warteliste bestand. Notruf 

e.V. erwähnte nur in einem der drei Jahresberichte, dass sich diese „zeitweise“ auf um 

die acht Monate belief. 

 

Mit Blick auf die Beratungsstellen für vulnerable Gruppen13 zeigte sich, abseits von 

ebenfalls divergierenden Merkmalserfassungen, keine darüber hinaus bestehenden 

Schwierigkeiten. So erfasste die Beratungsstelle Schattenriss e.V. ähnlich wie notruf 

e.V., sehr detailliert die Altersstruktur und etwaige Beratungsanlässe der Klient:innen 

 

12  Dieser Umstand wird an der entsprechenden Stelle in Kapitel 4 näher erläutert. 
13  Hierunter fallen im Rahmen der Evaluationsstudie obdachlose bzw. wohnungslose, konsumierende, 

queere Personen, Personen mit Asyl- und/oder Migrationshintergrund, Personen mit psychischen 
Erkrankungen sowie Personen mit Behinderung.  



 

 

 

 

 

Seite 23 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

sowie Neuaufnahmen. Die Beratungsstelle Rat & Tat – Zentrum für queeres Leben er-

fasste die Zahl der Beratungsgespräche differenziert nach telefonischen und persönli-

chen Beratungssettings, das Geschlecht der Klient:innen, während das Mädchenhaus 

Bremen die Zahl der Beratungen – ebenfalls differenziert nach persönlichen und tele-

fonischen Gesprächen – ferner die Anzahl der Klient:innen, die Altersstruktur in drei 

Alterskategorien, die Beratungsanlässe und die Inanspruchnahme der Chatberatung 

auswies. Die Beratungsstelle Frauengesundheit Tenever erfasste – mit Blick auf den 

Teilaspekt der Beratung von Frauen und Gewalt – die persönlichen und telefonischen 

Beratungsgespräche, die Beratungsdauer sowie den Anlass der Beratungsgespräche.14 

 

Für einige Einrichtungen, die sich mit ihrem Angebot spezifisch an besonders vul-

nerable Gruppen richten, wie bspw. Frauen mit psychischen Erkrankungen, mit Sub-

stanzabhängigkeiten, Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit lagen in den jeweiligen Sach- 

und Jahresberichten im Vergleich zu den anderen Unterstützungseinrichtungen deut-

lich weniger Daten vor – bei diesen handelte es sich zumeist um Angaben zum Besuch 

oder zur Anzahl an Klient:innen.   

 

3.3 Qualitative Auswertung  

 

Im Zuge der qualitativen Erhebungsphase wurden für die Bedarfsanalyse des bremi-

schen Hilfe- und Schutzsystems vorrangig zwei Erhebungsinstrumente verwendet – 

zum einen das Expert:innen-Interview und zum anderen die Fokusgruppendiskussion 

–, auf beide Instrumente wird in den nachfolgenden Ausführungen detaillierter einge-

gangen.  

 

Leitfadengestützte Interviews mit Expert:innen  

 

Mit den durchgeführten leitfadengestützten Interviews mit Fachkräften aus unter-

schiedlichen Institutionen und Einrichtungen wurde vornehmlich das Ziel verfolgt, die 

Befragten um ihre Einschätzung und Beurteilung zur gegenwärtigen Institutionalisie-

rung des bremischen Hilfe- und Schutzsystems im Kontext zum im März des Jahres 

2022 in Kraft getretenen LAP zu bitten.     

 

 

14  Hierzu muss einschränkend erwähnt werden, dass es sich bei der Beratungsstelle Frauengesundheit 
Tenever jedoch nicht um eine Fachberatungsstelle handelt, die explizit und ausschließlich Frauen 
und Mädchen berät, die Gewalterfahrungen erleben oder erlebt haben, sondern soziodemografisch 
und anlassübergreifend zu Themen der Gesundheit von Frauen im Stadtteil Tenever berät, aber auch 
Aktivitäten anbietet, z. B. vielfältige Workshops.  
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Wie der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen ist, wurden im Rahmen dieser Expert:in-

nen-Interviews möglichst umfassend sämtliche relevante Aspekte, die sich aus der Li-

teratur- und Sekundäranalyse ableiten ließen, aufgegriffen und mit dem Fachpersonal 

thematisiert.  

 

Ein besonderer Fokus lag dahin gehend auf den folgenden inhaltlichen Schwerpunk-

ten:    

 

❖ Neben der Beurteilung des derzeitigen bremischen Hilfe- und Schutzsystems 

für Frauen und Kinder ging es darüber hinaus ebenfalls darum,  

 

❖ die organisationsübergreifende Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen 

den beteiligten Akteuren zu eruieren.  

 

❖ Außerdem wurden die Fachkräfte um ihre Einschätzung gebeten, inwieweit 

sich in deren alltäglicher Arbeit Veränderungen ergeben haben, die mit der 

Etablierung des LAP einhergehen.  

 

❖ Des Weiteren wurde das befragte Fachpersonal darum gebeten, zu erzählen, 

wie Fördermittel aus dem LAP bislang in der Einrichtung eingesetzt wurden.   

 

Auf diesen Grundlagen wurde ein entsprechender Interviewleitfaden konzipiert. Bei 

diesem Arbeitsschritt wurden ebenfalls thematische Hinweise bzw. Anregungen des 

Auftraggebers berücksichtigt. 
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Tab. 1: Themenbereiche der Expert:innen-Interviews mit Fachpersonal unterschied-

licher institutioneller Zugehörigkeit  

Themenbereiche Beispiele für Befragungsinhalte 

Beruflicher Hinter-

grund 

Beruflicher Hintergrund der interviewten Person, derzeiti-

ger Aufgaben- und Tätigkeitsbereich  

Hilfe- und Schutzsys-

tem sowie institutions-

übergreifende Vernet-

zung und Zusammen-

arbeit 

Aufbau des Hilfe- und Schutzsystems, Einschätzung der zur 

Verfügung stehenden Ressourcen, strukturelle Lücken, Zu-

gang für Betroffene zu Einrichtungen des Hilfe- und 

Schutzsystems, „best-practice“-Ansätze in Bezug auf Ge-

waltschutz und Unterstützungsmaßnahmen 

Beurteilung der Vernetzung und Zusammenarbeit im 

Hilfe- und Schutzsystem, Herausforderungen an Schnitt-

stellen, Wirksamkeit ressortübergreifender Arbeitsgrup-

pen, Verbesserungspotenziale, „best-practice“-Beispiele in 

Bezug auf organisationsübergreifende Kooperationen  

Ausrichtung des Hilfe- 

und Schutzsystems am 

LAP 

Veränderungen durch Etablierung des LAP, Maßnahmen- 

und Zielumsetzung, relevante Aspekte bei der Fortschrei-

bung des LAP, Durchführung von Workshops zur Sensibi-

lisierung von Mitarbeiter:innen in der Einrichtung, Prob-

leme bei der Umsetzung von Maßnahmen und Zielen, 

Zugang von Personen der vulnerablen Gruppen zum 

Hilfe- und Schutzsystem    

Einsatz von Fördermit-

teln 

Verwendung von Fördermitteln und deren Wirksamkeit, 

Beurteilung der zur Verfügung stehenden Ressourcen  

Abschluss 
Potenzielle Anführung weiterer Aspekte und Ergänzungen 

durch die Gesprächspartner:innen  
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Nach dem Abschluss der konzeptionellen Arbeiten am Leitfaden wurden sowohl vom 

Auftraggeber als auch von der Forschergruppe ein Begleit- und Informationsschreiben 

für diejenigen Ansprechpersonen verfasst, die für ein Interview infrage kamen und 

ihnen im Rahmen der Kontaktierung zugesandt.  

Sämtliche Interviews wurden telefonisch geführt, mit dem Einverständnis der Inter-

viewteilnehmer:innen aufgezeichnet – die zuvor, im Rahmen der Terminabsprachen 

von den Befragten mittels einer entsprechenden Einverständniserklärung eingeholt 

wurde – und nach dem beschriebenen methodischen Vorgehen ausgewertet und ana-

lysiert.  
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Die nachfolgend dargestellte Tabelle gibt die anvisierte und letztlich verwirklichte An-

zahl an Interviews mit Expert:innen der unterschiedlichen Einrichtungen und Organi-

sationen wieder. Bei der Auswahl des zu befragenden Personals wurde zudem darauf 

geachtet, dass Vertreter:innen von Einrichtungen beider Stadtgemeinden Eingang in 

die Erhebungsanlage fanden.  

 

Tab. 2:  Anzahl der durchgeführten Expert:innen-Interviews mit Fachkräften 

Einrichtung/ 

 Organisationen 

Anvisierte  

Interviews  

Realisierte  

Interviews 

Frauenhäuser 4 4 

Fachberatungsstellen 3     5*/** 

Polizei und Justiz 3 4 

Gesamt  10 13 
* Im Falle einer Fachberatungsstelle erklärten zwei Ansprechpersonen ihre Teilnahmebereitschaft 

am Expert:innen-Interview, sodass für diese Organisation zwei durchgeführte Interviews angege-

ben wurden. 

** In einem Falle sprach die befragte Ansprechperson in einem Interview sowohl für das Frauenhaus, 

als auch für die daran angeschlossene Fachberatungsstelle – dieser Umstand wurde entsprechend 

bei der Angabe der Fallzahl berücksichtigt.   

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Die Übersicht zeigt, dass mehr Interviews verwirklicht werden konnten, als dies ur-

sprünglich geplant war. Dies lag der Forschungsgruppe zufolge insbesondere an dem 

erhöhten Interesse seitens der Fachkräfte, mit der Teilnahme an einem Interview aktiv 

einen Beitrag zur Evaluationsstudie leisten zu können. 

 

Online-Fokusgruppendiskussionen mit Arbeitsgruppen und ergänzende Einzelinter-

views 

 

Im Rahmen der Evaluationsstudie führte die Forschergruppe im Weiteren Online-Fo-

kusgruppendiskussionen mit Fachpersonal aus den Arbeitsgruppen in der Endphase 

der qualitativen Erhebung durch. Diese hatten einerseits das Ziel, deren Einschätzun-

gen und Perspektiven hinsichtlich des Zugangs von Personen aus vulnerablen Grup-

pen, wie Frauen mit Asyl- und Migrationshintergrund oder Frauen mit Suchtproble-

matiken zum Hilfe- und Unterstützungssystems sowie dessen (Dienst-)Leistungen zu 

thematisieren. Andererseits sollten sich die Teilnehmer:innen aus den verschiedenen 

Arbeitskreisen dediziert dazu äußern, wie es ihrer Ansicht nach um die Erreichbarkeit 

des bremischen Hilfe- und Unterstützungssystem für Personen aus vulnerablen Grup-

pen bestellt ist – gerade auch im Hinblick auf die Etablierung des LAP. Für sämtlich 
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abgehaltene Fokusgruppendiskussionen wurde ein Diskussionsleitfaden erstellt, in dem 

die ursprünglich vorgesehenen Gesprächsthemen und Diskussionsimpulse aufgegrif-

fen wurden. Im Einzelnen wurden in sämtlichen Fokusgruppendiskussionen die in der 

nachfolgenden Tabelle dargestellten Sachverhalte behandelt – jedoch mit der explizi-

ten Berücksichtigung des thematischen Schwerpunktes der Vertreter:innen der Arbeits-

kreise. 

 

Tab. 3: Themenbereiche der Online-Fokusgruppendiskussionen mit Vertreter:innen 

der Arbeitsgruppen 

Themenbereiche Beispiele für Befragungsinhalte 

Einführung  
Begrüßung, Diskussionsregeln, Verhalten bei technischen 

Schwierigkeiten, Verweis auf Audioaufzeichnung 

Teil 1:  
Zugang zum Hilfe- und 

Unterstützungssystem 

Einschätzung zum Zugang von Personen aus vulnerablen 

Gruppen ins bzw. zu Leistungen des Hilfe- und Unterstüt-

zungssystem(s)   

Maßnahmen und Verbesserungen für einen möglichst 

niedrigschwelligen Zugang zum Hilfe- und Unterstüt-

zungssystem 

Teil 2:  
Erreichbarkeit des Hilfe- 

und Unterstützungssys-

tems 

Ansatzpunkte für zielgerichtete Maßnahmen zur Verbes-

serung der Erreichbarkeit des Hilfesystems durch die vul-

nerablen Zielgruppen 

Abschluss 
Potenzielle Anführung weiterer Aspekte und Ergänzungen 

durch die Teilnehmer:innen  
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Um allen für die Teilnahme an der jeweiligen Online-Fokusgruppendiskussion ange-

dachten Personen die Möglichkeit zu bieten, ihre Einschätzungen kundzutun, wurde 

seitens der Forschergruppe im Prozess der Terminabstimmungen für die Fokusgrup-

pendiskussionen angeboten, ergänzende Einzelinterviews auf der Basis der in der obi-

gen Tabelle benannten Themen durchzuführen. Mitunter konnten auf diese Weise 

auch Vertreter:innen, die an den Fokusgruppendiskussion wegen anderweitiger dienst-

licher Verpflichtungen oder Erkrankung nicht teilnehmen konnten, ihre Ansichten und 

Einschätzungen zum Zugang und zur Erreichbarkeit von Personen aus vulnerablen 

Gruppen des bremischen Hilfe- und Unterstützungssystems abgeben.     
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Ähnlich wie das Vorgehen bei den Expert:innen-Interviews mit den Fachkräften wur-

den nach dem Abschluss der konzeptionellen Arbeiten am Leitfaden für die Fokusgrup-

pendiskussionen aktualisierte Informationsunterlagen aufgesetzt: An diesem Begleit- 

und Informationsschreiben beteiligten sich sowohl der Auftraggeber als auch die For-

schergruppe. Mit diesen Dokumenten wurden die vom Auftraggeber benannten Ver-

treter:innen sowie die Angehörige des Betroffenenbeirats bezüglich ihrer Teilnahme-

bereitschaft an den Fokusgruppendiskussionen angeschrieben.  

 

Sämtliche Fokusgruppendiskussionen wurden ausschließlich digital mit der Software 

„Zoom“ durchgeführt. Die ergänzenden Einzelinterviews wurden wiederum telefo-

nisch geführt. Alle Diskussionsrunden wurden mit dem Einverständnis der Teilneh-

mer:innen aufgezeichnet15 – die zuvor, im Rahmen der Terminabsprachen mit ihnen 

mittels einer entsprechenden Einverständniserklärung eingeholt wurde. Die Online-Fo-

kusgruppendiskussionen wurden nach dem bereits beschriebenen methodischen Vor-

gehen ausgewertet und analysiert.  

 

Ursprünglich war die Realisierung von vier Online-Fokusgruppendiskussionen geplant; 

letztlich wurden – wie die unten aufgeführte Tabelle verdeutlicht – drei Fokusgruppen-

diskussionen mit Vertreter:innen der Arbeitsgruppen durchgeführt.  

 

An diesen Online-Fokusgruppendiskussionen nahmen je nach Themenfeld zwei bis vier 

Vertreter:innen teil, die oftmals bei unterschiedlichen Institutionen und Einrichtungen 

im bremischen Hilfe- und Schutzsystem tätig sind – insofern konnten die Einschätzun-

gen und Einordnungen verschiedener Akteur:innen mit ihrem entsprechenden institu-

tionellen bzw. organisationalem Hintergrund berücksichtigt werden.    

 

Tab. 4: Anzahl der durchgeführten Online-Fokusgruppendiskussionen mit Vertre-

ter:innen der Arbeitsgruppen  

Online-Fokusgruppendiskussion (FGD) teilnehmende Vertreter:innen 

FGD 1 Wohnungslosenhilfe 

FGD 2 
Sozialpsychiatrischer Dienst/ 

Kinder- und Jugendpsychiatrie 

FGD 3 LGBTQI+ 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

 

15  Hier soll ausdrücklich erwähnt sein, dass bei sämtlichen Online-Fokusgruppendiskussionen darauf 
verzichtet wurde, diese videotechnisch aufzuzeichnen. Es kam lediglich zur einer Audioaufzeichnung 
anhand eines externen Audioaufzeichnungsgerätes.     
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Zu den abgehaltenen Online-Fokusgruppendiskussionen kamen im Übrigen noch drei 

zusätzliche ergänzende Einzelinterviews hinzu – die, wie oben beschrieben, mit dem-

selben Leitfaden, der die Grundlage für die Fokusgruppendiskussionen bildete – durch-

geführt wurden und entsprechend ihren Eingang in die Auswertung und Analyse fan-

den. 

 

Ursprünglich war zwar ebenfalls vorgesehen, mit Angehörigen des Betroffenenbeirats 

eine entsprechende digitale Fokusgruppendiskussion durchzuführen. Die Umsetzung 

gelang jedoch lediglich erschwert, was vornehmlich daran lag, dass der derzeitig am-

tierende Betroffenenbeirat erst Ende November 2025 in seiner neuen Besetzung zu-

sammentrat und so eine möglichst zeitnah stattfindende Diskussionsrunde nicht zu-

stande kam. Es konnte dennoch zumindest ein Einzelinterview mit einer dem Betroffe-

nenbeirat angehörenden Person realisiert werden. 

 

Um im Rahmen der Evaluationsstudie außerdem die Einschätzungen von Migranten-

verbänden zum Thema Gewalt und Gewaltschutz von gewaltbetroffenen Frauen mit 

Asyl- und/oder Migrationshintergrund sowie deren Kinder im Kontext – auch in Bezug 

auf den bremischen LAP – abbilden zu können, wurden entsprechend Verbände ange-

schrieben – hier konnte letztlich lediglich ein ergänzendes Einzelinterview verwirklicht 

werden, sodass hierzu zumindest Tendenzen in der Evaluationsstudie dargelegt wer-

den können.     
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4. Empirische Befunde der Bedarfsanalyse des Hilfe- und Schutzsystems 

 

Nachdem im vorherigen Kapitel die Erörterung des methodischen Vorgehens im Vor-

dergrund stand, werden nachfolgend die empirischen Befunde aus der quantitativen 

sowie qualitativen Analyse dargestellt und diskutiert. 

 

Hierzu werden zunächst im Kapitel 4.1 die wesentlichen soziodemografischen Merk-

male der schutzsuchenden Frauen und Kinder dargestellt, bevor daran anschließend 

die essentiellen Erkenntnisse zu den Frauenhäusern sowie Fachberatungsstellen im bre-

mischen Hilfe- und Unterstützungssystem in den Kapiteln 4.2 und 4.3 dargelegt wer-

den.  

 

Anschließend erfolgt die Darlegung der zentralen Befunde zur Situation von Angehö-

rigen vulnerablen Gruppen im Kapitel 4.4, ehe in Kapitel 4.5 tiefergehend auf die Ge-

waltformen, von denen Frauen und Kindern in Bremen und Bremerhaven betroffen 

sind eingegangen wird. Daraufhin werden die wesentlichen Erkenntnisse aus den Da-

ten des Fördermittelcontrolling in Kapitel 4.6 diskutiert.       

 

Im Folgenden werden zunächst in Kürze die hier vier betrachteten Frauenhäuser in 

ihren Aufgaben und ihrer geografischen Lage vorgestellt werden, bevor im Anschluss 

daran die Darstellung der wesentlichen quantitativen Befunde aus der Sekundäranalyse 

niedergelegt werden. Sodann erfolgt die Darstellung der wesentlichen qualitativen Er-

kenntnisse aus den leitfadengestützten Interviews mit den Vertreterinnen der Frauen-

häuser.   

 

Sämtliche in Bremen und Bremerhaven befindliche Frauenhäuser verfolgen das Ziel, 

von Gewalt betroffene, bedrohte und/oder misshandelte Frauen und deren (minder-

jährige) Kinder einen ersten Anlaufpunkt und Schutzraum zu bieten, um aktuell beste-

hende Probleme – sei es die konkrete Bedrohungssituation oder Einkommensschwie-

rigkeiten – zu bewältigen und ihre weitere Zukunft in diesem Schutzraum planen und 

organisieren zu können. 

 

Das Frauenhaus der GISBU stellt das einzige Frauenhaus in Bremerhaven dar. Es bietet 

neben einem sicheren Schutzraum für von häuslicher Gewalt betroffene Frauen und 

Mütter ebenso ein Angebot zur Unterkunft für von Obdachlosigkeit bedrohte Frauen 

an. Es handelt sich dabei jedoch um jeweils voneinander getrennte Angebote. Die 

GISBU verfügt zum Stand 2024 über sieben Zimmer, die insgesamt 20 Betten umfas-
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sen. Umgerechnet in das empfohlene Verhältnis von Familienplatz zu Einwohner*in-

nen, wie es die Istanbul-Konvention empfiehlt, entspricht dies 7,52 Familienplätzen.16 

Im Frauenhaus nimmt sie Mütter mit minderjährigen Söhnen auf; für Töchter gibt es 

im Zusammenhang mit der Aufnahme keine Altersbeschränkung. Die GISBU verfügt 

über Schutzwohnungen, in denen Frauen und Mütter ihren Alltag eigenverantwortlich 

gestalten und ihre persönliche Zukunft in Schutz und Ruhe planen können.  

 

In der Stadtgemeinde Bremen befinden sich indes insgesamt drei Frauenhäuser, die 

unterschiedlichen Trägern angehören.   

 

Eines davon stellt das Frauenhaus Nord dar. Dieses wird vom Verein „Frauen helfen 

Frauen Bremen Nord e.V.“ getragen und verfügt über neun Zimmer mit 27 Schlafplät-

zen17, in denen Frauen und Mütter mit ihren Kindern untergebracht werden können. 

Die 27 Betten entsprechen umgerechnet 11,07 Familienplätzen. Söhne werden bis 

zum 14. Lebensjahr und in Ausnahmefällen mit Einzelfallprüfung bis zum 15. Lebens-

jahr aufgenommen. Etwaige Altersbeschränkungen werden in ihren Jahres- und Sach-

berichten sowie auf deren Webseite nicht erwähnt. Neben zwei Gemeinschaftsküchen 

unterhält es außerdem einen Kinderbereich mit Betreuungsmöglichkeit und bietet den 

Zugang zu einem Garten mit Spielgeräten. Das Frauenhaus Nord berät zudem zu Be-

langen der finanziellen Absicherung, Ämter- und Behördenangelegenheiten, bietet des 

Weiteren eine Rechtsberatung, Hilfe bei der Wohnungssuche sowie sozialpsychische 

Unterstützung. Das Frauenhaus verfügt über einen Notfalldienst, der 24 Stunden lang 

an sieben Tagen in der Woche erreichbar ist.  

 

Das Frauenhaus der AWO befindet sich ebenfalls in Bremen, verfügt über 38 Schlaf-

plätze in 15 Zimmern18– was umgerechnet 15,57 Familienplätzen entspricht. Es nimmt 

ebenso Frauen und Mütter mit ihren Kindern auf, um ihnen einen ersten Zufluchtsort 

vor körperlicher und/oder seelischer Misshandlung zu bieten. Auch hier werden Frauen 

mit ihren Söhnen lediglich bis einschließlich zum 17. Lebensjahr aufgenommen.19 Es 

verfügt ebenfalls über einen 24-Stunden-Notruf, welcher über die gesamte Woche zu 

erreichen ist.  

 

16  Ein Familienplatz entspricht dabei einem Bett für eine Frau sowie für ihre Kinder. Der Berechnung 
der Familienplätze wurde die durchschnittliche Kinderzahl der Frauen in Bremen bzw. Bremerhaven 
zwischen den Jahren 2022 und 2024 zugrunde gelegt. Diese betrug für Bremen 1,44, für Bremer-
haven 1,66 und für das Land Bremen 1,47 (Quelle: Statistisches Landesamt Bremen, aufgerufen unter 
https://www.statistik-bremen.de/bremendat/statwizard_step1.cfm am 13.03.2026). 

17  Diese Angaben beziehen sich dabei auf den Sachstand des Jahres 2024. 
18   Auch diese Angaben beziehen sich dabei auf den Sachstand des Jahres 2024. 
19  In diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass es gängige Praxis seitens der Frauenhäuser ist, ledig-

lich minderjährige Söhne von Frauen mit aufzunehmen. Eine etwaige Altersbeschränkung für ihre 
Töchter gibt in Bezug auf deren Aufnahme in das Frauenhaus nicht.   
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Das Autonome Bremer Frauenhaus bietet Frauen und Müttern mit ihren Kindern Zim-

mer an, sodass Frauen und Mütter ihren Alltag selbstständig und eigenverantwortlich 

gestalten können. Insgesamt verfügt es über 60 Schlafplätze in 30 Zimmern, welche 

umgerechnet 24,29 Familienplätzen entspricht.20 Die Mitarbeiter:innen unterstützen 

sie bei Behördengängen, der Wohnungssuche oder der Aufenthaltssicherung. Es ver-

fügt darüber hinaus über ein umfassendes Konzept für die Beratung von Kindern und 

Jugendlichen, sodass die Aufarbeitung der eigenen Gewalterfahrungen möglich ist so-

wie eine regelmäßige Kinderbetreuung für Jungen und Mädchen. Söhne werden hier 

jedoch in der Regel nur bis zu einem Alter von zwölf Jahren aufgenommen.  

 

Die oben genannten Frauenhäuser der GISBU, des Frauenhauses Nord, des AWO Frau-
enhauses sowie des Autonomen Frauenhauses erstellten aufgrund ihrer Darlegungs- 

und Nachweispflichten an den Senat durch ihre finanzielle Förderung ebenfalls Jahres- 

und Sachberichte, die für den Betrachtungszeitraumes der Jahre 2022 bis 2024 ausge-

wertet und analysiert wurden.  

 

4.1 Soziodemografie schutzsuchender Frauen und Kinder  

 

Soziodemografie der Frauen  

 
Alter 
Mit Blick auf das Alter von Frauen, die sich in Bremen und Bremerhaven in ein Frauen-

haus begaben, zeigt sich methodisch die Schwierigkeit, dass die jeweiligen vier Frau-

enhäuer unterschiedliche Staffelungen in den erfassten Alterskategorien ihrer Statisti-

ken zugrunde legen und eine direkte Vergleichbarkeit somit erschwert wird. 

Aus diesem Grund wird die Altersverteilung für die jeweiligen Frauenhäuser einzeln 

dargelegt und überblicksartig eingeordnet.  

 

Im Frauenhaus der GISBU wurden am häufigsten Frauen zwischen 35 und 44 Jahren 

beherbergt, was sich ebenfalls im Durchschnittsalter von 36 Jahren niederschlug. Etwas 

weniger häufig, aber ebenfalls Teil der drei häufigsten Altersgruppen waren Frauen 

zwischen 21 und 26 sowie 27 bis 34 Jahren. Am seltensten vertreten war die Alters-

gruppe über 65 Jahren.  

 

 

 

20  Ebenfalls beziehen sich diese Angaben dabei auf den Sachstand des Jahres 2024. 
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Tab. 5: Altersverteilung der Frauen im Frauenhaus der GISBU, die aufgrund von Ge-

waltumständen aufgenommen wurden in den Jahren 2022-2024 

Alters-

gruppe 
18-20 21-26 27-34 35-44 45-54 55-64 

Über 

65 
Ø 

Mittelwert 
17,3 

% 

20,7 

% 

20,3 

% 

29,3 

% 
8,0 % 3,3 % 1,0 % 

36 

Jahre 
Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Mit Blick auf Frauen, die aufgrund von Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit beherbergt 

wurden, ist die am häufigsten vertretene Altersgruppe die zwischen 27 und 34 Jahren, 

gefolgt von 18- bis 29-Jährigen Frauen. Auffallend im Vergleich war ebenfalls, dass im 

Bereich der Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit sehr viel seltener Frauen zwischen 21 

und 26 Jahren, dafür aber deutlich häufiger die Altersgruppen ab 45 Jahren das Schutz-

angebot in Anspruch nahmen. Das Durchschnittsalter lag in dieser Gruppe bei 35 Jah-

ren.  

 

Tab. 6: Altersverteilung der Frauen im Frauenhaus der GISBU die aufgrund von Ob-

dach- und Wohnungslosigkeit aufgenommen wurden in den Jahren 2022-

2024 

Alters-

gruppe 
18-20 21-26 27-34 35-44 45-54 55-64 

Über 

65 
Ø 

Mittel-

wert 
18,0 % 5,7 % 23,0 % 15,0 % 17,0 % 16,0 % 5,7 % 

35 

Jahre 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Im Frauenhaus Nord stellten Frauen zwischen 30 und 39 Jahren ebenfalls die bedeu-

tende Mehrheit beherbergter Frauen dar, ebenfalls gefolgt von den 18- bis 24- bzw. 

25- bis 29-Jährigen. Auch hier waren Frauen, die über 50 Jahre alt waren, die seltenste 

vertretene Altersgruppe.   

 

Tab. 7: Altersverteilung der Frauen im Frauenhaus Nord in den Jahren 2022-2024 

Altersgruppe 18-24 25-29 30-39 40-49 50-59 

Mittelwert 22,4 % 22,4 % 37,3 % 16,4 % 1,5 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Das Frauenhaus der AWO systematisierte das Alter der Frauen nicht in Kategorien, er-

fasste sie jedoch in den Jahren 2022 und 2023 anonymisiert individuell. Ab dem Jahr 

2024 zeigte sich eine Änderung der Berichtslegung, die das Alter seitdem in drei Grup-

pen verzeichnete.   



 

 

 

 

  

Seite 34 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Die Mehrheit der Frauen in den Jahren 2022 und 2023 wies ein Alter zwischen 27 und 

34 Jahren auf, was sich ebenfalls im angegebenen Durchschnittsalter von knapp 32 

Jahren niederschlug. Im Jahr 2024 wiesen die meisten Frauen ein Alter zwischen 30 

und 49 Jahren auf. Am zweithäufigsten wies das Frauenhaus der AWO Bewohner:innen 

im Alter zwischen 18 und 29 Jahren aus. Mit deutlichem Abstand waren Frauen über 

50 Jahren am seltensten im Frauenhaus vertreten.  

 

Tab. 8: Altersverteilung der Frauen im Frauenhaus der AWO  

Altersgruppe 18-24 25-29 30-39 40-49 50-59 

Mittelwert* 11,6 % 25,6 % 38,4 % 15,1 % 2,3 % 

* Angaben nur für die Jahre 2022 und 2023.  

** Aufgrund fehlender Altersangaben im Jahr 2023 ist eine Kumulation auf 100 % nicht möglich. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

  

Tab. 9: Altersverteilung der Frauen im Frauenhaus der AWO  

Altersgruppe 18-29 30-49 Über 50 

Mittelwert* 40,8 % 51,0 % 8,2 % 

* Angaben nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Das Autonome Frauenhaus in Bremen gab in den Sachberichten der Jahre 2022 und 

2023 lediglich die am häufigsten vertretene Altersgruppe der aufgenommenen Frauen 

an. Diese lag in beiden Jahren bei Frauen der Altersgruppe zwischen 30 und 39 Jahren. 

Für das Jahr 2024 stellten Frauen zwischen 30 und 39 Jahren auch hier die häufigste, 

Frauen zwischen 20 und 29 die zweithäufigste und schließlich Frauen zwischen 40 und 

48 die dritthäufigste Altersgruppe dar. Gleichermaßen am seltensten vertreten waren 

in diesem Jahr Frauen unter 20 und über 50 Jahren.  

 

Tab. 10: Altersverteilung der Frauen im Autonomen Bremer Frauenhaus 

Altersgruppe Unter 20 20-29 30-39 40-49 Über 50 

Mittelwert* 6,7 % 29,3 % 33,3 % 24,0 % 6,7 % 

* Angaben nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Jedoch zeigt sich trotz fehlender direkter Vergleichbarkeit relativ eindeutig, dass be-

sonders Frauen zwischen 30 und 39, respektive 44 Jahren am häufigsten in den Frau-

enhäusern vertreten waren. Am zweithäufigsten vertreten waren Frauen zwischen 18 

und 29 Jahren, während Frauen zwischen 40 und 49 Jahren am dritthäufigsten und 
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am seltensten Frauen über 50 Jahren die genannten Frauenhäuser zur Hilfe und Unter-

stützung aufsuchten.  

 

Mutterschaft  

Im Frauenhaus der GISBU zeigte sich, dass im Schnitt 36,9 % der zwischen 2022 und 

2024 in der Unterkunft lebenden Frauen Mütter waren und dass über die Hälfte der 

aufgenommenen Mütter mehr als ein Kind mit in das Frauenhaus gebracht hatten. Im 

Frauenhaus Nord stellten in diesen Jahren 64,2 % der beherbergten Frauen Mütter 

dar, im AWO Frauenhaus waren es in den Jahren 2022 und 2023 75,6 % der Bewoh-

ner:innen. Für das Jahr 2024 wies das AWO Frauenhaus keine Daten zur Mutterschaft 

der Frauen mit Blick auf die aktuelle Belegung aus, jedoch waren mit Blick auf die 

Neuaufnahmen im Jahr 2024 auch hier 63,1 % der Frauen Mütter, die ihrerseits Kinder 

mit in das Frauenhaus brachten. Das Autonome Frauenhaus in Bremen gab in den 

Jahren 2022 und 2023 keine Zahlen dazu aus, wie viele der beherbergten Frauen Müt-

ter darstellten. Im Jahr 2024 hatte sich hier – analog zur Erfassung der Altersstruktur – 

eine Umstellung vollzogen. Es zeigte sich, dass 68,0 % der in diesem Jahr dort leben-

den Frauen ebenfalls Kinder mit in das Frauenhaus brachten. 

 
Tab. 11: Anteil der Mütter an Bewohner:innen in den Frauenhäusern 

 
GISBU 

BHV 

Frauenhaus 

Nord 

Frauenhaus 

der AWO 

Autonomes 

Bremer Frau-

enhaus 

Anteil der Mütter an 

Bewohner:innen 
36,9 % 64,2 % 75,6 %* 68,0 %** 

* Nur für die Jahre 2022 und 2023/ ** Nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für alle Frauenhäuser zeigte sich eine ähnlich hohe Tendenz, dass über die Hälfte der 

beherbergten bzw. aufgenommen Frauen Mütter mit (oft mehreren) Kindern darstell-

ten. Prozentual war der Anteil im Frauenhaus der GISBU niedriger als der der anderen 

Frauenhäuser. Eine mögliche Erklärung hierfür könnte sein, dass die GISBU nicht nur 

Frauen aus gewaltgeprägten Umständen aufnimmt, die mit Blick auf die Soziodemo-

grafie oft im Kontext von Familie – und damit von Kindern – steht, sondern auch 

Frauen, die von Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit betroffen sind. Da der Anteil von 

obdachlosen bzw. wohnungslosen Müttern sehr viel geringer war, wirkt sich dies auf 

den prozentualen Anteil in der Gesamtheit aus.  
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Soziodemografie der Kinder  

 
Alter 
Auch mit Blick auf die Altersstruktur der in die Frauenhäuser aufgenommenen Kinder 

zeigten sich Unterschiede in der Erfassung. Die GISBU erfasste in den Jahren 2022 bis 

2024 keine Altersstruktur der Kinder.  

 

Die unterschiedlichen Alterskategorisierungen lassen sich den nachfolgenden Tabellen 

entnehmen.  

 

Es zeigte sich hier zusammenfassend, dass ein adäquater Vergleich durch die unter-

schiedliche Systematisierung zwischen den Einrichtungen, aber auch durch Anpassun-

gen der Erfassung, lediglich eingeschränkt möglich war.  

Unabhängig davon kann jedoch ausgesagt werden, dass die größte Gruppe der im 

Frauenhaus Nord lebenden Kinder die Gruppe der zwischen Drei- und Sechsjährigen 

darstellt, die zweithäufigste Gruppe machten Kinder zwischen sieben und zehn Jahren 

aus. Am seltensten wurden Kinder unter einem Jahr mit aufgenommen. 

 

Tab. 12: Altersverteilung der Kinder im Frauenhaus Nord in den Jahren 2022-2024 

Altersgruppe 0-1 1-2 3-6 7-10 11-17 

Mittelwert 6,7 % 14,6 % 44,9 % 27,0 % 6,7 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

  

Das gleiche zeigte sich ebenso im Frauenhaus der AWO in den Jahren 2022 und 2023, 

in denen ebenfalls die zwischen Drei- und Sechsjährigen am häufigsten und Kinder 

zwischen einem und zwei Jahren am zweithäufigsten vertreten waren. 

 

Tab. 13: Altersverteilung der Kinder im Frauenhaus der AWO  

Altersgruppe 0-1 1-2 3-6 7-10 11-17 

Mittelwert* 5,6 % 21,1 % 38,0 % 16,2 % 14,8 % 

* Nur für die Jahre 2022 und 2023.  

Anmerkung: Kumuliert ergeben sich aufgrund von fehlenden Altersangaben keine 100 %. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Im Jahr 2024 stellten Kinder aus der Altersgruppe der zwischen sechs und 12 Jahren, 

erst daraufhin folgte die Gruppe der unter fünfjährigen Kindern. Auffallend geringer 

fiel im Jahr 2024 der Anteil von Kindern zwischen 13 und 17 Jahren aus.   
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Eine mögliche Erklärung hierfür könnte die Umstellung bzw. Anpassung der Alterska-

tegorie von elf auf 13 als Startalter sowie der Umstand sein, dass aufgenommene Kin-

der zwischen elf bzw. zwölf Jahren häufiger vorkamen, als Kinder ab 13 Jahren, sodass 

es sich vielmehr um eine Neuverteilung der elf- bis zwölfjährigen Kinder in die darun-

terliegende Alterskategorie handelte.  

  

Tab. 14: Altersverteilung der Kinder im Frauenhaus der AWO 

Altersgruppe 0-5 6-12 13-17 

Mittelwert* 40,0 % 55,4 % 4,6 % 

*Nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Über die drei Jahre hinweg machten den jeweiligen Sachberichten folgend Kinder zwi-

schen sieben und 14 Jahren den höchsten Anteil im Autonomen Frauenhaus aus. Es 

wies analog zum Alter der Frauen auch hier lediglich die größte Altersgruppe der im 

Frauenhaus lebenden Kinder aus; diese waren in beiden Jahren der Betrachtung zwi-

schen sieben und 14 Jahren alt. Es stieg jedoch im Jahr 2024 ebenfalls auf eine ander-

weitige Kategorisierung um, die ihrerseits das Kindesalter unter drei Jahren, zwischen 

drei und sechs Jahren, zwischen sieben und 14 Jahren sowie zwischen 15 und 18 Jahren 

erfasst. Für das Jahr 2024 kann aufgrund der Umstellung in der statistischen Erfassung 

festgehalten werden, dass Drei- bis Sechsjährige am zweithäufigsten und Kinder zwi-

schen 15 und 18 Jahren mit deutlichem Abstand am seltensten mitaufgenommen wur-

den.  

  

Tab. 15: Altersverteilung der Kinder im Autonomen Frauenhaus Bremen 

Altersgruppe 0-3 3-6 7-14 15-18 

Mittelwert* 18,7 % 31,9 % 45,1 % 4,4 % 

* Nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

In allen drei der Frauenhäuser, welche die Altersstruktur von Kindern erfassen, waren 

Kinder zwischen elf und 17 (Frauenhaus Nord), respektive zwischen 13 und 17 (AWO 
Frauenhaus) bzw. 15 und 18 Jahren (Autonomes Frauenhaus) am seltensten vertreten.  

Ein Grund für die besonders geringen Anteile der älteren Altersgruppen (zwischen 13 

bzw. 15 und 18 Jahren) sind mit hoher Wahrscheinlichkeit jedoch auch frauenhaus-

spezifische Restriktionen. So nimmt das Frauenhaus der GISBU Kinder männlichen Ge-

schlechts bloß bis zum 18. und das Autonome Bremer Frauenhaus nur bis zum zwölf-

ten Lebensjahr auf. 

 



 

 

 

 

  

Seite 38 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Geschlecht der Kinder  
Hinsichtlich des Geschlechts der in den Einrichtungen aufgenommenen Kindern er-

fasste lediglich das Frauenhaus der GIBSU dieses Merkmal. Hier zeigte sich im Durch-

schnitt in den Jahren 2022 bis 2024, dass von den jährlich durchschnittlichen 45 auf-

genommenen Kindern knapp 52,6 % weiblichen und 47,4 % männlichen Geschlechts 

waren.    

Die übrigen Frauenhäuser machten zum Geschlecht der aufgenommenen Kinder keine 

Angaben. 

 
Staatsangehörigkeit der Frauen 
Mit Blick auf die Staatsangehörigkeit zeigte sich, dass Frauen mit deutscher Staatsan-

gehörigkeit in allen vier der Frauenhäuser prozentual am häufigsten vertreten sind, so 

sind über die drei Jahre hinweg im Frauenhaus der GISBU knapp 46 %, im Frauenhaus 
Nord und dem Frauenhaus der AWO und im Autonomen Frauenhaus knapp 27 % dem 

deutschen Staat angehörig.   

 

Mit Blick auf die Daten der GISBU werden im Folgenden lediglich die prozentuale Ver-

teilung aller Frauen, ganz gleich ob sie aufgrund Bedrohung durch Obdach- und Woh-

nungslosigkeit oder aufgrund gewaltgeprägter Lebensumstände aufgenommen wer-

den, dargestellt. Grund hierfür sind ebenfalls sich zwischen den Jahresberichten unter-

schiedliche Berechnungen der Grundgesamtheit, sodass ein uneingeschränkter Ver-

gleich der beiden Gruppen nicht im validen Rahmen möglich war. Bei der Interpreta-

tion kam erschwerend hinzu, dass einige Herkunftsländer nicht klar ausgewiesen wur-

den, indem bspw. „Jugoslavien“ gelistet wurde, das als Staat nicht mehr existiert und 

sechs verschiedene Länder umfasst. 

Im Frauenhaus der GISBU folgten der Häufigkeit nach auf die deutsche Staatsbürger-

schaft die syrische mit knapp neun Prozent. Weitere vertretene Staatsangehörigkeiten 

mit um die vier bis knapp fünf Prozent stellten darüber hinaus die polnische, russische 

und serbische Staatsangehörigkeit dar. Die übrigens knapp 32 % verteilten sich auf 

Staatsangehörigkeiten zu wie z. B. Jugoslawien, der Türkei, Montenegro, Bulgarien, 

der Ukraine, Mazedonien, Ungarn oder Nigeria.  

 

Im Frauenhaus Nord in Bremen zeigte sich nach der häufigsten Staatsangehörigkeit 

Deutschlands, dass Frauen am zweithäufigsten aus Syrien, gefolgt von Serbien, Polen 

und dem Iran kamen. Die weiteren 48,0 % verteilten sich auf Länder wie bspw. Afgha-

nistan, Kenia, Bulgarien, Ghana, Montenegro, Gambia, Ecuador, Mazedonien oder Al-

banien.  

 



 

 

 

 

 

Seite 39 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Auch im Frauenhaus der AWO waren Frauen mit syrischer, afghanischer, iranischer, 

somalischer, nigerianischer am häufigsten nach Frauen mit deutscher Staatsangehö-

rigkeit vertreten (knapp fünf bis sechs Prozent). Die andere Hälfte setzte sich zusam-

men aus Ländern wie bspw. Serbien, der Türkei, Eritrea, der Ukraine, Elfenbeinküste, 

Russland, Griechenland, Marokko, dem Kosovo oder Rumänien. Dabei blieben ca. 

zweieinhalb Prozent der Staatsangehörigkeiten unbekannt.  

 

Das Autonome Frauenhaus in Bremen nahm in den drei betrachteten Jahren nach 

Deutschland am häufigsten Frauen aus Somalia, Serbien, der Türkei, dem Irak und der 

Ukraine auf. Die weiteren knapp 30 % stellten Länder wie Syrien, der Iran, Russland, 

Kosovo, Afghanistan, Polen oder Bulgarien dar.  
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Abb. 1: Häufigste Staatsangehörigkeiten nach Frauenhaus  

 
* Nur 2022 und 2023/** Nur 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  
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Vorheriger Wohnort der Bewohner:innen 
Ein weiterer sozialdemografischer Aspekt in drei von vier Frauenhäusern lag im vorhe-

rigen Wohnort der im Frauenhaus aufgenommenen Frauen. Das Frauenhaus der GISBU 

gab in ihren Jahresberichten keine Informationen zu dem vorherigen Wohnort der 

Frauen an, während das Frauenhaus Nord, das Frauenhaus der AWO sowie das Auto-
nome Frauenhaus diese Information hingegen in absoluten Zahlen aus, sodass eine 

prozentuale Berechnung über die zu betrachtenden Jahre hinweg möglich war.  

Frauen, die das Frauenhaus Nord in Bremen in den Jahren 2022 bis 2024 aufsuchten, 

wohnten zu 58,2 % zuvor in den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven. Knapp 

zwölf Prozent der Frauen kamen aus dem Bundesland Niedersachen und knapp 

zehneinhalb Prozent aus Nordrhein-Westfalen. Zu knapp drei Prozent wohnten die be-

troffenen Frauen zuvor in den Bundesländern Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Ber-

lin und Hamburg. Nur zu knapp anderthalb Prozent suchten Frauen aus den Bundes-

ländern Brandenburg, Hessen sowie Sachsen Zuflucht im Frauenhaus Nord.  

Bewohner:innen des Frauenhauses der AWO kamen vor der Aufnahme in die Unter-

kunft zu 41,0 % aus Bremen und zu 13,0 % aus Niedersachsen. Weitere vorherige 

Wohnsitze der aufgenommenen Frauen befanden sich in Hamburg (knapp sieben Pro-

zent), Bayern (sechs Prozent), Nordrhein-Westfalen (knapp fünf Prozent), Schleswig-

Holstein und Berlin (mit jeweils ca. viereinhalb Prozent), Baden-Württemberg (vier Pro-

zent), Sachsen (dreieinhalb Prozent), Hessen (zwei Prozent), Brandenburg (eineinhalb 

Prozent), Sachsen-Anhalt (ein Prozent) und letztlich zu einem halben Prozent aus 

Rheinland-Pfalz. Der vorherige Wohnsitz von knapp fünf Prozent der in den Jahren 

aufgenommenen Frauen war unbekannt.  

Das Autonome Frauenhaus in Bremen änderte im Jahr 2024 die Erfassung der vorheri-

gen Wohnsitze der Frauen in der Bundesrepublik. In den Jahren 2022 und 2023 wohn-

ten knapp 67 % der Bewohner:innen zuvor in Bremen oder Bremerhaven und knapp 

zwölf Prozent in Niedersachen. Über 21 % der Bewohner:innen in diesen zwei Jahren 

wohnten zuvor in anderen, nicht näher ausgewiesenen Bundesländern. Im Jahr 2024 

erfasste das Frauenhaus diese Information detaillierter. So kamen auch hier knapp 51 

% der Bewohner:innen aus Bremen oder Bremerhaven und 21 % aus Niedersachsen. 

Darauf folgten vorherige Wohnsitze in Hamburg (knapp acht Prozent der Bewohner:in-

nen und weiterer abgeschlagen mit knapp drei Prozent Wohnsitze in Hessen, Rhein-

land-Pfalz, Sachsen, Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern). Letztlich 

suchten bloß knapp ein Prozent der Frauen aus den Bundesländern Bayern, Branden-

burg und Berlin das Frauenhaus auf. Knapp drei Prozent der vorherigen Wohnsitze 

waren unbekannt.  
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Tab. 16: Vorheriger Wohnort der Bewohner:innen nach Frauenhaus  

Vorheriges 

Bundesland 

GISBU 

BHV 

Frauenhaus 

Nord 

Frauenhaus 

der AWO 

Autonomes Bremer 

Frauenhaus* 

Bremen/Bre-

merhaven 
/ 58,2 % 41,0 % 50,7 % 

Bayern / 0,00 % 6,0 % 1,3 % 

Brandenburg  / 1,5 % 1,5 % 1,3 % 

Hessen / 1,5 % 2,0 % 2,7 % 

Rheinland-Pfalz / 3,0 % 0,5 % 2,7 % 

Sachsen / 1,5 % 3,5 % 2,7 % 

Niedersachsen / 11,9 % 13,0 % 21,3 % 

Schleswig-Hol-

stein 
/ 3,0 % 4,5 % 0,0 % 

Nordrhein-

Westfalen 
/ 10,4 % 5,0 % 2,7 % 

Baden-Würt-

temberg 
/ 0,0 % 4,0 % 0,0 % 

Berlin / 3,0 % 4,5 % 1,3 % 

Hamburg / 3,0 % 7,0 % 8,0 % 

Mecklenburg-

Vorpommern 
/ 3,0 % 0,0 % 2,7 % 

Sachsen-Anhalt / 0,0 % 1,0 % 0,0 % 

Unbekannt/an-

deres Bundes-

land 

/ 0,0 % 5,0 % 2,7 % 

* Nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  
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Leistungsbezug der Bewohner:innen 
In Bezug auf das sozialstaatliche Merkmal, ob Bewohner:innen der Frauenhäuser wäh-

rend ihres Aufenthaltes etwaige Leistungsbezüge im betrachteten Zeitraum in An-

spruch nahmen, machte für die Jahre 2022 bis 2024 lediglich das Frauenhaus Nord 

aussagekräftige Angaben. So erhielten in den Jahren 2022 bis 2024 85,1 % der im 

Frauenhaus lebenden Bewohner:innen Leistungen nach dem Zweiten Sozialgesetz-

buch (SGB II), während ca. zehneinhalb Prozent keine Leistungen bezogen und knapp 

viereinhalb Prozent der Frauen Leistungen aufgrund des Asylbewerberleistungsgeset-

zes (AsylbLG) bezogen.  

Das Frauenhaus der AWO erfasste etwaige Informationen zum Leistungsbezug nur in 

den Jahren 2022 und 2023 und unterschied hier zwischen Leistungen aus dem Job-

center, außerhalb des Jobcenters, dem AsylbLG und dem Sozialzentrum. Es zeigte sich, 

dass in beiden Jahren 58,1 % der Frauen Leistungen vom Jobcenter bezogen und 

knapp 23 % der Frauen außerhalb des Jobcenters in das Sozialsicherungsnetz einge-

bunden waren. Lediglich eine Person bezog Leistungen im Rahmen des Sozialzent-

rums; keine Frau bezog Leistungen im besagten Zeitraum aus dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz. Bei knapp 13 % der Frauen gab es keine näheren Informationen hierzu.   

 

Tab. 17: Sozialleistungsbezug der Bewohner:innen nach Frauenhaus 

* Nur für die Jahre 2022 und 2023. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

 

 

 

Leistungsbezüge der  

Bewohner:innen 
Frauenhaus Nord Frauenhaus der AWO* 

Leistungen nach dem SGB II 

(Jobcenter Hansestadt Bre-

men) 

85,1 % 58,1 % 

Leistungen nach dem SGB II 

(außerhalb des Jobcenter 

Hansestadt Bremen) 

/ 23,3 % 

Leistungen nach AsylbLG 4,5 % 0,00 % 

Keine Leistungen 10,4 % / 

Keine Informationen / 12,8 % 

Leistungen aus dem Sozial-

zentrum 
/ 2,3 % 
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Aufnahmegründe  
Bei der Interpretation der Ergebnisse zu den Aufnahmegründen den Frauen ist hier zu 

beachten, dass Frauenhäuser unterschiedliche Kategorien für die Aufnahmegründe 

wählten. Um hier eine Vergleichbarkeit zu schaffen, wurden etwaige Kategorien, die 

dieselbe Problematik beschreiben, aber andere Bezeichnungen hatten, miteinander 

verglichen.21 Bezüglich der Aufnahmegründe der Frauen im Detail zeigte sich folgende 

Situation: 

Das Frauenhaus der GISBU nimmt hier eine besondere Position ein, da sie nicht nur 

Frauen aufgrund von Gewalterfahrungen aufnimmt, sondern ebenfalls ein separates 

Angebot für wohnungslose bzw. von Obdachlosigkeit betroffene Frauen vorhält. 

In den untersuchten Jahren kamen knapp 51 % der Frauen aufgrund von Gewalterfah-

rungen – laut Sachberichten im Besonderen aufgrund häuslicher Gewalt – in das Frau-

enhaus. Etwa weitere 23,0 % suchten das Frauenhaus aufgrund von Obdachlosigkeit 

auf. Darauf folgten Aufnahmegründe wie psychische Gewalt (knapp zehn Prozent), 

nicht näher definierte Streitigkeiten (ca. acht Prozent), Zwangsprostitution (knapp 

viereinhalb Prozent), mit knapp zwei Prozent Menschenhandel sowie die Wohnungs-

losigkeit betreffende Gründe wie Räumungsklagen und Zwangsräumungen (knapp 

zwei Prozent) sowie auch Wasserschäden (ca. ein Prozent). 

Das Frauenhaus Nord unterschied bei den Aufnahmegründen zwischen der Flucht we-

gen Misshandlung durch den (Ehe-)Partner, also aufgrund häuslicher bzw. partner-

schaftlicher Gewalt, Bedrohung durch den Vater (durch bspw. Zwangsverheiratung), 

Bedrohung und Misshandlung durch die Familie, Flucht vor Zuhältern, Aufenthalt nach 

einem Klinikaufenthalt, Wohnungsverlust und anderen Bedrohungssituationen. Im be-

trachteten Zeitraum verteilten sich die Aufnahmegründe ähnlich. So suchten knapp 78 

% der Bewohner:innen aufgrund von Gewalt durch den (Ehe-)Partner Zuflucht, sie-

beneinhalb Prozent aufgrund von Zuhälterei bzw. Zwangsprostitution und knapp 

sechs Prozent aufgrund von Bedrohung durch den Vater, bspw. durch Zwangsheirat. 

Weitere viereinhalb Prozent flüchteten aufgrund von Bedrohung und Misshandlung 

durch die Familie und knapp drei Prozent aufgrund des Verlustes der eigenen Woh-

nung.  

Das Frauenhaus der AWO wies in den entsprechenden Statistiken keine detaillierten 

Aufnahmegründe aus, weswegen hierzu keine Aussagen getätigt werden können.   

 

21  Die unterschiedlichen Kategorien, die dieselbe Problematik beschreiben, wurden folgendermaßen 
zusammengefasst:  
Akute körperliche Gewalt: „Körperliche Gewalt“ (GISBU); „Frauen flüchteten wegen Misshandlungen 
durch Ehepartner o. Partner“ (Frauenhaus Nord); „Misshandlung durch Ehemann/Partner“ (Autono-
mes Frauenhaus). 
Familiäre Misshandlung/Streitigkeiten: „Streitigkeiten“ (GISBU); „Frauen flüchteten vor Bedrohung 
und Misshandlung durch Familie“ (Frauenhaus Nord), „Misshandlung durch Eltern/Geschwister“ 
(Autonomes Frauenhaus). 
Zwangsprostitution: „Flucht vor Zuhältern“ (Frauenhaus Nord). 
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Das Autonome Frauenhaus in Bremen gab in den Jahres- bzw. Sachberichten der Jahre 

2022 und 2023 lediglich die Partnerschaftsgewalt als den häufigsten Grund der Auf-

nahmen an. Im Jahr 2024 erfasste sie analog zu schon vorherig genannten Eigenschaf-

ten die Aufnahmegründe detaillierter. Hier zeigte sich jedoch ohne große Abweichung 

von den vorherigen Jahren, dass Gewalt in der Partnerschaft mit 88,0 % den häufigsten 

Aufnahmegrund darstellte, darauf folgten Bedrohung und Misshandlung durch Eltern 

oder Geschwister mit knapp über neun Prozent und andere Gründe mit knapp drei 

Prozent. 

 

Tab. 18: Aufnahmegründe der Bewohner:innen nach Frauenhaus  

Aufnahme-

gründe 

GISBU 

BHV 

Frauenhaus 

Nord 

Frauenhaus 

der AWO 

Autonomes 

Bremer Frau-

enhaus** 

Akute körperli-

che Gewalt 
50,8 % 77,6 % / 88,0 % 

Obdachlosigkeit 23,2 % 3,0 % / / 

Zwangsräu-

mung 
1,7 % / / / 

Wasserschaden/ 

Wohnungs-

brand 

1,1 % / / / 

Räumungsklage 2,3 % / / / 

Psychische Ge-

walt 
9,5 % / / / 

Menschenhan-

del 
1,7 % / / / 

Zwangsheirat 1,7 % 6,0 % / / 

Zwangsprostitu-

tion 
/ 7,5 % / / 

Familiäre Miss-

handlung/ 

Streitigkeiten 

5,4 % 4,5 % / 9,3 % 

Andere Aufnah-

megründe 
/ / / 2,7 % 

** nur für 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  
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4.2 Befunde zu den Frauenhäusern  

 

Im Folgenden soll darauf eingegangen werden, wie viele Frauen (und Kinder) in den 

jeweiligen Frauenhäusern im Schnitt über den Betrachtungszeitraum hinweg gelebt 

haben und wie viele Frauen (sowie Kinder) jährlich aufgenommen worden sind. Dar-

über hinaus werden, sofern es die Daten der Frauenhäuser zuließen, Angaben hierüber 

gemacht, wie viele Belegungstage die Frauenhäuser aufwiesen, wie hoch die Auslas-

tung war und wie lange Betroffene durchschnittlich im Frauenhaus verweilten. 

 

a) Frauenhaus der GISBU (Bremerhaven) 

 

Das Frauenhaus der GISBU beherbergte durchschnittlich im Berichtszeitraum knapp 

72 Frauen und Kinder und nahm im Schnitt knapp 62 Frauen und Kinder neu auf, 

sodass davon ausgehen ist, dass ebenfalls durchschnittlich ca. zehn Frauen und Kinder 

über die Jahresgrenze hinweg im Frauenhaus verblieben. Unter den jährlichen Neuauf-

nahmen wurden dabei ca. 69,7 % Frauen aufgenommen, die aufgrund von erlebter 

(häuslicher oder partnerschaftlicher) Gewalt Schutzraum suchten, weitere 30,3 % ent-

fielen auf Frauen, die von Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit betroffen waren.  

Von diesen etwa 72 beherbergten Frauen und Kinder, waren im Schnitt 27 Personen 

Frauen (37,8 %) und 45 (62,2 %) Kinder. Unter den insgesamt aufgenommenen 

Frauen waren dabei 36,9 % Mütter, bei den übrigen Frauen handelte es sich um Be-

wohner:innen ohne Kinder. Unter den Frauen, die aufgrund von Obdach- oder Woh-

nungslosigkeit22 in das Frauenhaus aufgenommen wurden, gab es keine Mütter, die 

mit ihren Kindern kamen.  

 
Aufenthaltsdauer 
Zu den Aufenthaltsdauern der beiden Gruppen von Frauen von Gewalt geprägter Le-

bensumstände sowie Obdach bzw.- Wohnungslosigkeit können aufgrund der Daten-

lage der Jahres- und Sachberichte keine stichfesten quantitativen Angaben und Dar-

stellungen gemacht werden.23 Die vorliegenden Jahresberichte beinhalteten für die 

Jahre 2023 und 2024 jedoch dahin gehend Aussagen, dass von Obdach- und Woh-

nungslosigkeit betroffene Frauen im Vergleich sehr viel häufiger eine kurze Verweil-

dauer von unter einer Woche aufwiesen als von Gewalt betroffene Frauen. Wenn 

Frauen jedoch aufgrund von Gewaltumständen aufgenommen wurden, so war unter 

diesen der Anteil von einer Verweildauer unter einer Woche am höchsten. Insgesamt 

 

22  Das Frauenhaus der GIBSU unterscheidet bei der Ausweisung der Frauen, die aufgrund von Obdach- 
bzw. Wohnungslosigkeit kommen, nicht zwischen diesen beiden Begrifflichkeiten, obwohl es defini-
torische Unterschiede gibt.  

23  Hierfür soll auf die im Anmerkungen im dritteln Kapitel verwiesen sein. 
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attestierte die GISBU hinsichtlich der Verweildauern den Trend, dass sehr kurze Ver-

weildauern von unter einer Woche, wie aber auch von über zwölf Monaten bei beiden 

Frauengruppen zunähmen. 

 
Auslastung und Belegungstage  
Die jährlich durchschnittliche Zahl der Belegungstage aller beherbergten Personen im 

Frauenhaus der GISBU belief sich in den betrachteten drei Jahren auf 6734 Tage.24 

Zur konkreten Auslastung der im Frauenhaus zur Verfügung stehenden Zimmer bzw. 

Wohnungen wurden in den jeweiligen Sach- und Jahresberichten keine quantifizierba-

ren Zahlen angegeben.  

 
Abweisungen  
Das Frauenhaus der GISBU konnte für die Jahre 2022 und 2023 zumindest mit Blick 

auf Frauen, die wegen Wohnungslosigkeit das Frauenhaus aufsuchten, aufgrund des 

angespannten Wohnungsmarktes (vgl. Sachberichte der GISBU 2024; 2023; 2022) in 

Zusammenspiel mit einem Anstieg der davon betroffenen Frauen, nicht allen Schutz-

suchenden eine Aufnahme anbieten. Aufgrund dieser Äußerungen zu der hohen An-

zahl an Ablehnungen aufgrund der hohen Nachfrage kann davon ausgegangen wer-

den, dass die oben genannte Auslastung hoch war. Unterstrichen wird diese Interpre-

tation von den darin genannten Plänen zur Ausweitung der Platzkapazitäten. 

Der Anteil von Ablehnungen fiel dabei besonders hoch bei obdach- bzw. wohnungs-

losen Frauen aus, die zusätzlich noch multiple Vulnerabilitäten wie psychische oder 

Suchtprobleme aufwiesen. Hier kam die GISBU in den betrachteten Jahren ihrerseits zu 

dem Fazit, dass eine Notwendigkeit bestehe, eine vom „Frauenhaus unabhängige Ein-

richtung für obdach- und wohnungslose Frauen“ einzurichten. Im Jahr 2024 attestierte 

die GISBU, dass innerhalb von nur vier Monaten insgesamt 39 Frauen eine Aufnahme 

aufgrund von beschränkten Platzkapazitäten verwehrt wurde. 

Insgesamt erschwerend für die adäquate Arbeit des Frauenhauses kommt außerdem 

der angespannte Wohnungsmarkt in Bremerhaven hinzu. Aufgrund langer Wartezei-

ten für Wohnraum steigt die Verweildauer, aber auch die Bereitschaft, wieder in die 

Wohnung der gewaltgeprägten Lebenssituation zurückzukehren, an. 

 

b) Frauenhaus Nord  

 

Das Frauenhaus Nord beherbergte im Betrachtungszeitraum durchschnittlich 52 Per-

sonen, wovon knapp 22 Frauen (42,9 %) und knapp 30 Kinder (57,1 %) waren. Von 

 

24  Zu der konkreten Berechnung dieser Zahl wurde in den Sachberichten keine Angabe gemacht, je-
doch ist davon auszugehen, dass die Tage des Aufenthaltes pro Frau bzw. Mutter erfasst und an-
schließend addiert wurden. Hier sei auf die Anmerkungen zur Methodik im dritten Kapitel verwiesen. 
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den 52 jährlich beherbergten Personen wurden durchschnittlich 37 Personen jährlich 

neu aufgenommen. Der Anteil an den Neuaufnahmen mit Kindern betrug dabei im 

Schnitt 42,9 %, die übrigen 57,1 % verteilten sich auf Frauen ohne Kinder. Durch-

schnittlich verblieben ca. sechs Frauen und acht Kinder über die Jahresgrenze hinweg 

in der Unterkunft.   

 
Aufenthaltsdauer 
Am häufigsten verblieben Frauen und Mütter mit ihren Kindern zwischen 24 und 48 

Wochen (32,8 %) sowie zwischen vier und zwölf Wochen bzw. zwölf bis 24 Wochen 

(jeweils 23,9 %). Die seltensten Verbleibedauern stellten die zwischen ein bis vier Wo-

chen (11,9 %) sowie bis zu einer Woche (7,5 %) dar. 

 
Auslastung und Belegungstage 
Die jährlichen Belegungstage im Frauenhaus Nord belaufen sich im Mittel auf ca. 6.053 

Tage. Das Frauenhaus gab darüber hinaus keine prozentuale Auslastung an, d. h. es 

konnte aufgrund der Daten nicht nachverfolgt werden, wie viele Plätze des Frauen-

hauses über die Jahre durchgehend belegt waren.  

 
Abweisungen 

Zu etwaigen Abweisungen machte das Frauenhaus Nord 2022 und 2023 keine kon-

kreten Angaben, jedoch wurde im Jahresbericht 2024 erwähnt, dass die Nachfragen 

nach Plätzen die Kapazitäten des Hauses „bei weitem“ überschritten.  

 

c) Das Frauenhaus der AWO 

 
Das Frauenhaus der AWO beherbergte im Durchschnitt jährlich 114 Frauen, Mütter 

und Kinder, wovon ca. 39,5 % erwachsene Frauen und Mütter ausmachten, die übri-

gen 60,5 % fielen auf die von Müttern mit ins Frauenhaus gebrachten Kindern. Durch-

schnittlich nahm es 82 Frauen und Kinder auf. Von diesen aufgenommenen Personen 

waren im Schnitt 60,9 % Kinder, 26,9 % Mütter sowie 12,2 % Frauen ohne Kinder.  

 
Aufenthaltsdauer 
Frauen und Mütter blieben über den Betrachtungszeitraum am häufigsten zwischen 

vier und zwölf Wochen (24,4 %) sowie zwischen 24 und 48 Wochen (21,3 %) im 

Frauenhaus. Seltener verblieben Frauen zwischen 12 und 24 Wochen (17,3 %) und 

über 48 Wochen (15,0 %) dort. Am seltensten war in diesem Kontext eine Aufenthalts-

dauer von bis zu einer Woche (12,6 %) sowie eine zwischen ein und vier Wochen zu 

verzeichnen (9,4 %).  
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Auslastung und Belegungstage 

Die Belegungstage innerhalb eines Jahres beliefen sich im Schnitt auf 7.820 Tage. Da-

mit war das Frauenhaus im Schnitt über den Betrachtungszeitraum hinweg zu 98,6 % 

ausgelastet.  

 
Abweisungen 
Konkrete Zahlen zu Abweisungen über das Jahr hinweg wurden auch im Frauenhaus 
der AWO nicht erfasst, jedoch berichtete es für das Jahr 2024, dass durch etwaige 

Langzeitaufenthalte aufgrund des angespannten Wohnungsmarkts in Bremen – die 

sich so auch in den Sach- und Jahresberichten der anderen Frauenhäuser zeigten – 

akut betroffenen Frauen keine Aufnahme angeboten werden konnte und diese somit 

abgelehnt werden mussten.  

 

d) Das Autonome Frauenhaus 

 
Das Autonome Frauenhaus beherbergte durchschnittlich in den drei Jahren des Be-

trachtungszeitraumes 147 Personen, wovon 48,0 % Frauen und 52,0 % Kinder aus-

machten.  

Für die Jahre 2022 und 2023 lagen keine Daten zur etwaigen Verteilung der Frauen 

und Kinder im Rahmen der Neuaufnahmen vor. Im Jahr 2024 machten neu aufgenom-

mene Frauen und Kinder jedoch 31,3 % der insgesamt beherbergten Personen aus. 

Bei 13,9 % der beherbergten Frauen handelte es sich um Aufnahmen aus dem vorhe-

rigen Jahr, die über den Jahreswechsel hinaus im Frauenhaus verblieben. 

 
Aufenthaltsdauer 
Mit Blick auf die Aufenthaltsdauer in den Jahren 2022 und 2023 verblieben Frauen am 

häufigsten über sechs Monate im Frauenhaus. Im Jahr 2022 stellte die zweithäufigste 

Aufenthaltsdauer diejenige zwischen vier und zwölf Wochen und im Jahr 2023 die zwi-

schen zwölf und 24 Wochen dar. Im Jahr 2024 blieben die untergebrachten Frauen 

am häufigsten über sechs Monate, am zweithäufigsten zwischen vier und zwölf und 

am seltensten zwischen einer und vier Wochen im Frauenhaus.  

 
Auslastung und Belegungstage 

Die durchschnittliche Auslastung belief sich auf Grundlage eigener Angaben im Auto-
nomen Frauenhaus auf 84,3 %. Im Jahr 2024 wurde erstmals im Rahmen einer Platz-

erhöhung ausgewiesen, dass die Kapazität des Frauenhauses ab März 2024 insgesamt 

bei 60 Bewohner:innen liegt. 

Für die Jahre 2022 und 2023 machte das Frauenhaus keine Angaben zur Gesamtzahl 

der Belegungstage, im Jahr 2024 belief sich diese Zahl auf 20.575 Tage. Auch hier 
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kann davon ausgegangen werden, dass die Belegtage pro Person pro Monat addiert 

wurden.  

 

Abweisungen 
Auch das Autonome Frauenhaus machte für die Jahre 2022 bis 2024 – jedoch ohne 

quantitative Ausweisung – die Aussage, dass vielen Frauen, teilweise trotz Aufstockung 

der Platzzahlen, eine Aufnahme verwehrt werden musste. Auch Weiterverweisungen 

an andere Frauenhäuser waren „schwer möglich“, da auch hier keine Platzkapazitäten 

mehr vorhanden waren oder etwaige bundeslandspezifische Auflagen nicht erfüllt 

wurden. Das Autonome Frauenhaus verwies ebenfalls auf eine schwere Marktlage hin-

sichtlich von Wohnraum und sieht u. a. in der Vulnerabilität sowie in erschwerten Um-

ständen bei Frauen mit kurzen Aufenthaltstiteln Gründe darin, dass diese keinen Wohn-

raum mieten können.  

Des Weiteren wies das Frauenhaus darauf hin, dass es einen besonderen Handlungs-

bedarf gäbe, der den Kapazitätsausbau für Frauen mit psychischen oder Suchterkran-

kungen fokussieren sollte, die zwar Unterkunft suchten, jedoch aufgrund der fehlenden 

Ausrichtung des Frauenhauses nicht aufgenommen werden können.  

 

Die nachfolgenden Tabellen veranschaulichen für die vier Frauenhäuser in den beiden 

Stadtgemeinden Bremerhaven und Bremen die jeweiligen absoluten und relativen An-

gaben zu deren jeweiliger Auslastung.  
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Tab. 19: Durchschnittliche Angaben zu den Bewohner:innen nach Frauenhäusern in 

den Jahren 2022-2024  

Durchschnittliche 

Angaben  

GISBU 

BHV 

Frauenhaus 

Nord 

Frauenhaus 

der AWO 

Autonomes 

Bremer 

Frauenhaus 

Jährliche Bewohner:in-

nen 
72,3 52,0 114,0 146,7 

davon Frauen  
27  

(37,8 %) 

22  

(42,9 %) 

45  

(39,5 %) 

70  

(48,0 %) 

davon Kinder 45 (62,2 %) 
30  

(57,1 %) 

69  

(60,5 %) 

77  

(52,0 %) 

Jährliche Neuaufnah-

men 

62 

37 82 52* Gewalt: 43 

OL: 19 

davon Frauen ohne Kin-

der 
41,0 % / 12,2 % / 

davon Mütter 
25  

(23,0 %) 
42,9 % 26,9 % / 

davon Kinder 
37  

(35,7 %) 
57,1 % 60,9 % / 

Anteil Bewohner:innen 

(Frauen und Kinder)  

aus Vorjahr an Gesamt-

auslastung 

(25)  

14,8 %** 

(15)  

28,2 % 

32  

(28,4 %) 

23  

(13,9 %)* 

* Nur 2024/** Nur Frauen (ohne Kinder). 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Der tabellarische Überblick verdeutlicht die sehr unterschiedliche jährliche Bewoh-

ner:innenanzahl, die besonders im Frauenhaus der AWO und im Autonomen Bremer 
Frauenhaus im Schnitt ca. doppelt so hoch war wie im Frauenhaus der GISBU in Bre-

merhaven und im Frauenhaus Nord. Zeitgleich wurde ersichtlich, dass alle Frauenhäu-

ser gleichermaßen zwischen der Hälfte und 60 % der Bewohner:innen Kinder etwaiger 

aufgenommener Mütter ausmachten. Dies zeigte sich auch in den recht hohen Neu-

aufnahmequoten von Kindern.  
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Tab. 20: Aufenthaltsdauer Bewohner:innen nach Frauenhäusern 

Aufenthalts-

dauer 

GISBU 

BHV 

Frauenhaus 

Nord 

Frauenhaus 

der AWO 

Autonomes Bremer 

Frauenhaus* 

≤ 1 Woche  / 7,5 % 12,6 % 16,0 % 

1-4 Wochen / 11,9 % 9,4 % 14,7 % 

4-12 Wochen / 23,9 % 24,4 % 21,3 % 

12-24 Wochen / 23,9 % 17,3 % 18,7 % 

24-48 Wochen / 32,8 % 21,3 % 
29,3 % 

≥ 48 Wochen / / 15,0 % 

 

Belegungstage 6.734 Tage 6.053 Tage 7.820 Tage 20.575 Tage 

Auslastung / / 98,6 % 84,3 % 
* Nur 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Auch hier verdeutlicht der Überblick, dass Frauen in allen Frauenhäusern, die dazu An-

gaben tätigen konnten, mit sechs bis 12 Monaten am häufigsten eine besonders lange 

Aufenthaltsdauer vorwiesen. Sehr kurze Aufenthaltsdauern von unter einer bis vier Wo-

chen waren dabei in allen Frauenhäusern mit Abstand am seltensten vertreten, ledig-

lich das Autonome Bremer Frauenhaus wies hier im Vergleich etwas höhere Prozent-

zahlen aus, d. h. hier verblieben Frauen etwas öfter für diese kurzen Aufenthaltsdauern. 

Obwohl nicht für alle Einrichtungen eine Auslastungsquote ersichtlich war, ist jedoch 

besorgniserregend, dass in jeder von ihnen von äußert, sehr viele bzw. eine steigende 

Zahl von Frauen aufgrund ihrer Kapazitätsauslastung schlicht nicht aufnehmen zu kön-

nen.  
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Qualitative Befunde  

 

Im Zentrum der nachfolgenden Ausführungen steht die Darlegung der wesentlichen 

Erkenntnisse aus den leitfadengestützten Interviews mit dem Fachpersonal25 aller vier 

in Bremen und Bremerhaven agierenden Frauenhäuser. 

  

Kapazitäten Frauenhausplätze und Wohnungssituation   
Im Hinblick auf die generelle Auslastung der jeweils zur Verfügung stehenden Wohn-

plätze in den Frauenhäusern äußerten sich die Befragten eher negativ, da es schon so 

sei,  

 

 „dass wir meistens voll sind. Und [das gilt] für alle Bremer Frauenhäu-
ser. Und dass das schon, ich meine, Frauenhausproblematik ist ja auch 
eine bundesweite Problematik. Weil es einfach oft so ist, dass die 
Frauen auch ihre Stadt verlassen müssen. Weil sie halt gesucht wer-
den, verfolgt werden“ (Fk_11). 

 

Der Umstand, dass von Gewalt betroffene Frauen sich dazu veranlasst fühlen, öfters 

den Wohnort wechseln zu müssen, wirke sich daher verstärkt auf die notwendige Be-

anspruchung eines Platzes in den Frauenhäusern insofern aus, als  

 

„dass wir viele Anfragen haben, auch von außerhalb Bremens. Und 
auch Bremer Frauen oft irgendwie die Stadt verlassen. Einfach aus Si-
cherheitsaspekten. Insofern kann man das eben immer nicht so lokal 
sehen. Das liegt irgendwie im System der Sache, dass die Frauen oft, 
wenn sie wirklich einen sehr gewalttätigen Partner haben, den Ort 
wechseln müssen. Und wie gesagt, [sind in den] Frauenhäusern in 
Deutschland zu wenig Plätze da, ganz eindeutig“ (Fk_11). 

 

Für die befragten Vertreterinnen der Frauenhäuser stellten die Schwierigkeiten hin-

sichtlich der Auslastung in einem größeren Rahmen dar: Das heißt, dass die stets noch 

nicht ausreichenden Kapazitäten bei den zur Verfügung stehenden Plätzen in den Frau-

enhäusern kein spezifisches Problem darstellen, welches lediglich in den beiden Stadt-

gemeinden Bremen und Bremerhaven zutage tritt, sondern ein bundesweites Problem 

für die Frauenhäuser sei. 

 

25  Zitate aus den Interviewtranskripten mit den Fachkräften (Fk) der Frauenhäusern wurden entspre-
chend nummeriert und werden in den Ausführungen der qualitativen Befunde mit (Fk_XX) gekenn-
zeichnet.   
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Im Bundesland Bremen komme jedoch erschwerend dazu, dass ebenfalls Bedarfe an 

Frauenhausplätzen aus dem niedersächsischen Umland bestünden – da gerade auch 

dort in den ländlichen Räumen eine eher dünne Infrastruktur der Frauenhäuser vor-

liege. Insofern wirke sich dieser Umstand direkt auf die Kapazitäten der Schutzwoh-

nungen aus: 

 

„Wir haben bisher unsere Aufgabe als Frauenhaus darin gesehen, 
wenn wir einen Platz frei haben, haben wir auch eine Frau von außer-
halb aufgenommen. Also aus dem Umland hier in Niedersachsen. 
Wenn wir festgestellt haben, dass die Frau ansonsten nicht irgendwie 
untergebracht werden kann. Das ist uns leider so ein bisschen jetzt auf 
die Füße gefallen, weil dadurch waren wir häufig blockiert“ (Fk_10). 

 

Diese Engpässe führten mitunter dazu, dass die Vertreterinnen der Frauenhäuser an-

derweitige Lösungsansätze für den Umgang hiermit suchen mussten – was an sich 

bereits schon eine Herausforderung darstellte und die bisherige Lösung in der Regel 

eher darin bestand, zumindest eine halbwegs funktionierende Notlösung in Kauf zu 

nehmen („Also wir haben jetzt eine Vereinbarung oder konnten eine Notlösung her-
beiführen“ (Fk_10)). 

Es wird deutlich, dass die generelle Problematik hinsichtlich der in Bremen und Bre-

merhaven begrenzt zur Verfügung stehenden Anzahl an Frauenhausplätzen dazu führt, 

zeitweilige kreative Lösungen für die Deckung des Bedarfs dieser Plätze zu finden, die 

mitunter auch damit einhergehen können, dass weitere Ressourcen, die u. a. für an-

dere schutzbedürftige Personengruppen vorgesehen sind, zumindest in Akutfällen mit-

genutzt werden dürfen –  was jedoch kein dauerhafter Zustand in der Bedarfsabde-

ckung sein könne. 

 

Ein weiterer Faktor, der unmittelbar mit der Auslastung der Frauenhausplätzen zusam-

menhängt, sei die Tatsache, dass generell in Bremen und Bremerhaven ein entspre-

chender Mangel an Wohnungen vorherrsche, der gerade für Frauen – u. a. mit min-

derjährigen Kindern – die imstande wären, das Frauenhaus zu verlassen, keine für sie 

adäquate Wohnung auffänden. Dies gestalte sich umso schwieriger, wenn bei den be-

troffenen Frauen z. B. soziale Transferleistungen oder andere Hemmnisse, wie ein Asyl- 

oder Migrationshintergrund, vorlägen. In der Praxis sei daher für die Fachkräfte in den 

jeweiligen Frauenhäusern klar, dass diesen Frauen der Schutzraum im Frauenhaus auch 

weiterhin bereitgestellt werden müsse, was sich wiederum auf die zur Verfügung ste-

henden Plätze in den Frauenhäusern auswirke, da sie den Platz für diejenigen Frauen 

blockieren, die sich mit akutem Bedarf an die Frauenhäuser wenden. Schlussendlich 

führe dieser Umstand zwangsläufig dazu, dass es in der Regel einerseits zu längeren 

Aufenthaltsdauern („Das heißt, Frauen sind auch öfter mal länger im Frauenhaus, als 
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es eigentlich nötig täte, weil sie eben keine Wohnung finden“ (Fk_11)) sowie anderer-

seits vermehrt zu Abweisungen komme:  

 

„Wir sind die letzten Jahre so überfüllt, dass wir eigentlich fast immer 
absagen müssen, wenn jemand anruft, was uns ziemlich frustriert. Das 
geht den anderen Frauenhäusern auch so, weil wir einfach unsere an-
deren Frauen, die im Haus sind, nicht in Wohnung kriegen“ (Fk_06). 

 

Es ist daher nicht verwunderlich, dass die Auslastung in den Frauenhäusern an ihre 

Grenzen stößt („Also wir haben stets eine Auslastungsquote von 100 Prozent“ (Fk_09)) 

und es unweigerlich zu Abweisungen von Frauen komme, die unmittelbar auf einen 

Schutzraum für sich und ggf. ihre (minderjährigen) Kinder angewiesen seien. Auch 

hier versuchen sich die Frauenhäuser in kreativen Lösungen, die jedoch oftmals mit 

weiteren Belastungen der schutzsuchenden Frauen einhergingen:    

 

„Also ich kann nur sagen, bei uns, wenn wir Frauen abweisen müssen, 
dann suchen wir mit den Frauen am Telefon oder wenn die Frau auf 
der Polizeidienststelle ist, ein anderes Frauenhaus, das Platz hat. Es gibt 
ja die bundesweite Frauenhaussuche. Das heißt aber, dass sie dann 
außerhalb von Bremen untergebracht und hingebracht werden müs-
sen“ (Fk_09). 

     

Vereinzelt komme es auch vor, dass die schutzbedürftigen Frauen im Telefonat mit den 

Frauenhäusern angeben, dass sie zunächst auch noch die Option wahrnehmen könn-

ten, bei Bekannten oder Freunden unterzukommen, was jedoch keine dauerhafte Lö-

sung sei, da der Schutzbedarf weiterhin notwendig sei. Hierauf können die Frauenhäu-

ser insofern reagieren, als dass sie den Frauen in derartigen Fällen einen möglichen 

Platz zeitnah anbieten könnten, sofern dieser zwischenzeitlich frei werde:  

 

„Es rufen Frauen an, die sagen irgendwie, ich kann durchaus noch vier 
Tage bei einer Freundin sein, aber dann muss ich einen anderen Platz 
finden. Und dann sagen wir irgendwie, ‚okay, könnte sein, dass in drei 
Tagen jemand auszieht, ruf dann einfach nochmal an‘. Das ist dann 
so ein bisschen sowas wie eine Warteliste. Wobei, wenn jetzt dann in 
der Nacht sozusagen die Polizei anruft und eine Frau mit vier kleinen 
Kindern vorbeibringt, dann ist der Platz halt weg“ (Fk_11). 

 

Dies verdeutlicht umso mehr die schwierige Situation, dass die Frauenhäuser zwar alles 

ihnen Mögliche versuchen, um den schutzbedürftigen Frauen möglichst zeitnah einen 

Platz im Frauenhaus anzubieten. In diesem Zusammenhang wird dennoch klar, dass 
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dies aufgrund der unzureichenden Anzahl an Plätzen in den Frauenhäusern des Öfte-

ren lediglich mit der Vertröstung der Frauen einhergehe, sodass damit faktisch Warte-

zeiten entstünden. Damit komme es jedoch zu einer weiteren Herausforderung für die 

Frauenhäuser, da die Aufnahme von Frauen auf eine etwaige Warteliste nicht zwin-

gendermaßen dazu führe, dass die sich auf der Warteliste befindlichen Frauen auch 

tatsächlich innerhalb einer möglichst kurzen Zeit den benötigten Platz erhalten, da z. 

B. stets damit gerechnet werden müsse, dass akute Notfälle eintreffen könnten.  

 

Finanzielle und personelle Ressourcen  
Ein weiterer Faktor, der im Kontext mit Kapazitätsengpässen in den jeweiligen Frauen-

häusern betrachtet werden müsse, liegt den Vertreterinnen zufolge auch in der Her-

ausforderung, geeignete Mitarbeitende für die Tätigkeit im Frauenhaus zu gewinnen. 

Dabei gehe es nicht bloß um die Qualifikation der potenziellen neuen Mitarbeiter:in-

nen, sondern auch um vertragsrechtliche Aspekte, wie die Dauer der Anstellung und 

die (tarifliche) Entlohnung – letztere unterscheide sich in Abhängigkeit von der Träger-

schaft des Frauenhauses, was wiederum mit Schwierigkeiten bei der Besetzung der 

vakanten Stellen einhergehen könne: 

 

„Wir haben einfach wirklich keine Mitarbeiter. Wir werden nächstes 
Jahr wieder in den Suchmodus gehen. Und ich weiß jetzt schon, dass 
ich sage, ‚oh Gott, dann geht das Ganze wieder los, dieses Drama mit 
Bewerbungsgesprächen […]‘“ (Fk_06).      

 
Im Hinblick auf die zu Verfügung stehenden Ressourcen gaben die Vertreterinnen der 

Frauenhäuser zu bedenken, dass die grundlegende Finanzierungslogik im System der 

Frauenhäuser überdacht werden müsse. Zwar biete das bereits 2025 von Bund und 

Ländern beschlossene GewHG eine verbesserte Finanzierungsgrundlage, mit der die 

Unterversorgung im Hilfe- und Unterstützungssystem begegnet werden soll, jedoch 

sei dies in Bezug auf Frauen, die sich z. B. im Leistungsbezug befinden, nicht hinrei-

chend genug:  

 

„Was für uns wichtig wäre, was aber ja nun auch nicht stattfindet, 
wäre gewesen, dass tatsächlich 2027 eine andere Finanzierung unab-
hängig vom Jobcenter für Frauenhäuser in Bremen möglich wird. […] 

Also bei uns ist die Form der Finanzierung eher das Problem als das 
Monetäre“ (Fk_11).  

 



 

 

 

 

 

Seite 57 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Grundsätzlich werden die Finanzierungsmöglichkeiten von zusätzlichem Personal sei-

tens der Vertreterinnen der Frauenhäuser trägerübergreifend als herausfordernd be-

schrieben, gerade, wenn es darum gehe, das Fachpersonal in den Einrichtungen auf-

grund notwendiger Bedarfe aufstocken zu müssen:  

 

„Schwieriger wird es, wenn ich jetzt sagen würde, wir müssen unser 
Personal aufstocken. Da hat sich also dieses Jahr herausgestellt, wenn 
ich sage, ich brauche eine halbe Stelle mehr an Sozialpädagogen oder 
Fachkräfte, aufgrund der erhöhten Platzzahl tut [man sich] wegen der 
Haushaltslage sehr schwer“ (Fk_10). 

 

Insofern plädierten sie für die Realisierung eines an der Realität stärker ausgerichteten 

Stellenschlüssels, mit dem auch tatsächlich den Kapazitätsengpässen in den Frauen-

häusern begegnet werden könne.  

Darüber hinaus bestehe ebenfalls eine Finanzierungslücke für Fort- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen von bereits angestelltem bzw. neu angestelltem Personal: „Und da 
muss ich Mitarbeiterinnen, neue Mitarbeiterinnen, fortbilden. Also das ist viel, viel, viel 
zu wenig. Überhaupt. Also der Personalschlüssel ist sehr, sehr gering“ (Fk_09). 

 
Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst  
Ein weiterer Aspekt, den Vertreterinnen der Frauenhäuser durchweg äußerten, waren 

die unzureichenden Kapazitäten innerhalb der Frauenhäuser selbst hinsichtlich des 

Umstands, eine möglichst umfassende Rufbereitschaft bzw. einen umfassenden Bereit-

schaftsdienst in den jeweiligen Einrichtungen zu gewährleisten. In diesem Zusammen-

hang seien vornehmlich die personellen Ressourcen bereits sehr stark ausgeschöpft, 

sodass dahin gehend die Frauenhäuser im Bundesland zunehmend an ihre Grenzen 

stießen. Dieses Thema sei wohl bekannt und wurde seitens der Vertreterinnen der 

Frauenhäuser in Bremen und Bremerhaven zwar im Dialogprozess angesprochen, je-

doch ohne diese Problematik weitergehend zu verfolgen. Dabei sei es ihnen zufolge 

wesentlich, eine entsprechend zeitlich umfängliche Rufbereitschaft in den Frauenhäu-

sern sicherzustellen, die im Idealfall auch von qualifiziertem Personal verantwortet 

werde.  

 

Beratungsbedarfe und Verweisberatung 
Ebenfalls haben sich laut den Vertreterinnen der Frauenhäuser die Beratungsbedarfe 

von schutzsuchenden Frauen in letzter Zeit wesentlich in der Weise verändert, als dass 

die Bedarfe der benannten Personengruppe bei weitem die derzeitigen Kapazitäten 

der Frauenhäuser überstiegen. So gebe es im Allgemeinen enorme Bedarfe („Aber ins-
gesamt gibt es ganz, ganz viel Beratungsbedarf, den wir überhaupt gar nicht schaffen“ 

(Fk_09)) an einer umfänglichen Beratung, deren Bewältigung den Vertreterinnen der 
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Frauenhäuser zufolge eher herausfordernd sei. In der Regel berieten die Mitarbeiter:in-

nen der Frauenhäuser schutzsuchende Frauen telefonisch, jedoch komme es ebenfalls 

oftmals vor, dass Frauen direkt das entsprechende Frauenhaus aufsuchen würden, um 

sich vor Ort beraten zu lassen und sich obendrein ein eigenständiges Bild von den 

Abläufen und der Wohnsituation im Frauenhaus zu machen. 

 

Auch im Hinblick auf die notwendigen Kapazitäten zu Verweisberatungen26 führten die 

Befragten an, dass diese in den beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven 

entweder in der derzeitig etablierten Form nicht gut oder eben unzureichend sei, um 

die Bedarfe der Personengruppe in einem angemessenen Umfang bedienen zu kön-

nen:  

 

„Das ist eben das Problem, was wir hier haben, bei bestimmten The-
men von Gewalt nur eine sogenannte Verweisberatung machen. Und 
da haben wir festgestellt, dass die Angebote nicht so gut sind oder 
nicht ausreichend sind“ (Fk_10).   

 
Mutter- und Kinderschutz sowie Umgang mit Gewaltschutzanordnungen  
Des Weiteren geschehe den Befragten zufolge im Hinblick auf die Angelegenheiten 

des Kinderschutzes im bremischen Hilfe- und Unterstützungssystem noch zu wenig – 

in diesem Zusammenhang verwiesen die Fachkräfte darauf, dass der bisherige Um-

gang mit von gewaltbetroffenen Frauen und ihren (minderjährigen) Kindern vonseiten 

der unterschiedlichen Akteur:innen im Schutzsystem ein durchaus schwieriges Unter-

fangen darstelle, da sich im Besonderen die Auslegung in Bezug auf die Gewaltschutz-

anordnungen oftmals problematisch gestalte. Insofern sei es dem Fachpersonal zufolge 

herausfordernd, damit in der Praxis entsprechend umzugehen – dahin gehend zeigten 

sich vielmehr die Grenzen bezüglich des Gewaltschutzes der Frauen und ihrer (min-

derjährigen) Kinder auf:     

 

„Es gibt Gewaltschutzanordnungen, das heißt, der Mann darf sich der 
Frau irgendwie auf, was weiß ich, 200 Meter nicht nähern. Es wird 
aber beschlossen, dass er Umgang mit den Kindern hat. Es gibt eine 
große Gewaltgeschichte, weil, sonst würde ja dieses Näherungsverbot 
gar nicht sozusagen erlassen. Und es wird aber davon ausgegangen, 
er ist der Vater, er kann die Kinder sehen. Die Mutter muss sie dann 

 

26  Im Kontext des Gewaltschutzes wird hiermit die möglichst niedrigschwellige Erstunterstützung für 
von Gewalt betroffene Personen bezeichnet, die nicht nur dazu dient, deren Situation zu klären, 
sondern auch dazu, sie an spezialisierte Einrichtungen weiterzuleiten.      
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irgendwo hinbringen, also dieser Kontakt, der muss dann irgendwie 
da sein“ (Fk_11).  

 

Ein weiterer Aspekt, der auf Seiten der befragten Fachkräfte der Frauenhäuser anklang, 

lag in der unzureichenden Bereitstellung von finanziellen und personellen Ressourcen 

für die stadtteilbezogenen Mütterzentren. Dabei seien diese als erste Anlaufstellen es-

sentiell, wenn es darum gehe, einerseits ein Beratungsangebot niedrigschwellig wahr-

zunehmen und andererseits um die Schaffung von Vertrauen in Akteur:innen des Hilfe- 

und Schutzsystems:  

 

„Mütterzentren, also so in den einzelnen Stadtteilen sozusagen, so An-
laufstellen, die sind finanziell, krabbeln die einfach immer rum. Und 
die können eigentlich nie irgendwie richtig langfristig planen. Und das 
fehlt ganz extrem. Also diese, diese Infrastruktur einfach an die Men-
schen ranzukommen über Angebote erstmal, Vertrauen aufzubauen.  
Überhaupt Ansprechpartner haben oder eben auch für uns so als Mul-
tiplikation, dass wir unsere Angebote dort vorstellen, das fehlt alles“ 
(Fk_11). 

 

Überdies seien derartige Einrichtungen auch für die Frauenhäuser relevant, da diese als 

durchaus geeignete Multiplikatoren wirken könnten, indem sie z. B. einen Raum für 

die Vorstellung der Angebote der Frauenhäuser bieten könnten. Auf diese Weise 

könnte ihnen der Zugang zu Hilfeleistungen, die von den jeweiligen Frauenhäuser be-

reitgestellt werden, erleichtert werden.  

 
Zugang zum Hilfe- und Unterstützungssystem  
Im Allgemeinen sahen die Befragten den Zugang zu den Hilfe- und Unterstützungs-

leistungen, die von den jeweiligen Frauenhäusern im Bundesland Bremen angeboten 

werden, als schon relativ niedrigschwellig an („Also besser wie jetzt geht es eigentlich 
gar nicht. Also wir haben einen 24-Stunden-Dienst, also die Frauen können jederzeit 
anrufen, also wirklich jederzeit, den ganzen Tag hindurch“ (Fk_06)) – was jedoch nicht 

gleichermaßen bedeute, dass jede schutzsuchende Frau unmittelbar Hilfe und Unter-

stützung erhalte. Hier stelle es sich oftmals so dar, dass die Personengruppe in der 

Regel multiple Hemmnisse aufweise, die einen niedrigschwelligen Zugang zu Leistun-

gen des Hilfe- und Schutzsystems erschweren können.  
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Dies sei insbesondere dann der Fall, wenn von Gewalt betroffene Frauen Kinder haben, 

die versorgt werden müssen27 oder wenn sie weitere Merkmale28 aufweisen, u. a. einen 

Asyl- und/oder Migrationshintergrund, eine Beeinträchtigung oder Behinderung.29 

Daneben seien Sprachbarrieren ebenso Faktoren, die einen Zugang zu den Unterstüt-

zungsleistungen eher erschwerten, wobei im Zuge der Etablierung des LAP die Mög-

lichkeit, einen Sprachdolmetscherdienst hinziehen zu können, von den Befragten 

durchweg positiv beurteilt wurde. Um mögliche Sprachbarrieren zu minimieren, set-

zen sich die Teams in den jeweiligen Frauenhäuser vermehrt aus Mitarbeiter:innen mit 

unterschiedlichen kulturellen Hintergründen sowie entsprechenden Sprachkompeten-

zen zusammen – auf diese Weise werden dem befragten Fachpersonal zufolge nicht 

nur potenzielle Sprachbarrieren minimiert, es schaffe gleichzeitig eine vertrauensvolle 

Atmosphäre, wenn sich Betroffene in deren Muttersprache mit den Fachkräften der 

Einrichtungen unterhalten können – was sich gerade im Hinblick auf die Schilderung 

der erfahrenen Gewalt positiv auswirke. 

 

Ein weiterer Aspekt, der den Zugang für die Personengruppe erschwert, ist den Befrag-

ten darin zu sehen, dass Frauen die Kosten für die Nutzung des öffentlichen Personen-

nahverkehrs (ÖPNV) oder anderen Verkehrsmitteln, wie z. B. die Inanspruchnahme 

von Taxen, zu tragen hätten, um zum Frauenhaus oder zu den Fachberatungsstellen 

zu gelangen, welche sie in der Regel monetär nicht aufbringen könnten – insofern sei 

bereits der Weg der schutzsuchenden Frauen zu entsprechenden Einrichtungen des 

Hilfe- und Schutzsystems hinderlich: „Nee, also bisher ist das schwierig. Fängt mit den 
Kosten an, dass Frauen nicht die Kosten aufbringen können, um jetzt sicher zum Frau-
enhaus zu kommen“ (Fk_09).   

Generell, so lassen es die Ausführungen aus den Interviews mit den Vertreterinnen der 

Frauenhäuser verlauten, bemühen sich die Frauenhäuser stets darum, einen möglichst 

niedrigschwelligen Zugang zu ihren Angeboten zu gewährleisten, jedoch bleib es 

nichtsdestotrotz schwieriges Unterfangen, einen Überblick darüber zu erhalten, wel-

chen Frauen keinen Zugang zu den Angeboten ermöglicht werden konnte, da allein 

schon die persönliche Entscheidung, sich bei (länger andauernden) Gewaltbetroffen-

heit Hilfe zu suchen, ein großer Schritt für die Frauen sei und in dieser Hinsicht Über-

windung koste.  

 

27  In diesem Kontext gilt es, darauf hinzuweisen, dass v. a. männliche Kinder ein Hindernis sein könnten 
– insbesondere, wenn diese bereits das 16. Lebensjahr vollendet haben, da ihre Aufnahme ins Frau-
enhaus den Erfahrungen des Fachpersonals der Frauenhäuser zu Schwierigkeiten führen könne. 

28  An dieser Stelle soll ebenfalls auf die Ausführungen zu vulnerablen Gruppen verwiesen werden (vgl. 
Kapitel 4.5).  

29 Hiermit sind sowohl physische als auch psychische Beeinträchtigungen bzw. (Schwer-)Behinderun-
gen gemeint.  
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Insofern gehe man frauenhausübergreifend davon aus, dass die Dunkelziffer von 

Frauen, die Gewalt – in welcher Form auch immer – erlitten haben und keinen Zugang 

zum Hilfesystem fanden, sehr hoch eingeschätzt werde: „Ich meine, wir erleben na-
türlich die, die den Zugang finden, ne? Wir wissen ja nicht, wie viele den jetzt nicht 
gefunden haben, sozusagen. Die [Dunkelziffer ist] auf jeden Fall deutlich höher“ 

(Fk_11). 

Es zeige sich daher, dass in puncto Zugang zu den Angeboten der Frauenhäuser durch-

aus weiterhin Handlungsbedarfe bestünden, die aufzugreifen seien, um den von Ge-

walt betroffenen Frauen verstärkt Hilfe anbieten zu können.   

 
Schutz vor digitaler Gewalt  
Digitale Gewalt,30 so berichteten es die Befragten, habe sich in den letzten Jahren zu 

einem zunehmend gewichtigen Gegenstand31 in der Alltagswelt der Frauenhäuser ent-

wickelt. In diesem Zusammenhang führten sie an, dass der Umgang mit digitaler Ge-

walt nicht nur vermehrte informationstechnologische Kompetenzen der Mitarbei-

ter:innen im Frauenhaus erfordere, sondern auch eine gewisse Sensibilität in Bezug auf 

die Gefahr, die durch die Ausübung digitaler Gewalt gegenüber Frauen und Kindern 

ausgehe:      

 

„Was ein ganz großes Problem ist, ist die digitale Gewalt. Wenn 
Frauen ins Haus kommen, wir müssen ja inzwischen auch IT-Spezialis-
tinnen sein, von Trackern, von Ortungssystemen, gemeinsamen 
Google-Konten, Cloud-Konten und so weiter, dass wir vielen Frauen 
raten müssen, wenn jetzt bei Hochrisikofällen, wenn Sie ins Frauen-
haus gehen, ‚Lassen Sie bitte Ihr Handy dort, wo Sie sind. Kaufen Sie 
sich ein neues‘“ (Fk_09). 

 

Hieran wird ersichtlich, dass die Handhabe der Mitarbeiter:innen in den Frauenhäusern 

gerade im Hinblick auf die von digitaler Gewalt betroffenen Frauen und Kinder Gren-

zen hat. Dies liege mitunter daran, dass den Fachkräften zufolge im digitalen Raum 

keine Kontrollmechanismen umgesetzt werden, sodass einerseits die Ausübung von 

digitaler Gewalt einfach möglich sei. Andererseits erschwere z. B. die gemeinsame Nut-

zung von Konten die Loslösung von der Betroffenheit digitaler Gewalt, da u. a. leicht 

ersichtlich sei, wo sich die Frauen aufhielten. 

 

30  An dieser Stelle sei auf die Ausführungen in Kapitel 4.4 zu digitaler Gewalt hingewiesen, wobei diese 
Form von Gewalt in den entsprechenden Datenbeständen, wie der PKS, bislang noch nicht geson-
dert aufgeführt wird, was dazu führt, dass im Rahmen der Evaluationsstudie lediglich Resultate aus 
den qualitativen Erhebungen einbezogen werden können.   

31  Hier sei auf die Darstellung in Kapitel 4.4 zum Umgang mit digitaler Gewalt aus Sicht der Fachbera-
tungsstellen hingewiesen.  
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Laut dem befragten Fachpersonal der Frauenhäuser brauche es dahin gehend eine 

möglichst frühzeitige Sensibilisierung beider Geschlechter bezüglich der Auswirkungen 

und Folgen von digitaler Gewalt – insofern müsse bereits in der Schule Aufklärung 

hierüber betrieben werden. Dies liege allein schon darin begründet, dass die Medien-

nutzung bereits im Kindes- und Jugendalter beginne und es wichtig sei, junge Men-

schen darüber in Kenntnis zu setzen, welche Gefahren von unterschiedlichen digitalen 

Medien, wie Social-Media-Plattformen, in Bezug auf digitale Gewalt ausgehen können. 

Insofern brauche es notwendigerweise eine gezielte Kinder- und Jugendarbeit gerade 

hinsichtlich Themen, welche die Betroffenheit von digitaler Gewalt adressieren.    

 

Vernetzung und Zusammenarbeit  
Die Vertreterinnen der Frauenhäuser lobten in den Interviews die Vernetzung und Zu-

sammenarbeit der verschiedenen Akteur:innen im bremischen Hilfe- und Unterstüt-

zungssystem. Diese wurde allseits grundlegend positiv bewertet, was sich jedoch nicht 

nur auf den Austausch der Frauenhäuser („Dieser Dialogprozess der Frauenhäuser mit 
den verschiedenen Workshops, [ist] also sehr hilfreich. Wir nehmen ja an den runden 
Tischen, die es auch mit Bremen gibt oder auch teilweise mit Niedersachsen gibt, im-
mer regelmäßig teil“ (Fk_10)) untereinander, sondern auch auf die in den letzten Jah-

ren engere Kooperation mit Behörden beziehe, wie mit der Zentralen Fachstelle Woh-

nen (ZFW) oder der Zentralstelle der Landesfrauenbeauftragten (ZGF) – die Zusam-

menarbeit stoße dahin gehend auf fruchtbaren Boden („Wir treffen uns alle zwei, drei 
Monate. Zentrale Fachstelle Wohnen und auch ZGF“ (FK_06)), was wiederum den 

schutzsuchenden Frauen zugutekomme:  

 

„Dadurch, dass wir das in den letzten Jahren sehr, sehr, massiv, ma-
chen, uns alle paar Monate treffen, uns kennenlernen und funktioniert 
das eigentlich ganz gut, dass man einfach, weiß, man, es gibt noch 
so viel an Hilfesystemen und nicht nur uns, klappt eigentlich, also ge-
fühlt habe ich das Gefühl, ist es sehr transparent geworden in den 
letzten Jahren und sehr offen geworden und dadurch natürlich auch 
praktikabel, gerade auch für unsere Frauen“ (Fk_06). 

 

Hieraus wird deutlich, dass die Bestrebungen der letzten Jahre bezüglich der Vernet-

zung und Zusammenarbeit das gesamte Hilfe- und Schutzsystem insofern bereichere, 

als dass sich nicht nur sämtliche Akteur:innen untereinander kennen würden, sondern 

hierdurch ebenfalls eine Offenheit und Transparenz im Hilfesystem aufkomme, die wie-

derum die Niedrigschwelligkeit der unterschiedlichen Angebote fördere – dieses ge-

meinsame Netzwerk nicht zu nutzen, wäre kaum verantwortbar, da „dass [so] gewaltig 
[ist], also was uns da verloren gehen würde, wenn wir dieses Netzwerk nicht kennen 
würden oder nicht auch nutzen würden“ (Fk_06). 
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Darüber hinaus schätzten die Befragten ebenfalls die Kooperation mit den Justiz- und 

Polizeibehörden in den beiden Stadtgemeinden des Bundeslandes als sehr wertvoll ein:  

 

„Und mit der örtlichen Polizei und Bundespolizei natürlich auch. Also 
mit denen arbeiten wir sehr gut zusammen. Wenn wir Fälle von 
Zwangsverheiratung bspw. haben, von Mädchen, die wir dann kurz-
fristig aufnehmen […], dann arbeiten wir mit den Stellen natürlich 
auch zusammen. Und das klappt wunderbar“ (Fk_09). 

 
Des Weiteren wurde die Vernetzung und Zusammenarbeit mit dem Kinderschutzbund 

und mit Fachberatungsstellen, wie notruf e.V., in den Interviews mit dem Fachpersonal 

der Frauenhäuser positiv hervorgehoben.  

 

Im Hinblick auf die ins Leben gerufenen Arbeitsgruppen erachteten die Befragten diese 

zwar als durchaus sinnvoll, jedoch sei die Teilnahme an den Veranstaltungen der Ar-

beitsgruppen mitunter schwierig zu verwirklichen, da dies zusätzliche Zeit beanspru-

che, die für die Mitarbeiter:innen in den Frauenhäusern ohnehin schon begrenzt sei.  

 

Verbesserungswürdig sei überdies generell die Vernetzung und Zusammenarbeit der 

einzelnen Akteur:innen in Bremen und Bremerhaven. Aus den Interviews mit dem 

Fachpersonal der Frauenhäuser wurde deutlich, dass etwaige Aktivitäten vermehrt die 

Stadtgemeinde Bremen betreffen, während Bremerhaven weiterhin außen vor bleibe 

– wobei die Akteur:innen in Bremerhaven sich darum bemühten, tiefergehende Ko-

operationen mit den örtlichen Akteur:innen und Behörden (bundesweit) zu verwirkli-

chen – dies jedoch noch nicht zum gewünschten Erfolg geführt habe. 

 

Ausrichtung Hilfe- und Schutzsystem am LAP 
Überaus positiv blickte das befragte Fachpersonal der Frauenhäuser auf den LAP und 

die damit einhergehende Ausrichtung des Hilfe- und Unterstützungssystems im Bun-

desland Bremen. Ihnen zufolge seien im Zuge der Ratifizierung der IK und der Etablie-

rung des LAP eine höhere Offenheit bezüglich der Bedarfe und Bedürfnisse schutzsu-

chender Frauen sowie auch für die Arbeit der Frauenhäuser als Akteur:innen im Hilfe-

system zustande gekommen, die sich z. B. darauf auswirke, dass es nunmehr einfacher 

möglich sei, Anträge im Senat zu stellen und Belange offen zu kommunizieren. Insofern 

habe die Etablierung  

 

„sehr praktische, sehr, sehr praktische und sehr positive Auswirkun-
gen. Insofern kamen [IK und LAP] sowie unser Wunsch nach Vergrö-
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ßerung, Verbesserung und Aufbau und so weiter natürlich genau [zu-

sammen] und ich hatte die, ja, die guten Argumente dann zu sagen, 
‚Bitte?‘“ (Fk_06). 

 
Weiterhin wurde insbesondere die Institutionalisierung der Gesamtschutzambulanz 

(GSA)32 positiv aufgenommen und seitens der Vertreterinnen der Frauenhäuser durch-

weg als best-practice-Ansatz gelobt.  

Im Allgemeinen habe die Etablierung des LAP zu einer stärkeren Sensibilisierung hin-

sichtlich sämtlich relevanter Aspekte des Gewaltschutzes geführt, so u. a. durch die 

Möglichkeit, dass Mitarbeiter:innen unterschiedlicher institutioneller Zugehörigkeit an 

Fortbildungen und Schulungen zum Gewaltschutz teilnehmen konnten. Das führte 

mitunter dazu, dass die Belange des Gewaltschutzes ernster genommen werden und 

diese eben „nicht so schnell [verpuffen], sondern, man hat das Gefühl, dass es irgend-
wie, das Thema steht so“ (Fk_11). Insofern zeigten sich bereits mehrerer Erfolge in der 

Zielumsetzung entsprechender Maßnahmen aus dem LAP, wie die „StoP-Projekte“.33 

  

Aus der Perspektive des befragten Fachpersonals der Frauenhäuser bedürften im Zu-

sammenhang der Fortschreibung des LAP nachfolgende Aspekte eine stärkere Auf-

merksamkeit:  

 

❖ Zukünftige Handlungsoptionen im Umgang mit dem Mangel an geeigne-

ten Wohnungen für Frauen, die aus dem Frauenhaus entlassen werden 

könnten,  

 

❖ Ausarbeitung von Standards der Plätze in den Frauenhäuser sowie deren 

grundlegende Finanzierung,  

 

❖ ein stärkeres Augenmerk auf junge Frauen und Frauen mit Migrationshin-

tergrund,  

 

❖ die Notwendigkeit, mehr erzieherisches und therapeutisches Personal für 

Frauen und Kinder bereitzustellen sowie  

 

❖ den Schutz für Frauen und Mädchen zu verbessern, die von digitaler Gewalt 

betroffen sind. 

 

32  An dieser Stelle soll auf die näheren Ausführungen zur GSA im Kapitel 4.4 verwiesen sein.  
33  Dabei handelt es sich um Projekte, die v. a. den Gewaltschutz in den Stadtteilen (z. B. Partnerschafts-

gewalt, Jugendgewalt) adressieren und seitens der Kooperationsstelle Kriminalprävention Bremen 
(KSKP) initiiert wurden (https://www.kriminalpraevention.bremen.de/home-1459, zuletzt aufgeru-
fen am 27.02.2026).  



 

 

 

 

 

Seite 65 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

4.3 Befunde zur Gewaltschutzambulanz (GSA) in der Stadtgemeinde Bremen 

 

Im April des Jahres 202434 wurde die Gewaltschutzambulanz (GSA) im Klinikum Bre-

men-Mitte eröffnet. In dem vorliegenden Sachbericht wurden etwaige Angaben zu 

untersuchten Fällen sowie zum Case-Management gemacht.   

 

Im ersten Jahr der Eröffnung hatten sich 155 Personen an die GSA gewandt. Hiervon 

wurden 59 Fälle rechtsmedizinisch erfasst, die übrigen 96 Personen waren laut eigenen 

Angaben Betroffene häuslicher Gewalt, die bei der Kontaktaufnahme keine akuten Ver-

letzungen aufwiesen und daher im Rahmen einer sog. Verweisberatung beraten wur-

den oder durch das Casemanagement beraten wurden.  

 

Von den 59 Personen, die rechtsmedizinisch untersucht wurden, wiesen 53 Personen 

Verletzungen körperlicher und sechs Personen sexualisierter Gewalt auf. Die Mehrheit 

der Personen, die sich hierbei einer Untersuchung unterzog, stellte hierbei mit 51 von 

53 Personen Frauen oder Mädchen dar, die restlichen acht Betroffenen waren Männer 

oder Jungen. Die Verteilung der rechtsmedizinischen Untersuchungen ist der nachfol-

genden Tabelle zu entnehmen.  

  

Tab. 21: GSA Geschlechtsverteilung rechtsmedizinischer Untersuchungen im Jahr 

2024 

Alters-

gruppe 
< 3 3-5 6-9 10-15 16-17 18-34 35-54 55-54 ≥ 65 

Gesamt 6,8 % 0,0 % 1,7 % 3,4 % 6,8 % 40,7 % 37,3 % 1,7 % 1,7 % 

davon 

weiblich 
3,4 % 0,0 % 0,0 % 1,7 % 6,8 % 39,0 % 33,9 % 0,0 % 1,7 % 

davon 

männlich 
3,4 % 0,0 % 1,7 % 1,7 % 0,0 % 1,7 % 3,4 % 1,7 % 0,0 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Dabei ist anzumerken, dass im Besonderen die Zahlen in der jungen Altersgruppe nicht 

alle Kinderschutzfälle aufzeigen, welche die Klinik im Jahr 2024 behandelte. Nach An-

gaben des Sachberichts der GSA wurden im Eltern-Kind-Zentrum insgesamt 191 Fälle 

stationär und 182 Fälle ambulant behandelt, jedoch ohne rechtsmedizinische Doku-

mentation oder Fallberatung, da in diesen keine akuten Verletzungen vorlagen.  

 

34  Es gilt darauf hinzuweisen, dass sich die aufgeführten Zahlen aufgrund der Eröffnung der GSA am 
04.04.2024 entsprechend auf den Zeitraum von April bis Dezember 2024 beziehen. 
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Zwar wurde auch in der Stadtgemeinde Bremerhaven eine Gewaltschutzambulanz als 

Anlaufstelle für Betroffene von Gewalt in Bremerhaven institutionalisiert, die mit der 

obig genannten Ambulanz am Klinikum Bremen-Mitte zusammenarbeitet. Doch hier 

werden allerdings lediglich Verletzungen von Gewalterfahrungen vertraulich doku-

mentiert, jedoch existiert bislang noch kein Case-Management sowie keine rechtsme-

dizinische Betreuung und Versorgung. 

 

4.4 Befunde zu den Fachberatungsstellen  

 

Neben der Aufgabe der Schutzunterbringung von Frauen und Kindern bieten drei der 

vier Frauenhäuser in Bremen und Bremerhaven ebenfalls ein Beratungsangebot an. Das 

Frauenhaus der AWO stellt ein solches Angebot zwar bereit, erfasst in den Sachberich-

ten jedoch keine Daten zu dessen Inanspruchnahme, sodass im Folgenden lediglich 

auf das Frauenhaus der GISBU Bremerhaven sowie auf das Frauenhaus Nord und das 

Autonome Bremer Frauenhaus in Bremen eingegangen wird.  

Des Weiteren wurden in der Recherche auch die Sach- bzw. Jahresberichte von Fach-

beratungsstellen in den Blick genommen. Auch hier berät das Frauenhaus der GISBU, 

das Frauenhaus Nord, das Frauenhaus der AWO sowie das Autonome Frauenhaus 
Frauen in institutionalisierter Form eines ambulanten Beratungsangebotes. 

Im Rahmen der hier vorliegenden Evaluationsstudie liegen Beratungsstatistiken des 

Frauenhauses der GISBU, des Frauenhauses Nord und des Autonomen Frauenhauses 
vor. Hierbei werden allerdings keine sozialdemografischen Daten erfasst, sodass sich 

die nachfolgende Darstellung der Beratungsarbeit der Frauenhäuser v. a. auf die An-

zahl, Art und Anlässe der Beratungsgespräche bezieht.  

Anschließend wird auf anderweitige Fachberatungsstellen eingegangen, die ebenfalls 

Beratungsleistung für Frauen anbietet, um anschließend auf Fachberatungsstellen und 

Einrichtungen einzugehen, die ein Angebot für vulnerable Gruppen anbietet.  

Ergänzend hierzu soll erwähnt werden, dass es über die im Folgenden genannten Be-

ratungsstellen auch noch weitere gibt, wie bspw. das Mädchentelefon in Bremerhaven, 

das Mädchen zwischen drei und 27 Jahren ein Unterstützungsangebot für sexualisierte 

oder andersförmige Gewalt anbietet,35 das Angebot von profamilia, das in Bremen, 

Bremen-Nord und Bremerhaven u.a. zu FGM/C berät36 sowie Lundu e.V., der ebenfalls 

 

35  Siehe hierzu die Webseite des Mädchentelefons (https://jugendhilfe-bremerhaven.de/angebot/ma-
edchentelefon/; zuletzt aufgerufen am 30.03.2026) 

36  Aktuell finden hierzu jedoch keine Beratungen oder Veranstaltungen dazu statt. Siehe hierzu die 
Webseite des Landesverbandes profamila zur Beratung zur weiblichen Genitalbeschneidung 
(https://www.profamilia.de/ueber-pro-familia/landesverbaende/landesverband-bremen/weibliche-
genitalverstuemmelung-beratung-in-bremen; zuletzt aufgerufen am 30.03.2026) 
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ein Unterstützungs- und Beratungsangebot zu (sexualisierter) Gewalt, Genitalverstüm-

melung und Zwangsheirat anbietet. Zu diesen Angeboten lagen jedoch keine quanti-

tativen Daten zur Auswertung vor.  

Mit Blick auf die spezifische Gewaltform des Stalkings gilt das Krisen-Interventions-

Team Stalking (Stalking-KIT) als einschlägiges, niedrigschwelliges Angebot für Geschä-

digte/Verletzte sowie Beschuldigte und Stalker:innen. Es wurde vom Täter-Opfer-Aus-

gleich (TOA) in Bremen ins Leben gerufen und kooperiert eng mit der Polizei und der 

Staatsanwaltschaft.37 Als Referenz kann genannt werden, dass das Krisen-Interventions-

Team in den Jahren 2022 und 2023 durchschnittlich 100 abgeschlossene Fälle auf-

führt, die in den jeweiligen Jahren 12,4 Prozent der von der TOA insgesamt bearbeite-

ten Fälle ausmachte. Aufgrund der Statistikstruktur kann jedoch keine Aussage darüber 

getroffen werden, wie viele weibliche Geschädigte sich darunter befanden.  

 

a) Beratungsangebot der GISBU 

 

Das Frauenhaus führte im Betrachtungszeitraum jährlich ca. 255 Beratungsgespräche 

durch, wovon 46,3 % telefonisch und 42,2 % persönlich stattfanden. Unter die Bera-

tungsgespräche fielen zusätzlich 11,3 % aus den Beratungsgesprächen resultierende 

Gespräche zur Aufnahme in das Frauenhaus, wobei deren Art der Durchführung nicht 

näher spezifiziert wurde.   

Für die Jahre 2022 und 2023 wurden im Schnitt 6.050 Minuten an Beratungsgesprä-

chen geführt. Das Hauptthema der Beratungsgespräche war neben den Anlässen, der 

Umsetzung und Folgen der Trennung vom Partner bzw. Ehemann aufgrund von kör-

perlicher oder psychischer Gewalt auch die partnerschaftliche übermäßige Kon-

trollausübung und/oder Stalking.  

 

b) Beratungsangebot des Frauenhaus Nord 

 

Das Frauenhaus Nord führte jährlich ca. 324 Beratungsgespräche. Hier nahm der 

Großteil davon mit 75,5 % ebenfalls die telefonische Beratung in Anspruch, die übri-

gen 24,5 % fielen auf persönliche Gespräche. 53,4 % der Beratungsgespräche beliefen 

sich auf eine Dauer von bis zu einer halben Stunde, während 36,7 % bis zu einer 

Stunde und 9,8 % bis anderthalb Stunden andauerten.   

Mit knapp 73,2 % suchten die meisten Frauen die Beratung zu den Bürozeiten der 

Einrichtung auf. 19,3 % der Beratungszugänge fielen auf Uhrzeiten außerhalb der Bü-

rozeiten und lediglich 7,5 % auf die Nacht oder das Wochenende.   

Neben dem häufigsten Anlass der Nachberatungen (24,5 %), suchten die meisten 

 

37  Neben dem Stalking-KIT bietet der TOA Bremen eine außergerichtliche Konfliktvermittlung verschie-
denster strafbarer Handlungen an.  
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Frauen (23,1 %) die Beratung nach einer akuten Gewaltsituation, aufgrund psychi-

scher Probleme (19,2 %) oder im Zuge der Trennung vom Partner bzw. Ehemann 

(17,9 %) auf. Bei 12,2 % wurde der Beratungsanlass nicht konkret angegeben und 

weitere Erfahrungen wie die Wegweisung des Partners, eine Veranlassung durch Dritte 

oder drohende Obdachlosigkeit beliefen sich auf je unter einem Prozent.38 

  

c) Beratungsangebot des Autonomen Frauenhauses  

 

Das Autonome Frauenhaus erfasste im Jahr 2024 insgesamt 1.297 Beratungsgesprä-

che, wovon 89,1 % telefonisch und knapp elf Prozent persönlich stattgefunden haben. 

Etwa 78 % der Gespräche dauerten bis zu einer halben Stunde, während knapp 22 % 

bis zu einer und knapp ein Prozent bis zu anderthalb Stunden andauerten.  

Im Hinblick auf die Beratungsanlässe fiel der Großteil mit 21,6 % auf die Nachbera-

tung, gefolgt von akut erlebten Gewaltsituationen (15,8 %), psychischen Probleme 

(15,0 %), die (beabsichtigte) Trennung vom (Ehe-)Partner (13,7 %), eine Veranlassung 

durch Dritte (12,7 %) oder drohende Obdachlosigkeit (11,3 %). Weitere knapp 7,9 % 

belaufen sich auf andere Beratungsanlässe, die nicht weiter spezifiziert wurden.  

 

Abb. 2: Form der Beratung nach Frauenhaus 

 
Quelle: Eigene Darstellung.  

 

 

38  Zusammenaddiert ergeben sich hier nur 98,3 %. Der Grund hierfür liegt in fehlenden Angaben im 
Bericht aus dem Jahr 2024, da hier insgesamt 17 Angaben zum Beratungsanlass fehlen.   
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Abb. 3: Beratungsdauer im Durchschnitt nach Frauenhaus  

 
* nur für die Jahre 2022 und 2023/** nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Die Verteilung der Beratungsdauern der Frauenhäuser Nord und des Autonomen Bre-
mer Frauenhauses zeigten, dass ein Großteil der Beratungsgespräche nur eine Dauer 

von bis zu 30 Minuten aufwies. Dies könnte u. a. darauf hinweisen, dass die Anliegen 

der Frauen mit einer nicht allzu großen zeitlichen Ressource durchaus bewältigt bzw. 

ihnen in relativ kurzer Zeit Hilfe und Unterstützung angeboten werden konnten.  

 

Abb. 4: Beratungsanlässe nach Frauenhaus  

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Wo die Anlässe der Beratung ausgewiesen worden sind, wird ersichtlich, dass Beratun-

gen nach akuten Gewaltsituationen, der Trennung vom Partner und psychischen Prob-

leme in diesem Zusammenhang die häufigsten Beratungsanlässe der Beratungsleist-

tungen der Frauenhäuser darstellten. Weiterhin ist jedoch auffällig, dass auch die 

Nachberatungen von Frauen, die schon Beratungsleistung in Anspruch nahmen einen 

bedeutenden Anteil der Beratungsleistung ausmacht.  

 

d) Beratungsstelle FRAUENGESUNDHEIT TENEVER 

 

Die Beratungsstelle „Frauengesundheit Tenever“ hat ihren Sitz in Bremen und wird 

durch den Verein „Frauen und Gesundheit“ getragen. Sie hat das Ziel, Frauen in an-

liegenden Stadtteilen darin zu begleiten und zu beraten, ein gesundheitsbewusstes 

Handeln und einen damit einhergehenden Lebensalltag zu entwickeln. So bietet die 

Stelle neben Bewegungsangeboten, Alphabetisierungskursen und Gesprächsrunden 

auch Unterstützung in psychosozialen Krisensituationen verschiedenster Art an. De-

mensprechend stellt sie keine Beratungsstelle dar, die ausschließlich das Ziel verfolgt, 

Frauen hinsichtlich unterschiedlichster Gewalterfahrungen zu beraten. Nichtsdestot-

rotz fallen unter den Gesichtspunkten psychosozialen Krisensituationen wie sozioöko-

nomische, psychosoziale oder gesundheitliche Probleme auch Gewalterfahrungen. Vor 

diesem Hintergrund wurde die Stelle ebenso im Rahmen der Evaluation betrachtet, 

indem die Statistiken zum Zeitpunkt der Krisensituationen der psychosozialen Bera-

tung herangezogen wurden.  

 

Neben den klassischen Beratungsgesprächen bietet die Stelle sog. „Beziehungs- und 

Kontaktgespräche“ an, die in der Regel jedoch kürzer ausfallen als die Beratungsge-

spräche. Im Folgenden wird im Besonderen auf diese Art der Beratungen eingegangen 

werden, weniger auf die Beziehungs- und Kontaktgespräche, u. a. auch deswegen, 

weil keine inhaltliche qualitative Unterscheidung zwischen diesen beiden Gesprächs-

arten ersichtlich war. 

 

Jährlich wurden insgesamt ca. 265 Beratungsgespräche durchgeführt, der Großteil da-

von in einem persönlichen Setting (86,5 %). Auf die telefonische Beratung entfielen 

12,7 % der Beratungen und es wurden jährlich zwei soziotherapeutische Beratungen 

durchgeführt (unter einem Prozent). 47,9 % der Beratungen beliefen sich auf eine 

Dauer von bis zu 60 Minuten, während 40,3 % bis zu einer halben Stunde und 10,9 

% über 60 Minuten andauerten.  

In lediglich 12,3 % der Beratungsanlässe handelte es sich um Erfahrungen mit sexuel-

ler, körperlicher oder psychischer Gewalt. Weitere 28,3 % der Gespräche beinhalteten 

psychosoziale Themen, wie bspw. Depressionen, Ängste, Essstörungen sowie die rele-

vanten Themen Trennungen oder Konflikte. Eine gesonderte Ausweisung der Konflikt- 
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bzw. Trennungsthematiken und wie diese z. B. mit Gewalterfahrungen in Verbindung 

standen, war aus den Daten allerdings nicht ersichtlich. 69,3 % verteilten sich auf wei-

tere Thematiken, die im Sinne der Beratungsstelle in Zusammenhang mit gesundheit-

lichen oder sozialstrukturellen Themen in Verbindung stehen, wie bspw. sozialökono-

mische Probleme, Aufenthaltsstatus, Rückwanderung, körperliche Erkrankungen, Tod 

oder Probleme mit Kindern in Kita, Schule, Ausbildung.39 Weitere 34,0 % der Fälle 

kamen in aktuellen Krisensituationen in die Beratung, jedoch ist auch hier nicht diffe-

renziert ausgewiesen, um welche konkreten Krisensituationen es sich handelte und ob 

diese etwa mit Gewalterfahrungen im Zusammenhang standen. 

 

e) Beratungsstelle notruf e.V. 

 

Die Fachberatungsstelle „notruf – Psychologische Beratung bei sexualisierter Gewalt 

e.V.“ (im Folgenden notruf e.V. genannt) in Bremen ist ein eingetragener Verein, der 

psychologische Beratung bei sexualisierter Gewalt für Menschen ab dem 16. Lebens-

jahr anbietet. Diese Beratungsstelle erfasst jährlich neben den Hilfesuchenden und Ge-

sprächsanzahlen auch detailliert soziodemografische Merkmale, wie das Geschlecht, 

Alter, Bildungshintergrund und Erwerbsstatus der Hilfesuchenden.   

Notruf e.V. führte im Durchschnitt 1.034 Beratungsgespräche mit ca. 125 Frauen und 

Männern durch. Für die Jahre 2022 und 2023 zeigte sich, dass die meisten Beratenen 

mit 43,3 % durch sonstige Wege wie Mitbürger:innen, Internetrecherche, Freunde, 

Kolleg:innen oder Angehörige zur Beratungsstelle gefunden hatten. Weitere 24,5 % 

erfuhren durch andere Beratungsstellen von der Fachberatungsstelle und je 13,0 % 

wurden durch die Polizei weitervermittelt oder aber machten keine Angaben zum Zu-

gangsweg zur Beratungsstelle. Vier Prozent der Beratenen wurden durch psychische 

Behandlungszentren vermittelt, zweieinhalb Prozent durch Therapiezentren und zwei 

Prozent durch andere, nicht näher benannte Behörden. 

Die Beratungsstelle gibt an, eine Warteliste zu haben, jedoch nicht, wie hoch die An-

zahl der Betroffenen auf dieser ist. Während im Jahr 2022 und 2023 angegeben wurde, 

dass eine Warteliste von bis zu zwölf Wochen bestehe, ist diese im Jahr 2024 „im Spät-

sommer zeitweise acht Monate“ lang gewesen. Eine solche Wartezeit auf lediglich ein 

Beratungsgespräch verdeutlicht den hohen Bedarf, aber auch mangelnde Kapazitäten 

zur Bereitstellung adäquater Hilfe für Betroffene.  

 

39  Auch hier unterschied sich die statistische Ausweisung der prozentualen Verteilung. Die in den Jahren 
2023 und 2024 ausgewiesenen Anteilen ergeben in der Summe mehr als 100 %, sodass man davon 
ausgehen kann, dass sich die zugrundeliegenden Themen in Teilen überschneiden, also einer Person 
mehrfach zugeordnet werden können. Dies schränkt die Vergleichbarkeit der Daten ein, weswegen 
die Interpretation des Durchschnittes der hier angegeben prozentualen Verteilung nur bedingt aus-
sagekräftig ist.  
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Über den Zeitraum von drei Jahren hinweg beriet notruf e.V. im Durchschnitt jährlich 

88,0 % Frauen, knapp acht Prozent Männer und zu vier Prozent diverse Personen. Hier 

zeigt sich eine deutliche Tendenz des Klientels der Beratungsstelle hin zu weiblichen 

Personen auf. Die dargestellten Daten zu Alter, Familienstand, Bildungsabschluss und 

Erwerbsstatus können nachfolgend zwar nicht differenziert nach den Geschlechtskate-

gorien weiblich, divers und männlich ausgewiesen werden, jedoch kann aufgrund der 

geringen Klientelanteils von Männern in der Beratungsstelle davon ausgegangen wer-

den, dass die im jährlichen Durchschnitt knapp zehn männlichen Personen keine sig-

nifikante Verzerrung der nun folgenden soziodemografischen Merkmale zur Folge hat 

 

Notruf e.V. beriet mit etwa 25,1 % am häufigsten Personen im Alter zwischen 30 und 

39 Jahren, darauf folgten Personen zwischen 18 und 24 (22,2 %), zwischen 25 und 29 

(20,6 %) sowie Personen zwischen 40 und 49 (17,8 %). Personen zwischen 50 und 59 

Jahren suchten mit Abstand am seltensten eine Beratungsleistung auf (4,3 %). Zehn 

Prozent der dort Beratenen machten keine Angaben zu ihrem Alter.  

 

Abb. 5: Durchschnittliche Altersverteilung der bei notruf e.V. Beratenen  

 
Quelle: Eigene Darstellung.  

 

76,7 % der Beratenen besaßen die deutsche Staatsangehörigkeit, während 15,3 % 

anderen, nicht näher benannten Staaten angehörten.40 Bei acht Prozent blieb die 

Staatsangehörigkeit unbekannt.   

55,0 % der Beratenen befanden sich in keiner Partnerschaft, während 33,0 % einen 

Partner hatten. Bei weiteren 12,0 % war der Status des Familienstandes unbekannt. 

Bei der Hälfte der Beratenen gab es keine Informationen zu etwaigen Kindern, während 

 

40  Für das Jahr 2022 gab notruf e.V. grobe Zusammenfassungen von Regionen wie afrikanische Staaten 
und Staaten des Nahen Ostens an.  
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26,0 % angaben, Kinder zu haben und 19,7 %, keine zu haben. Weitere 4,0 % waren 

alleinerziehend.  

Hinsichtlich des Bildungshintergrunds zeigte sich eine starke Tendenz hin zur Allge-

meinen Hochschulreife: So hatten 58,3 % der Beratenen das Abitur, 14,3 % die Mitt-

lere Reife, 5,7 % einen Mittelschulabschluss, während 1,7 % keinen Schulabschluss 

besaßen. Weitere 3,7 % waren noch Schüler:innen und 16 % der Beratenen machten 

keine Angaben zum Schulabschluss. Gleiches zeigte sich bei der Erwerbstätigkeit: So 

gingen 36,0 % der Beratenen einer Erwerbstätigkeit nach, während 22,0 % ein Stu-

dium absolvierten. Weitere 8,0 % der Beratenen waren arbeitssuchend, 6,3 % befan-

den sich in beruflicher Ausbildung, 5,0 % in schulischer Ausbildung und 5,7 % waren 

in Rente. 17,0 % der Beratenen machten zu ihrem Erwerbsstatus keine Angaben.  

 

Tab. 22: Soziodemografie der bei notruf e.V. Beratenen 
 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die Beratungsstelle für Betroffene von Menschenhandel und Zwangsprostitution rich-

tet sich geschlechtsunspezifisch an Menschen mit entsprechenden Problemlagen, also 
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sprechen oder sich insgesamt in einer Zwangslage befinden. Sie leistet anonym psy-

chosoziale Betreuung, begleitet die Betroffenen bei Behördengängen und zu Gerichts-

prozessen. Träger der Stelle ist der Verein für Innere Mission in Bremen. 

Die BBMeZ betreute jährlich durchschnittlich 47 Personen, eine Geschlechtsverteilung 

wurde in den Sachberichten 2022 und 2023 nicht aufgeschlüsselt, jedoch wurde er-

wähnt, dass sich eine Person im Jahr 2022 als divers identifizierte und im Jahr 2024 

von 38 Klient:innen zwei Personen männlich waren. Knapp 53,2 % der jährlichen Kli-

ent:innen stellten Neuaufnahmen dar, die übrigen 56,8 % sind Weiterberatungen aus 

dem Jahr zuvor. Für das Jahr 2024 gab die Beratungsstelle an, dass insgesamt fünf 

Betroffene das Beratungsangebot abgelehnt haben.  

 

Die BBMeZ erfasste einige soziodemografische Daten, jedoch lediglich für die Jahre 

2023 und 2024. Hierbei muss einschränkend vorangestellt werden, dass die Daten zur 

Staatsangehörigkeit aus dem Jahr 2023 keine Stichfestigkeit haben, da hier in der aus-

gegeben Prozentverteilung der BBMeZ Nigeria und Sierra Leona zweimal unter ver-

schiedenen Kategorien ausgegeben werden.  

Im Jahr 2023 kam der bedeutende Großteil der Klient:innen mit 36,0 % aus Guinea, 

gefolgt von Sierra Leone (29,0 %). Je 14,0 % waren Klient:innen aus Nigeria sowie aus 

Deutschland und die übrigen sieben Prozent verteilten sich auf die Länder Afghanistan, 

Elfenbeinküste. Gambia, Kolumbien Senegal, Serbien, Türkei, Ukraine und Ungarn. Im 

Jahr 2024 wurden die Daten der Klient:innen mit Blick auf die Herkunftsländer sowie 

auf die Altersverteilung detaillierter und für die statistische Erfassung nachvollziehbarer 

dargestellt, sodass diese als valide angesehen werden können.  

Im Jahr 2024 gehörten die meisten der Beratenen mit jeweils knapp 15,8 % den Staa-

ten Guinea sowie Nigeria an, darauf folgten mit jeweils knapp 10,5 % die Länder Gam-

bia und Sierra Leona. Weitere Staatsangehörigkeiten stellten mit knapp 5,3 % die El-

fenbeinküste, Bulgarien, Deutschland, Kolumbien und mit jeweils 2,6 % die Länder 

Angola, Argentinien, Ghana, Liberia, Litauen, Rumänien, Serbien, Somalia und Togo 

dar.   

Personen, welche durch die BBMeZ beraten wurden, waren zu 21,6 % zwischen 28 

und 35 Jahre alt. Am zweithäufigsten waren die Beratenen zwischen 22 und 27 Jahre 

alt (16,4 %), am dritthäufigsten über 36 Jahre alt (12,4 %) und mit 9,8 % zwischen 

18 und 24 Jahre alt.  
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Abb. 6: Staatsangehörigkeit und Alter der in der BBMeZ beratenen Klient:innen 

   
* 2023 und 2024/** nur für das Jahr 2024. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

g) Beratungsstelle Neue Wege 

 

Neue Wege e.V. war eine Beratungs- und Interventionsstelle gegen Beziehungsgewalt, 

die in der Stadt Bremen ansässig war. Sie hatte das Ziel geschlechtsunspezifisch nied-

rigschwellige psychosoziale Beratungsangebote für die Zielgruppe der von Bezie-

hungsgewalt Betroffenen aber auch Ausübenden anzubieten. Das bedeutet mit dem 

Blick auf die folgende Darstellung, dass nicht nur betroffene Frauen in der Statistik 

erfasst wurden, sondern auch gewaltbetroffene Männer. Neue Wege e.V. bot hierbei 

kostenlose Einzelberatungen mit einer Obergrenze von 20 Stunden von einem multi-

professionellen Team an. Seit 2015 nahm sie neben der Aufgabe als Beratungsstelle 

auch die Arbeit als Interventionsstelle auf, das heißt, es wurden auch proaktiv Betroffe-

nen Erstberatungsangebote unterbreitet, falls ein Gewaltvorfall bei der Polizei oder 

dem Amtsgericht aktenkundig wurde.  

Seit dem 01.01.2026 stellt der Verein für Innere Mission die Beratungs- und Interven-

tionsstelle bei Beziehungsgewalt das Angebot für Betroffene zur Verfügung, während 

Hoppenbank e.V. jenes für die Täter anbietet.41  

Auch sie erhob einige Daten, sodass Angaben zur Beratungsarbeit möglich sind, wenn-

gleich in den Sachberichten angemerkt wird, dass diese explizit keine belastbare 

Grundlage, sondern vielmehr eine Tendenz der Beratungsarbeit abzeichnet. Grund 

hierfür ist die mit der Niedrigschwelligkeit des Angebots einhergehende Anonymität 

 

41  Vgl. hierzu die Internetpräsenz https://neue-wege-bremen.de/, zuletzt aufgerufen am 13.03.2026. 
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der Beratungen oder die Stärke der Belastung der Betroffenen in ihren Krisensituatio-

nen.  

Die Beratungsstelle erfasste nicht die Anzahl der Beratungsgespräche, jedoch die An-

zahl der Klient:innen. Hier zeigte sich, dass im Schnitt jährlich 430 Personen beraten 

wurden, wovon 63,6 % weiblich, 34,1 % männlich und 2,2 % divers waren. Die Stelle 

führte jährlich durchschnittlich 2.992 Stunden an Beratungen durch und beriet im 

Durchschnitt einen Klienten oder eine Klientin 7,2 Stunden. Im Zuge der Aufgabe als 

aufsuchende Interventionsstelle wurden jährlich im Durchschnitt zu ca. 2.021 Betroffe-

nen der Erstkontakt gesucht.  

Der Hauptteil des Beratungsanlasses macht auch hier mit knapp 61,1 % eine akut „es-

kalierende Situation“ aus. Bei 23,0 % der Fallangaben waren die Anlässe noch nicht 

bekannt oder zum Zeitpunkt der Erhebung noch nicht konkret definierbar. 16,0 % der 

Beratungsfälle fanden aufgrund des sog. intimen Terrorismus statt. Dieser wird abwei-

chend von situativer Gewalt definiert als körperliche, sexuelle und/oder psychologi-

sche, systematische Misshandlung und Gewalt, die auf Kontroll- und Machtmotiven 

fußt.   

Betroffene fanden dabei zumeist durch die Polizei (47,6 %) oder durch sonstige Zu-

gangswege wie dem Hausarzt, das Internet oder das Hilfetelefon den Weg zur Bera-

tungsstelle (45,7 %). 6,8 % der Beratungen liefen auf die Vermittlung durch das Amt 

für Soziale Dienste (AfSD) oder der Sozialen Dienste der Justiz (SDdJ) zurück.  

 

Tab. 23: Geschlecht, Beratungsanlässe und Zugangswege der Beratungsstelle Neue 

Wege e.V. 

Ge-

schlecht 
 

Beratungsan-

lässe 
 

Zugangs-

wege 

 

weiblich 63,5 % 
Situativ eska-

lierend 
61,1 % Polizei 47,6 % 

divers 2,2 % 
Intimer Terro-

rismus 
16,0 % AfSD 5,4 % 

männlich 34,1 % unklar 23,0 % SDdJ 1,4 % 

    Sonstige 45,7 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

h) Beratungsstelle Schattenriss 

 

Die Beratungsstelle Schattenriss ist eine Fachberatungs- und Unterstützungsstelle für 

von sexualisierter Gewalt betroffene Mädchen* und junge Frauen* bis 26 Jahren sowie 
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Frauen* ab 27 Jahren.42 Daneben berät Schattenriss ebenfalls Angehörige, Freund:in-

nen und Bekannte betroffener Personen sowie Fachkräfte der einschlägigen tangierten 

Institutionen wie Schulpersonal, Personal von Kindertagesstätten, der Familienhilfe, 

des AfSD oder der Jugendhilfe. Aufgrund der Tätigkeitsausrichtung mit Fokus auf jun-

gen Mädchen* und Frauen* wird die Fachberatungsstelle als eine für besonders vul-

nerable Gruppen betrachtet.  

Neben Schattenriss existieren darüber hinaus ebenfalls weitere Fachberatungsstellen 

für vulnerable Gruppen, auf die im Verlauf des späteren Kapitels mit Blick auf die Inan-

spruchnahme und Auslastung näher eingegangen wird. Schattenriss ist jedoch die ein-

zige Fachberatungsstelle, die soziodemografische Merkmale – in diesem Fall das Alter 

– erfasst.  

Die Einrichtung bot hierbei unterschiedliche Beratungsangebote an: Zum einen berät 

es Mädchen* und Frauen* von 6 bis 26 Jahren in Form eines sog. „Blended Coun-

seling“, das neben der telefonischen und persönlichen Beratung auch eine Mail und 

Chatberatung anbietet. Weiterhin werden Frauen* ab 27 Jahren beraten, die in ihrer 

Kindheit oder Jugend sexualisierte Gewalt erlebten und daher retrospektive Beratung 

in Anspruch nehmen. Letztlich berät Schattenriss auch Personen des Helfer:innensys-

tems, also Mütter, Väter und unterstützende Angehörige beraten und sowie auch 

Fachkräfte aus Schulen oder psychosozialen Diensten.  

Die Fachberatungsstelle Schattenriss führte jährlich im Schnitt ca. 2.120 Beratungsge-

spräche á 60 Minuten in 399 Fällen durch. Diese gesamten Fall- und Beratungsge-

sprächszahlen verteilen sich auf verschiedene Beratungsangebote. 

Im Hinblick auf das Angebot des „Blended Counseling“ von Mädchen* und jungen 

Frauen* bis 26 Jahren wurden im Schnitt jährlich 126 Fälle beraten. Hiervon handelte 

es sich in 63,9 % der Fälle um Neu- und in 36,1 % der Fälle um Weiterberatungen. In 

den 126 Fällen wurden insgesamt 1.027 Beratungseinheiten erbracht, 80,1 % davon 

persönlich und etwa 19,9 % telefonisch, per Mail oder SMS.  

Es suchten jährlich im Durchschnitt 45 Frauen* die Beratungsstelle auf, um Beratungen 

aufgrund von in der Kindheit erfahrener sexualisierter Gewalt in Anspruch zu nehmen. 

63,7 % der Fälle stellten Neuberatungen und 36,3 % Weiterberatungen aus dem Vor-

jahr dar. Insgesamt nahmen diese 45 Fälle 136 Beratungseinheiten in Anspruch, wovon 

der Großteil mit 54,2 % persönlich und weitere 45,8 % telefonisch, per Mail oder per 

SMS stattfanden.  

Mit Blick auf beratende Unterstützung des Helfer:innensystems beriet Schattenriss jähr-

lich 105 Fälle, wovon 83,8 % Neuberatungen und 16,2 % Weiterberatungen aus dem 

Vorjahr darstellen. Diese 105 Fälle nahmen insgesamt ca. 281 Beratungseinheiten und 

 

42 Mit der Schreibweise des Gendersterns möchte Schattenriss explizit trans*, inter* und nicht-binäre 
Menschen ansprechen. Hier sei auf die Webseite der Beratungsstelle Schattenriss hingewiesen 
(https://www.schattenriss.de/, zuletzt aufgerufen am 27.02.2026) 
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wurden zu 67,8 % persönlich und zu 32,2 % telefonisch, per Mail, SMS oder über 

Video bewerkstelligt. Der Großteil der Beratenen stellten dabei Mütter dar (im Durch-

schnitt 60 Beratene), gefolgt von Vätern (zehn Beratene), andere (neun Beratene), Be-

kannte, Freunde oder Partner*innen (acht Beratene) sowie Verwandte und Elternpaare 

(jeweils vier Beratene). 

Im Bereich der Fachberatung betreute Schattenriss 112 Fälle mit, die insgesamt ca. 

155 Beratungseinheiten in Anspruch nahmen. In 93,2 % der Fälle handelte es sich um 

Neu- und in 6,8 % um Weiterberatungen. Diese wurden zu 37,3 % persönlich und zu 

62,7 % telefonisch, per Mail oder SMS geführt. 

 

Tab. 24: Umfang der Beratungsleistungen der Beratungsstelle Schattenriss 

 

Gesamte 

Beratungs-

leistung 

„Blended 

Counseling“ 

bis 26 Jahre 

Frauen* ab 

27 Jahren 

Beratung 

des Hel-

fer:innen-

system 

Fachkräfte-

beratung 

Klientinnen 399 125,7 45,0 105,0 112,0 

Beratungs-

gespräche 
2.119,7 1.027 136 280,7 154,7 

persönlich / 80,1 % 54,2 % 67,8 % 37,3 % 

Telefonisch/ 

E-Mail/SMS 
/ 19,9 % 45,8 % 32,2 % 62,7 % 

Davon Neu-

beratungen 
/ 63,9 % 63,7 % 83,8 % 93,2 % 

Davon Wei-

terberatun-

gen 

/ 36,1 % 36,3 % 16,2 % 6,8 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Darlegung des Alters der betroffenen Personen bezieht sich mit Blick auf die Tätig-

keit von Schattenriss im Folgenden auf die Beratung von Mädchen* und jungen 

Frauen* bis 26 Jahren, Frauen ab 17 Jahren sowie auf Betroffene oder Verdachtsfälle, 

die durch das Helfer:innensystem oder durch psychosoziale Fachkräfte an die Bera-

tungsstelle herangetragen wurden.  

Die Altersstruktur des „Blended Counseling“ für Mädchen* und junge Frauen* bis 26 

Jahren umfasst ein Angebot von telefonischer, persönlicher sowie Online- und Mailbe-

ratung. In diesem Rahmen wandten sich im Jahr 2022 bzw. 2023 mit 42,4 % am häu-

figsten junge Frauen* zwischen 18 und 26 Jahren an die Fachberatungsstellen gefolgt 

von 19,9 % Frauen* und Mädchen* zwischen 16 bis 17 Jahren, sowie 12,5 % zwischen 

14 und 15 Jahren. Am seltensten beriet die Fachberatungsstelle in diesem Rahmen 



 

 

 

 

 

Seite 79 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Mädchen* zwischen zehn und 13 Jahren (8,5 %) sowie zwischen sechs und neun Jah-

ren (knapp ein Prozent). 15,9 % der beratenen Mädchen* und jungen Frauen* mach-

ten keine Angaben zu ihrem Alter. Eine ähnliche Verteilung, wenn auch mit unter-

schiedlicher Altersstaffelung zeigt sich im Jahr 2024: Auch hier suchten 18- bis 26-

jährige junge Frauen* mit 42,5 % am häufigsten Unterstützung bei Schattenriss auf, 

gefolgt von 16,0 % der 17- bis 18 -Jährigen und 14,2 % der 14- bis 16-Jährigen. Am 

seltensten vertreten waren auch hier Mädchen* zwischen zwölf und 13 Jahren (3,8 %) 

sowie zwischen sechs und sieben Jahren (knapp ein Prozent). Ein nicht zu unterschät-

zender Anteil von 22,6 % machte keine Angaben zu ihrem Alter. 

 

Tab. 25: Altersstruktur der im „Blended Counseling“ beratenen Frauen* und Mäd-

chen* 

„Blended Counseling“ 

2022/2023 0-9 10-13 14-15 16-17 18-26 
Keine 

Angaben 

Mittelwert 0,7 % 8,5 % 12,5 % 19,9 % 42,4 % 15,9 % 

2024 0-7 12-13 14-16 17-18 18-26 
Keine 

Angabe 

Prozente 0,9 % 3,8 % 14,2 16,0 % 42,5 % 22,6 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

  

Innerhalb des betrachteten Zeitraumes von 2022 bis 2024 suchten auch Frauen* über 

26 Jahren die Fachberatungsstelle auf. Ein Großteil der Beratenen machte mit 41,5 % 

keine Angaben zu ihrem Alter. Bei denjenigen Frauen*, die Angaben dazu machten, 

zeigt sich, dass am häufigsten Frauen* mit jeweils um die 16 % zwischen 45 und 55 

Jahren, Frauen* zwischen 27 und 34 Jahren sowie zwischen 56 und 66 Jahren am häu-

figsten die Beratungsstelle zur Unterstützung für sexualisierte Gewalterfahrungen in 

der Kindheit und Jugend aufsuchten. 11,1 % dieser Beratungszielgruppe gab an, zwi-

schen 34 und 44 Jahre alt zu sein. 

 

Tab. 26: Altersstruktur der beratenen Frauen* der Beratungsstelle Schattenriss 

Beratung für Frauen* ab 27 Jahren 

Altersstruktur 27-34 34-44 45-55 56-66 
Keine An-

gabe 

Mittelwert 15,6 % 11,1 % 16,3 % 15,5 % 41,5 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Mit Blick auf Personen, wie Elternteile, Bekannte, Freunde, Verwandte oder Bekannte, 

die sich zur Hilfe und Unterstützung bei Verdachtsfällen sexualisierter Gewalt an Schat-

tenriss wandten, zeigt sich, dass betroffene Mädchen* und junge Frauen* in den Jahren 

2022 und 2023 am häufigsten zwischen zehn und 15 Jahre alt waren (36,5 %), gefolgt 

von Mädchen* zwischen sechs und neun Jahren (19,0 %) sowie zwischen 0 und 5 

Jahren (15,2 %). Am seltensten betroffen von den Beratungen des Helfer:innensystems 

waren Mädchen* und junge Frauen* zwischen 16 und 17 Jahren (zehn Prozent), sowie 

zwischen 18 und 26 Jahren (knapp vier Prozent). Bei etwa 13 % der Beratungsfälle 

wurden keine Angaben zum Alter der Betroffenen gemacht. Dieses Bild zeigt sich, auch 

hier mit abweichender Alterskategorisierung auch im Jahr 2024: Am häufigsten wurde 

das soziale Umfeld von Betroffenen zwischen zehn bis 16 Jahren beraten (41,3 %), 

gefolgt von Betroffenen zwischen sechs und neun Jahren (14,4 %). Mit jeweils etwa 

elf Prozent ging es in den Beratungen um Betroffene bzw. Verdachtsfälle von jugend-

lichen Mädchen* und jungen Frauen* zwischen 16 und 17 Jahren, sowie zwischen 18 

bis 26 Jahren. Mit knapp acht Prozent waren am seltensten Kinder bis fünf Jahren be-

troffen.  

 

Tab. 27:  Altersstruktur der betroffenen Mädchen* und Frauen* aus der Beratung des   

  Helfer:innensystems 

Betroffene Mädchen* und Frauen* aus der Beratung des Helfer:innensystems 

2022/2023 0-5 6-9 10-15 16-17 18-19 
Keine An-

gabe 

Mittelwert 15,2 % 19,0 % 36,5 % 10,0 % 3,8 % 13,3 % 

2024 0-5 6-9 10-16 17-18 18-26 
Keine An-

gabe 

Mittelwert 7,7 % 14,4 % 41,3 % 10,6 % 10,6 % 6,7 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Beratung von Fachkräften zur Verdachtsfällen oder zu den aufgedeckter sexuali-

sierter Gewalt an Mädchen* und jungen Frauen* erfassten im Jahre 2022 und 2023 

auch hier am häufigsten Fälle, die Mädchen* zwischen zehn und 15 Jahren betreffen 

(30,5 %), gefolgt von der Altersgruppe der sechs bis Neunjährigen (16,3 %) und 16- 

bis 17-Jährigen (10,3 %). Am seltensten wurden in diesem Beratungsrahmen Kinder 

bis fünf Jahre (neun Prozent) und zwischen 18 und 26 Jahren (drei Prozent) erfasst. Zu 

knapp 31 % dieser Beratungsfälle in den Jahren 2022 und 2023 wurden keine Alters-

angaben gemacht. Eine ähnliche Verteilung, abermals nur mit abweichender Alters-

staffelung zeigt sich im Jahr 2024, in dem in knapp 30 % der Fälle Mädchen* zwischen 

zehn und 16 Jahren betrafen, gefolgt von 16,5 %, die Kinder bis neun Jahre betrafen. 

Seltener beraten wurden in diesem Rahmen Null- bis Neunjährige Mädchen* (8,7 %), 
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17- bis 18-Jährige (knapp vier Prozent) und 18- bis 26-Jährige (knapp drei Prozent). 

Auch hier machten Beratene zu einem beträchtlichen Anteil (knapp 39 %) keine An-

gaben zu ihrem Alter.  

 

Tab. 28: Altersstruktur der betroffenen Mädchen* und Frauen* der Fachkräftebera-

tung 

Betroffene Mädchen* und Frauen* aus der Fachberatung 

2022/2023 0-5 6-9 10-15 16-17 18-27 
Keine 

Angaben 

Mittelwert 9,0 % 16,3 % 30,5 % 10,3 % 3,0 % 30,9 % 

2024 0-6 6-9 10-16 17-18 18-26 
Keine 

Angabe 

Prozente 8,7 % 16,5 % 29,1 % 3,9 % 2,9 % 38,8 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

i) Beratungsstelle MÄDCHENHAUS 

 

Eine weitere Anlaufstelle für Mädchen* und junge Frauen* ab der 5. Klasse bis 26 Jah-

ren bietet das Mädchenhaus Bremen an. Neben Beratungsangeboten in Person – tele-

fonisch und online – bietet das Mädchenhaus außerdem eine Kriseneinrichtung, zwei 

Wohngruppen und Betreutes Jugendwohnen an.43 Mit Blick auf die Beratung und die 

darin behandelten Themen bietet das Mädchenhaus Hilfestellung und Beratung zu 

Themen der körperlichen, seelischen oder sexualisierten Gewalt, Problematiken im El-

ternhaus, Essstörungen, psychische Probleme, sexuelle und geschlechtliche Identität, 

Zwangsverheiratung, der Loverboy-Methode oder weiblicher Genitalverstümmelung 

an.44 

Im Bereich der persönlichen face-to-face-Beratung beriet das Mädchenhaus in den Jah-

ren 2022 bis 2024 im Schnitt 135 Klient:innen verteilt auf ca. 451 Beratungsgesprä-

chen. Hinsichtlich des Beratungsanlasses werden nur die der persönlichen Beratung 

erfasst. Hierbei ist zu erwähnen, dass diese Zahlen im Folgenden jedoch nicht stichfest 

sind. Gründe hierfür sind zum einen die nicht angegebene Bezugsgröße der Angaben 

bzw. die fehlende Deckung mit der Anzahl der Klient:innen. Hinzukommend sind gra-

fische Veranschaulichungen nicht zuverlässig beschriftet wurden, sodass die Auslesung 

 

43  Weiterführende Informationen hierzu sind unter der Webseite https://www.maedchenhaus-bre-
men.de/kriseneinrichtung.php) zu finden, die zuletzt am 27.02.2026 aufgerufen wurde.  

44  Hier soll auf die Webseite https://www.maedchenhaus-bremen.de/anlauf-und-beratungsstelle.php 
verwiesen sein. Zuletzt aufgerufen am 27.02.2026. 
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der Zahlen aus den Jahres- bzw. Sachberichten lediglich geschätzt werden konnte. Die 

folgenden Zahlen geben daher lediglich eine Tendenz der Beratungsanlässe an.   

Laut Eigenangaben und Schätzungen zeigte sich, dass Gewalterfahrungen, seien sie 

psychisch, sexuell oder physisch mit Abstand der häufigste Grund für den Beratungs-

anlass von Mädchen* darstellten. Jährlich schilderten über 90 % der Mädchen* und 

jungen Frauen* in der Beratung Gewalterfahrungen dieser Art. Im Durchschnitt musste 

bei 16 Mädchen* oder junge Frauen* eine akute Krisenintervention, Inobhutnahme 

oder psychiatrische Notaufnahme angestoßen werden.  

 
In den Jahresberichten des Mädchenhauses wurden hinsichtlich soziodemografischer 

Merkmale lediglich das Alter der persönlichen face-to-face Beratungen erfasst. Wie der 

nachfolgenden Abbildung zu entnehmen ist, zeigte sich hierbei, dass am häufigsten 

Mädchen* und junge Frauen* mit 47,3 % am häufigsten die Anlauf- und Beratungs-

stelle aufsuchten, gefolgt von Mädchen* unter 16 Jahren (30,0 %) und schließlich 

Mädchen* zwischen 16 und 18 Jahren (22,7 %). Das Durchschnittsalter über den Be-

trachtungszeitraum hinweg lag hierbei bei 18 Jahren.  

 

Abb. 7: Altersstruktur der im Mädchenhaus Beratenen in den Jahren 2022-2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Ein weiterer Bereich stellt die Onlineberatung dar, die asynchron und textbasiert statt-

findet. Hier haben junge Mädchen* und Frauen* die Möglichkeit, sich in der Onlinebe-

ratung zu registrieren und in einem offenen Forum oder einer sog. „Safe Are“45 in den 

 

45  Dies ist ein geschützter Bereich, in dem ein direkter, nicht-öffentlicher Kontakt zwischen Betroffenen 
und eine:r Mitarbeiter:in des Mädchenhauses stattfindet kann. 
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Austausch mit einem Berater oder einer Beraterin zu treten. Für die Onlineberatung 

registrierten sich im Schnitt 37 Nutzer:innen und stellten 79 Zuschriften zu. Für die 

Jahre 2022 und 2023 gingen im Schnitt fünf Personen von der Onlineberatung in die 

persönliche Beratung über.  

Ein weiterer Baustein ist die Chatberatung, die über den Messengerdienst Signal sowie 

seit 2023 auch über WhatsApp möglich ist. Diese Art der Beratung dient hierbei der 

ersten, anonymen Kontaktaufnahme von Ratsuchenden und ist weniger für akute Kri-

sen oder Bedrohungssituationen gedacht. Die Chatberatung nutzen im Durchschnitt 

jährlich ca. 21 Mädchen* und Frauen*. 

Die telefonische Beratung des Mädchenhauses nimmt einen großen Teil der Bera-

tungsleistung ein. Jährlich wurde diese durchschnittlich von ca. 526 Mädchen* und 

junge Frauen* genutzt, wovon 58,0 % auf Neukontakte und 42,0 % auf Weiterbera-

tungen entfielen. Die Weiterberatungen waren dabei Frauen* und Mädchen* die sich 

zum Zeitpunkt der Berichte in Beratungen befinden oder ehemalig befanden. Inhalt-

lich ist zu den telefonischen Beratungen zu erwähnen, dass diese auch für Terminab-

sprachen oder aber der Weitergabe von Erstinformationen zum Mädchenhaus genutzt 

werden und keinen direkten Vergleich zur bspw. persönlichen face-to-face Beratung 

zulassen. 

 

j) Rat & Tat Zentrum 

 

Das Rat & Tat Zentrum für queeres Leben e. V. ist eine Stelle zur Beratung, Information 

und Unterstützung rund um die Themen sexueller und geschlechtlicher Vielfalt, aber 

auch zu HIV/Aids sowie sexuell übertragbaren Krankheiten. In diesem Zusammenhang 

werden nicht nur sich als weiblich identifizierende Personen beraten, sondern auch 

genderqueere bzw. non-binäre und sich als männlich identifizierende Personen.  

Mit Blick auf die Auswertung der Beratungsleistung muss vor diesem Zusammenhang 

beachtet werden, dass die telefonische oder persönliche Beratung zwar quantitativ 

nach Geschlecht differenziert werden kann, nach den vorliegenden Sachberichten je-

doch nicht nach Inhalten der Beratung bzw. der Anrufe. Die Tendenzen, die in den 

Sachberichten jedoch vorlagen, also nicht quantitativ, sondern qualitativ, sollen hier 

allerdings dargestellt werden.  

Im Mittel beriet der Verein innerhalb von persönlichen Beratungen ca. 907 von denen 

sich der überwiegende Teil als weiblich (48,4 %) oder als genderqueer bzw. non-bi-

näre identifizierte (11,2 %). Hinsichtlich der Vulnerabilität der Gruppe ist bedeutsam 
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zu erwähnen, dass sich 44,5 % der Beratenen um BIPoC46 handelte und dies somit 

auch einen großen Teil der Beratungsinhalte ausmachte.   

Daneben beriet das Zentrum für queeres Leben e. V. auch telefonisch im Schnitt 1.115 

Personen, wovon sich auch hier der Großteil als weiblich (49,8 %) oder genderqueer 

bzw. non-binäre (9,2 %) identifizierte. Die restlichen 41,0 % identifizierten sich als 

männlich. Für die Jahre 2022 und 2023 waren knapp 36 % der telefonisch Beratenen 

auch hier BIPoC.  

Die Beratungsinhalte von weiblichen Personen in telefonischen wie persönlichen Ge-

sprächen beliefen sich zum größten Teil auf Thematiken von Beziehung bzw. Trennun-

gen, Coming-out, Krisen im familiären Bereich, Kinderwunsch und sog. Regenbogen-

familien, aber auch generelle Fragen zur Thematik der Trans*-Identität oder zur ge-

schlechtlichen oder sexuellen Diversität.  

 

Tab. 29: Beratungsstatistik des Rat & Tat-Zentrums in den Jahren 2022-2024 

 Persönliche Beratungen Telefonische Beratungen 

Beratungsanzahl 906,7 1.114,7 

Geschlecht der 

Beratenen 
  

weiblich 48,4 % 49,8 % 

Queer/non-binär 11,2 % 9,3 % 

BiPoC 44,5 % 35,9 % 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

k) MARIE  

 

MARIE stellt eine Beratungsstelle im Rahmen des Bundesmodellprojektes „Unterstüt-

zung zum Umstieg aus der Prostitution“ in Bremerhaven dar, die vom Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert und von der AWO 

Bremerhaven durchgeführt wurde. Sie nahm 2022 offiziell ihre Arbeit im Rahmen des 

Projektes auf. Vor dem Start des Modellprojektes hab es in Bremerhaven keine solche 

themenspezifische Beratungsstelle und sollte daher von der AWO Bremerhaven in der 

 

46  Rat & Tat Zentrum nutzt für die vulnerable Gruppe von Migrant:innen oder migrantisch gelesenen 
Personen den Begriff BIPoC. Dieser ist die englische Abkürzung von „Black, Indigenous and People 
of Colour“, also Schwarze Menschen, Indigene Menschen und Menschen die in Mehrheitsgesell-
schaften als nicht-weiß angesehen werden.  
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Stadtgemeinde etabliert werden.47 Finanziert wurde das Projekt u.a. durch den Stabs-

bereich Frauen bei der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz dar. 

Ziel des Projektes war es, Sexarbeiter:innen und Prostituierten im Rahmen eines Bera-

tungs- und Unterstützungsangebotes realistische und langfristig nachhaltige Berufs-

perspektiven außerhalb der Prostitution zu erarbeiten. In diesem Rahmen bot MARIE 

Sprachkurse, berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Unterstützung n der Arbeitssuche 

aber auch psychosoziale Unterstützung bei Behördengängen oder akuten Problemen 

an. Daneben wurde kontinuierliche Streetwork geleistet, indem das Rotlichtmilieu auf-

gesucht und Kontakt zu etwaigen Sexarbeiter:innen gesucht wurde. MARIE wird wei-

terhin seit Ende des Bundesmodellprojektes von der AWO durchgeführt und von der 

Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz (SGFV) aus Ländermitteln fi-

nanziert. 

Insgesamt nahmen 20 Frauen* in Bremerhaven am Bundesmodellprojekt „Unterstüt-

zung zum Umstieg aus der Prostitution“ teil, wobei sich auch nach Abschluss des Pro-

jektes weiterhin 13 Frauen in Beratung und Begleitung befanden. Es konnten insge-

samt sechs Frauen in eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit vermittelt werden. 

Im Rahmen des Bundesmodellprojekts entwarf MARIE zusätzlich ebenfalls weitere ver-

schiedene Betreuungsangebote, darunter eines zur Unterstützung bei der Buchfüh-

rung. Hierbei wurden 2023 und 2024 49 Frauen* an 15 Terminen beraten werden, 

während im Jahr 2024 im Rahmen der offenen Beratung 124 Beratungsgespräche ge-

führt wurden. Mit Blick auf die aufsuchende Arbeit des Streetworkings wurden in den 

Jahren 2022 und 2023 durchschnittlich ca. 348 Kontakte zu Frauen* in diesem Rahmen 

aufgenommen.  

98 % der Projektteilnehmer:innen verfügten weder über ein Bankkonto, noch über 

finanzielle Rücklagen und waren darüber hinaus hoch verschuldet, entweder beim Fi-

nanzamt oder der Krankenversicherung. Neun der 20 Frauen* waren im Übergang auf 

finanzielle Unterstützung in Form einer Existenzsicherungspauschale angewiesen und 

fünf dieser neun Frauen* schafften hiermit den endgültigen Ausstieg aus der Prostitu-

tion.  

 

l) Nitribitt e.V.  

 

Nitribitt e.V. ist eine Beratungsstelle für alle freiwillig Tätigen in der Sexarbeit, die Be-

ratung, Ausstiegsberatung und -begleitung, Hilfestellung zu finanziellen Fragen wie 

Krankenversicherung, Steuern, Schulden, Hilfe in Krisensituationen und eine aufsu-

chende Arbeit in der Prostitutionsszene anbietet. Es wenden sich in diesem Zusam-

 

47  Hierbei soll auf den Abschlussbericht des Modellprojektes „Unterstützung des Umstiegs aus der Pros-
titution“ hingewiesen werden. 
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menhang nicht nur Sexarbeiter:innen, sondern auch Angehörige, Freier und Betrei-

ber:innen von Prostitutionsstätten an die Beratungsstelle. Der Verein besteht seit 1987 

und ist Mitglied des Bündnisses der Fachberatungsstelle für Sexarbeiterinnen und 

Sexarbeiter e.V. (bufas) und ist bei der Zielgruppe bekannt.48  

Auch diese Beratungsstelle stellte wie MARIE e.V. einen Standort des Bundesmodell-

projektes „Unterstützung beim Umstieg aus der Prostitution“ in Bremen dar. 

Nitribitt erreichte im Bereich des allgemeinen Beratungsangebotes durchschnittlich 

1.152,3 Beratungskontakte, von denen der Großteil mit 54,7 % persönlich in der Be-

ratungsstelle oder an anderen Orten stattfand.49  

In Rahmen des Bundesmodellprojektes beriet Nitribitt durchschnittlich 15,7 Frauen, 

die Beratungen und Begleitungen in diesem Zusammenhang in Anspruch nahmen. 

Für die Jahre 2022 und 2023 zeigte sich, dass von durchschnittlich 1.192,5 insgesam-

ter Klient:innenkontakte im 58,0 % auf Beratungskontakte zum Thema Um- und Aus-

stieg, 29,5 % auf die allgemeinen Beratungen, 6,9 % auf Kontakte im Bereich des 

Streetworking und 5,6 % auf Behördenbegleitungen fiel. Zusätzlich hielt die Bera-

tungsstelle im Mittel 1.037,5 Kontakte zu etwaigen Behörden wie bspw. das Jobcenter, 

Sozialamt, die Wohngeldstelle, die Zentrale Fachstelle Wohnen beim AfSD oder das 

Finanzamt. 

 

Tab. 30: Beratungsstatistik Nitribitt e.V. 

Beratungsart Mittelwerte 

Beratungskontakte allge-

mein 
1.152,3 

Streetwork-Kontakte 82 

Behördenbegleitung 67 

Behördenkontakte 1.038,5 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

 

48  Vergleiche hierzu den Abschlussbericht des Modellprojektes „Unterstützung des Umstiegs aus der 
Prostitution“. 

49  Es soll auch hier angemerkt werden, dass eine Mittelwertberechnung über alle drei Jahre nicht mög-
lich war, da der Jahresbericht für das Jahr 2024 keine detaillierten Statistiken mehr zu den unter-
schiedlichen Arten der Beratung, dem Alter, dem Geschlecht oder Herkunftsort ausgab. Weiterhin 
soll bemerkt werden, dass die Statistikdarlegung im Allgemeinen durch die fehlende konkrete Defi-
nition von Begriffen wie „Beratungskontakten“, Klient:innenkontakte“, „Beratung von Einzelperso-
nen“ auch mit Blick auf das Geschlecht erschwert wurde.  
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Abb. 8: Wesentliche Beratungsthemen der Beratungsstelle Nitribitt e.V. 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Sie beriet nach eigenen Angaben zum größten Anteil mit 84,3 % Sexarbeiter:innen50, 

zu 8,8 % andere Personen, wie Kund:innen oder Freunde und Bekannte, zu 6,4 % 

Betreiber:innen von Etablissements und zu unter einem Prozent Angehörige von Sex-

arbeitenden.  

 

Abb. 9: Klient:innen von Nitribitt e.V.  

 
* nur für 2022 und 2023, Mittelwerte. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

 

50  Auch hier war aufgrund der Berichtsdarlegung und Formulierung nicht ersichtlich, dass es sich hier-
bei nicht um ausschließlich Sexarbeiter:innen handelt. Jedoch kann davon aufgrund der Geschlechts-
struktur, die erfasst wurde, davon ausgegangen werden. 

66,3%

33,7%

 Um - und Ausstieg allgemeine Beratung

84,2%

6,4%
0,6%

8,8%

Sexarbeitende Betreiber:innen Angehörige Andere (Freunde, Bekannte, Klienten)
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Bezogen auf das Geschlecht beriet Nitribitt durchschnittlich zu 84,9 % Frauen, 9,8 % 

trans*Personen und zu 5,4 % Männer. Hier ist – aufgrund der unklaren Definition in 

den Berichten – jedoch davon auszugehen, dass es sich hierbei um alle Arten der Be-

ratenen handeln kann, seien es Sexarbeitende (obwohl diese den größten Teil ausma-

chen), Betreiber:innen oder andere Personen, wie Kund:innen oder Freunde und Be-

kannte.   

Die Beratenen – insofern Angaben zu ihrem Alter erfasst worden sind – waren zu, 

Großteil mit 63,9 % zwischen 31 und 45 Jahren, 21,0 % zwischen 22 und 30, 14,0 % 

über 45 und 1,1 % zwischen 18 und 21 Jahre alt.  

  

Abb. 10: Durchschnittliche Altersstruktur der von Nitribitt e.V. Beratenen* 

 
* nur für 2022 und 2023. 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Die Anzahl der Herkunftsländer in den Jahren 2022 und 2023 lag zwischen 20 und 22 

und verteilten sich über die entsprechenden Jahre zum größten Anteil auf Länder aus 

Südosteuropa (36,7 %), Lateinamerika (28,6 %) und Deutschland (25,9 %). Die wei-

teren wenigen Prozente verteilten sich auf Polen, afrikanische Länder, andere europäi-

sche Länder, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, Russland, die 

Ukraine, Thailand, die Türkei und China. 
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Abb. 11: Herkunftsstruktur der Beratenen bei Nitribitt e.V. 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Beratungsstellen für vulnerable Gruppen 
Zu weiteren besonders vulnerablen Gruppen von Frauen und Mädchen, wie bspw. 

Frauen mit Behinderung oder mit Migrations- bzw. Asylhintergrund gibt es keine spe-

zifischen Beratungs- und Unterstützungsangebote in Bremen oder Bremerhaven, je-

doch bieten bezüglich der zuletzt benannten vulnerablen Gruppen Migrantenver-

bände Unterstützung an. Jedoch zeigte sich in einzelnen Sach- und Jahresberichten, 

dass in einzelnen Frauenhäusern und Beratungsstellen besonders die Aspekte von Mig-

ration und Asyl versucht werden, mit aufzufangen. Auf die vulnerable Gruppe von 

Frauen mit Behinderungen wird in Jahres- und Sachberichten nicht detailliert einge-

gangen, jedoch an einigen Stellen erwähnt, das eine bedarfsgerechte Unterstützung 

oder Aufnahme solcher Frauen aufgrund von bspw. baulichen Bedingungen schlicht-

weg nicht möglich sei.  
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Qualitative Befunde  

 

Im Zentrum der nachfolgenden Ausführungen steht die Darlegung der wesentlichen 

Erkenntnisse aus den leitfadengestützten Interviews mit dem Fachpersonal der Bera-

tungsstellen.51 

 

Kapazitäten und Ressourcen in den Beratungsstellen 
Die Befragten der Fachberatungsstellen beurteilten die derzeitig zur Verfügung stehen-

den Ressourcen im bremischen Hilfe- und Unterstützungssystem grundsätzlich zwar 

positiv, wiesen jedoch darauf hin, dass die finanziellen und personellen Mittel für die 

Abdeckung der Nachfrage seitens schutzsuchender Frauen nicht ausreiche. Die Nach-

frage dieser Personengruppe nach Beratungsangeboten habe sich in den letzten Jahren 

sehr deutlich erhöht, sodass trotz der Zuführung von (zusätzlichen) Fördermitteln (vgl. 

Kapitel 4.6) die Kapazitäten nicht ausreichten, um die Bedarfe der Frauen entspre-

chend abzudecken. Dies führe unweigerlich dazu, dass in der überwiegenden Anzahl 

der Beratungsstellen mit Wartelisten gearbeitet werden müsse, auch, wenn dies nicht 

unbedingt zielführend sei, da die Frauen mit akuten Beratungsbedarfen die jeweiligen 

Anlaufstellen aufsuchten und die Inanspruchnahme einer Beratung nicht aufschieben 

könnten: „Ja, also wir verzeichnen seit gut zwei Jahren einen so hohen Bedarf, dass wir 
durchaus immer wieder an den Punkt kommen, dass wir Wartelisten haben“ (Fk_03).      

Zwar sei man bei der Terminierung von Beratungsgesprächen nicht konstant auf eine 

Warteliste angewiesen, da sich die Nachfrage – so zeige es die Erfahrung aus den letz-

ten Jahren – wellenförmig bewege, jedoch lasse sich nichtsdestotrotz feststellen, dass 

die Nachfrage sowie die Bedarfe der schutzsuchenden Frauen auf einem hohen Niveau 

befänden und die Tendenz dahin gehend bestünde, dass diese auch weiterhin zunäh-

men. Insofern müsste sich das Fachpersonal der Beratungsstellen auch stets Gedanken 

hierzu machen, wie sie auf die hohen Bedarfen der Frauen reagieren könnten:  

 

„Und wir hatten letztes Jahr, Mitte letzten Jahres die Situation, dass 
wir wirklich eine mehrmonatige Warteliste haben. Und das war das 
erste Mal der Fall seit Bestehen dieser Einrichtung. Und das hat auch 
ganz schön in uns gerüttelt. Und wir haben dann überlegt, wie wir 
dem entgegenkommen können“ (Fk_03). 

 
Die Herausforderung, mit geringen Kapazitäten der hohen Nachfrage der Frauen zu 

begegnen, stelle sich ebenfalls für Akteur:innen von Anlaufstellen, die insbesondere auf 

 

51  Zitate aus den Interviewtranskripten mit den Fachkräften (Fk) der Beratungsstellen wurden ebenfalls 
entsprechend nummeriert und werden in den Ausführungen der qualitativen Befunde mit (Fk_XX) 
gekennzeichnet.   
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spezifische – den Bedarfen der Frauen angemessenen – Beratungsstellen im Hilfe- und 

Schutzsystem weiter verweisen („Also, ich muss ehrlich sagen, in manchen Fällen, wo 
wir, also, wo wir so wenig Kapazitäten sehen, verweisen wir schon“ (Fk_12)) dar. Die 

Perspektive, dass die auf Beratung angewiesenen Frauen durchaus (längere) Wartezei-

ten in Kauf nehmen müssten, bis ein Beratungstermin stattfinden könnte, gestalte sich 

sowohl für die betroffenen Frauen, als auch für die Fachkräfte schwierig:  

 

„Aber bei den Beratungsstellen, da ist das durchaus schon manchmal 
schwierig, wenn es dann über mehrere Wochen Wartezeit schon an-
gekündigt wird, dass die Betroffenen dann es sich manchmal anders 
überlegen. Das ist ziemlich problematisch“ (Fk_04). 

 
Es wird deutlich, dass der Entschluss von Gewalt betroffenen Frauen, sich professionelle 

Hilfe in einer entsprechenden Beratungsstelle zu holen, oftmals mit den Wartezeiten 

kollidiert – was durchaus dazu führen könne, dass die Betroffenen von ihrem Entschluss 

wieder abkehrten.  

 

Im Allgemeinen, so zeigten es die Interviews mit dem befragten Fachpersonal, seien 

diese darin bestrebt, keine Frauen, die mit einem akuten Beratungsbedarf in der jewei-

ligen Einrichtung auftauchen, abzuweisen. Dies gestalte sich jedoch zunehmend 

schwierig, da sich die Frauen, die die Beratungsstellen auch ohne einen Termin auf-

suchten, in der Regel mit Wartezeiten rechnen müssten – was hinsichtlich des organi-

satorischen Handlings sich stets herausfordernd darstelle:  

 

„Wir sind eine Terminsprechstunde. Eigentlich sollten Leute mit Ter-
minen kommen. In über 50 Prozent stehen Betroffene ohne Termin 
vor der Tür. So. Und dann versuchen wir sie natürlich nicht wegzu-
schicken. Das kann aber mal passieren, dass sie dann eine Stunde war-
ten müssen, bis der vorherige Fall zu Ende untersucht wurde“ (Fk_05). 

 

Im Hinblick auf die Inanspruchnahme der verschiedenen Angebote der Beratungsstel-

len lässt sich dahin gehend konstatieren, dass die von Gewalt betroffenen Frauen die 

jeweiligen Angebote durchaus beanspruchen und diese nachfragen („Die Frauen, die 
hier kommen, wir haben manchmal in der Woche mehr als sechs Frauen, die zu uns 
kommen“ (Fk_13)). Insofern seien Bedarfe und Nachfrage danach gegeben, jedoch 

weisen die Erkenntnisse aus den leitfadengestützten Interviews darauf hin, dass die 

Kapazitäten – gemessen an den Bedarfen und der Nachfrage – hierfür noch unzu-

reichend seien. Trotz dieser herausfordernden Gesamtsituation habe das Fachpersonal 

in den Beratungsstellen jedoch noch keine Frauen abweisen müssen: „Aber wir haben 
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noch nie jemanden aus Kapazitätsgründen abgelehnt“ (Fk_05). Das Fachpersonal be-

mühe sich stets darum, den Frauen, welche die Beratungsstellen aufsuchten, möglichst 

zeitnah zu beraten und betreuen: 

 

„Dann kommt man einfach so rein und sitzt und wartet. Wir haben 
einen großen Warteraum, wobei manche, die zu spät gekommen 
sind, weil die von weit her weggekommen sind, warten die. Und ei-
gentlich können die nicht kommen, wenn die keine Termine haben. 
Das ist das Problem“ (Fk_13). 

 

Hinsichtlich der finanziellen und personellen Ressourcen52 gestalte sich die Lage mit-

unter eher schwierig, da aufgrund der Nachfrage und des Bedarfs der Frauen („Wir 
sind sehr bekannt geworden und haben sehr guten Zulauf“ (Fk_12)) die personellen 

Kapazitäten aufgestockt werden müssten, was zum einen jedoch die finanzielle Lage 

nicht zu lasse. Zum anderen führten tarifliche Anpassungen in der Vergütung des Fach-

personals zu höheren Personalkosten, die so nicht mehr bewilligt würden, was wiede-

rum zur Folge habe, dass die entsprechenden Stundenumfänge bei den Mitarbeiten-

den in den Beratungsstellen reduziert würde:  

 

„Es liegt kein Bewilligungsbescheid für 2026 vor. So, aber schriftlich, 
so per E-Mail gab es Zusage und bewilligt wird die gleiche Summe wie 
für 2025. Aber wenn wir alle Tarifanpassungen [durchlaufen], alle Per-
sonalkosten werden erhöht jedes Jahr, ne?  [Haben wir] dadurch ja 
dann eine andere Summe beantragt. Die wird dann aber nicht bewil-
ligt und die Konsequenz ist, dass wir, also, dass wir unsere Stunden, 
also Personalstunden reduzieren müssen“ (Fk_12). 

 
In Beratungsstellen mit spezifischen Schwerpunkten, welche die Beratung zu FGM an-

bieten, sei es noch schwieriger, finanzielle Mittel für das Fachpersonal zu erhalten, so-

dass hier oftmals auf ehrenamtlich tätige Mitarbeiter:innen zurückzugriffen wird („Eh-
renamtlich, ja alle als ehrenamtlich tätig“ (Fk_13)), die die betroffenen Frauen und 

Mädchen nach Beendigung ihrer regulären Tätigkeit beraten und betreuen: „Das 
heißt, wir sind manchmal hier bis acht Uhr abends, manchmal sind wir hier auch Sams-
tage, es kommt drauf, an wie die Person Zeit hat nach der Arbeit“ (Fk_13). 

 

  

 

52  Hierbei sei darauf hingewiesen, dass sich die Fachberatungsstellen in unterschiedlicher Trägerschaft 
befinden, was sich auf ihre generelle Finanzierung auswirkt. 
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Strukturelle Lücken 
Im Hinblick auf mögliche strukturelle Lücken im bremischen Hilfe- und Unterstützungs-

system führten die Befragten aus, dass sich diese insbesondere dahin gehend zeigten, 

sobald von Gewalt betroffene Frauen mit mehreren Hemmnissen bzw. Problemlagen 

die jeweiligen Beratungsstellen aufsuchten: 

 

„Und es ist so, dass es schon, ich sag mal, Gruppen gibt, die, glaube 
ich, nicht so einfach Unterstützung bekommen können. Ich überlege 
gerade, zum Beispiel, wenn die Betroffenen von verschiedensten, wie 
soll ich jetzt sagen, also wenn verschiedene Problemsituationen zu-
sammentreffen, wie zum Beispiel Wohnungslosigkeit, Drogenabhän-
gigkeit und Gewaltthematiken zum Beispiel. Also da haben wir jetzt 
gerade auch in einem Arbeitskreis drüber gesprochen, es gibt da eben 
schon eine Lücke, wo, was wird dann als erstes behandelt sozusagen 
oder angegangen und wo können sich diese Leute hinwenden, denn 
für viele Einrichtungen gibt es da dann gewisse Vorgaben und da fal-
len Leute aus dem Raster“ (Fk_03). 

 
Dies verdeutlicht einmal mehr, dass es zwar für Frauen mit multiplen Problematiken 

entsprechende Anlaufstellen im Hilfesystem gibt, jedoch komme es in diesem Kontext 

dazu, dass für die Inanspruchnahme von Angeboten dieser Einrichtungen bestimmte 

Vorgaben bestünden, sodass diese letztlich dazu führen, dass Frauen keine Unterstüt-

zung erhielten. Das Problem sei dem Fachpersonal zwar bekannt und es werde hier-

über auch in Austauchformaten diskutiert, wie eine möglichst ganzheitliche Betrach-

tung der Problemlagen der Frauen adäquat Berücksichtigung und damit die einherge-

hende Hilfestellung ermöglicht werden könne, jedoch sei dies weiterhin mit durchaus 

hohen strukturellen Hürden verbunden.  

 

Darüber hinaus sei es ebenfalls wichtig, Lücken in der Fort- und Weiterbildung zum 

Thema Gewaltbetroffenheit, Gewaltschutz und -prävention von Mitarbeiter:innen der 

verschiedenen Institutionen und Einrichtungen, zu schließen:  

 

„Also, was den Schutz angeht, ist es definitiv sehr viel Prävention und 
Bildungsarbeit im Sinne von auch Rollen aufbrechen, aber das gilt 
auch für beide Geschlechter eigentlich in beide Richtungen. Also, viel 
Präventionsarbeit und auch viel, und auch da sehen wir noch eine Lü-
cke, beziehungsweise da können wir die Bedarfe nicht decken, sind 
Schulungsanfragen, Weiterbildungsanfragen zur Sensibilisierung die-
ses Themas von anderen fachlichen Einrichtungen, von anderem 
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Fachpersonal, wie zum Beispiel Lehrkräften, Mitarbeitenden, Ge-
schäftsführenden“ (Fk_03). 

 
Auch, wenn es dahin gehend bereits zur Verbesserung im Hinblick auf die Sensibilisie-

rung gekommen sei, müsse das Thema Gewalt weiterhin noch stärker ins Bewusstsein 

der Menschen gerückt werden – insofern kämen Schulungen und Fortbildungen eine 

tragende Rolle zu.  

 

Ebenso merkte das befragte Fachpersonal an, dass es bislang kaum nachvollziehbar 

sei, weshalb es im Bundesland Bremen keine institutionalisierte Opferhilfe gäbe, die in 

anderen Bundesländern existiere – insofern könne man zumindest auf die Angebote in 

Niedersachsen verweisen, was jedoch nicht ideal sei für diejenigen Betroffenen, die 

ihren Wohnsitz in Bundesland Bremen haben:   

 

„Wir vermissen manchmal eine Beratungsstelle wie zum Beispiel die 
Opferhilfe, die es in anderen Bundesländern gibt. Wenn wir Nieder-
sächsinnen hier haben, dann können wir die immer an die dortige 
Beratungsstelle verweisen. Das gibt es in Bremen nicht, weil es nicht 
immer ganz passend ist, wenn Betroffene zu uns kommen und es zum 
Beispiel um Gewalt durch das Umfeld geht“ (Fk_04). 

 
Insofern zeige sich hier durchaus eine Lücke im Beratungsangebot, da es schon ziel-

führend und bedarfsgerecht sei, „wenn es eine Beratungsstelle gäbe, wo man delikt-
unabhängig hinschicken kann, die jeden Menschen, der von Gewalt betroffen ist, be-
rät“ (Fk_04).  

Außerdem wäre es den Befragten zufolge wünschenswert, wenn es „so eine Art Lot-
sinnen gäbe, die sich den Betroffenen dann zum Beispiel annehmen und sie dann wei-
ter durch das System begleiten können. Weil das manchmal undurchsichtig ist für die 
Betroffenen oder schwierig“ (Fk_04). Dies sei aus dieser Perspektive umso entscheiden-

der, wenn es darum gehe, einen möglichst niedrigschwelligen Zugang zu den Ange-

boten der Beratungsstellen zu gewährleisten, da die Betroffenen oftmals gar nicht den 

Überblick darüber hätten, wohin sie sich im Bedarfsfall wenden könnten.   

Ebenso wie das Fachpersonal der Frauenhäuser schätzten die Befragten der Beratungs-

stellen die Frauenhausplätze und den Mangel an geeignetem Wohnraum für von Ge-

walt betroffene Frauen in den beiden Stadtgemeinden als durchweg problematisch ein 

(vgl. Kapitel 4.2). Das zeige sich z. B. bei dem Umstand, dass es für das Fachpersonal 

der Beratungsstellen schwierig sei, Frauen bei Bedarf einen Platz im Frauenhaus zu ver-

mitteln.  
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Vernetzung und Zusammenarbeit 
Im Allgemeinen wurde die Vernetzung sowie die Zusammenarbeit sämtlicher Ak-

teur:innen im Hilfe- und Unterstützungssystem positiv beurteilt, was den Befragten 

zufolge auch daran liege, dass untereinander ein guter und enger Austausch gepflegt 

werde – dies trage zudem dazu bei, das Hilfesystem zu verbessern.  

Vorrangig benannte das befragte Fachpersonal die Kooperation mit dem Stabsbereich 

Frauen bei der zuständigen senatorischen Behörde genauso wie auch die Zusammen-

arbeit mit der ZGF sowie den anderen Beratungsstellen und Frauenhäusern. In diesem 

Kontext sei die Möglichkeit, an den ins Leben gerufenen Arbeitsgruppen bzw. Arbeits-

kreisen durchaus wertvoll: „Wir sind viel in Arbeitskreisen und diese Austausche, die 
dann auch eben entsprechend weitertragen, das ist schon wirklich sehr, sehr gut und 
wichtig“ (Fk_03).  

Aus den Interviews ging deutlich hervor, dass gerade die Institutionalisierung der Ar-

beitsgruppen einen wesentlichen Beitrag dazu leiste, dass eine enge Vernetzung und 

Kooperation überhaupt erst möglich sei – die zusätzlich dadurch begünstigt werde, 

dass Bremen in seiner Größe überschaubar sei:  

 

„Also ich persönlich finde, dass wir ein ziemlich gutes Hilfesystem in 
Bremen schon haben, ich glaube, es kann an der Größe der Stadt lie-
gen, wir alle sehr gut vernetzt miteinander zusammenarbeiten und die 
Wege sind kurz. Und irgendwie sitzen halt auch immer alle in den 
gleichen Arbeitskreisen. Das heißt, man hat schon auf jeden Fall einen 
guten Austausch“ (Fk_04).  

 
Darüber hinaus zeigte sich in den Ausführungen des befragten Fachpersonals, dass die 

Relevanz dieser etablierten Arbeitskreise kaum zu unterschätzen sei – da gerade auch 

hierdurch die niedrigschwellige Möglichkeit gegeben sei, alle wichtigen Akteur:innen 

des Hilfe- und Unterstützungssystems regelmäßig an einen Tisch zu bringen:  

 

„Ja, ich muss sagen, 2022 [haben wir] einen Arbeitskreis initiiert, der 
heißt also Prostitution in Bremerhaven. Und da sind die [für uns] wich-
tigsten Akteur:innen dabei. Also das ist Gesundheitsamt, Polizei, Bür-
ger- und Ordnungsamt, BBMeZ ist dabei, Pro Familia, ZGF“ (Fk_12). 

 

Hieraus wird ersichtlich, dass die Wirksamkeit der etablierten Arbeitskreise durchaus 

positiv aufzufassen sei – nicht nur in der Hinsicht, dass miteinander als relevant erach-

tete Aspekte gemeinsam besprochen werden können, sondern auch einen Blick dafür 

zu entwickeln, wo z. B. Unterschiede im Umgang mit bestimmten Gegebenheiten lie-

gen:  
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„Deswegen sind v. a. diese ressortübergreifenden Arbeitsgruppen be-
sonders wertvoll, damit man da einfach immer sich gut drüber aus-
tauschen kann und verstehen kann, was geht in welchem Bereich oder 
wo sind die Unterschiede auch“ (Fk_03).  

   

Gleichermaßen wurde im Besonderen auch die Kooperation mit den örtlichen Polizei-

behörden hervorgehoben, die sehr wertvoll sei, wenn es um die Betreuung akuter Fälle 

gehe:  

 

„Also was für uns total gut funktioniert, ist tatsächlich der Kontakt zur 
Polizei. Da haben wir uns aber auch relativ früh schon darum bemüht 
und haben jetzt von allen für uns relevanten Kriminalkommissariaten 
und dann haben wir jetzt die direkten Kontakte und auch zur Opfer-
schutzstelle der Polizei funktioniert das ganz, ganz wunderbar“ 
(Fk_04). 

 
Zu möglichen Herausforderungen im Kontext der Vernetzung und Zusammenarbeit 

äußerten die Befragten die Schnittstelle zu den Justizbehörden – hier teilten sie die 

Wahrnehmung, dass hier noch verstärkt Lösungen zu finden seien, was gewisse Her-

ausforderungen in Bezug auf den Gewaltschutz und die Gewaltbetroffenheit betreffe 

– da es durchaus vorkomme, dass bestimmte rechtliche Aspekte miteinander kollidie-

ren würden53:  

 

„Eine große Herausforderung ist auf jeden Fall die Schnittstelle zur Jus-
tiz, weil da noch wahnsinnig viel passieren muss in dem Bereich. Also, 
ja, bestes Beispiel ist die Thematik mit dem Familiengericht. Also, dass 
eine Person, ein Partner, eine Partnerin, die dem anderen Partner, der 
anderen Partnerin Gewalt zugefügt hat, trotzdem das Umgangsrecht 
zum Kind hat und damit diese Verbindung zu der gewalttätigen Per-
son immer für alle fortbesteht. Das sind so Problematiken aus dem 
Bereich, wo wir als Hilfeeinrichtungen schon häufig an unsere Grenzen 
kommen, weil, wir können da nicht helfen“ (Fk_03). 

 
Darüber hinaus gestalte sich ebenfalls die Kooperation mit anderen Behörden vermehrt 

schwierig, was v. a. daran liege, dass die entsprechenden Mitarbeitenden in diesen 

zumeist schwierig zu erreichen seien, wenn es darum gehe, bestimmte Sachverhalte 

 

53  An dieser Stelle sei auf Kapitel 4.2 verwiesen, in dem ausgeführt wird, dass das Fachpersonal der 
Frauenhäuser ebenfalls diese Einschätzung teilte, dass oftmals die Belange des Gewaltschutzes mit 
denen des Umgangsrechts im Falle gemeinsamer Kinder einander konträr gegenüberstünden.    



 

 

 

 

 

Seite 97 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

oder Zuständigkeiten abzuklären. Den Fachkräften zufolge liege das u. a. am allgemein 

vorherrschenden Personalmangel – aus ihrer Sicht wäre es trotzdem wünschenswert, 

einen besseren Austausch mit den jeweiligen Behörden zu initiieren.  

   

Ausrichtung Hilfe- und Schutzsystem am LAP 
Die grundsätzliche Ausrichtung des Hilfe- und Schutzsystems im Bundesland Bremen 

am LAP begrüßten die Befragten der Beratungsstellen ausdrücklich – diese Einschät-

zung bezogen sie dabei auf mehrere Ebenen:  

 

❖ So sei die Institutionalisierung der GSA eine der wichtigsten Maßnahmen des 

LAP. 

 

❖ Gleichermaßen sorge der LAP seit Inkrafttreten dafür, dass nicht nur mehr Sen-

sibilität für das Thema Gewaltschutz in der Bevölkerung, aber auch bei den un-

terschiedlichen Akteur:innen eingetreten sei.  

 

❖ Darüber hinaus sorge der LAP dafür, dass es die Aufgabe der jeweiligen Stadt-

gemeinde bzw. des Bundeslandes ist, möglichst nachhaltige (Beratungs-)Ange-

bote zu schaffen und diese entsprechend (finanziell) zu fördern. 

 

Außerdem sei der LAP für die Bekanntmachung verschiedener Akteur:innen im Hilfe-

system einschließlich ihrer Angebote wesentlich: „Ja, ich würde sagen das hat uns was 
gebracht, weil, es [das Angebot] wird halt bekannter“ (Fk_13).   

Generell seien den Befragten zufolge zahlreiche der festgeschriebenen Maßnahmen in 

der alltäglichen Arbeitspraxis nicht nur gut umsetzbar, sondern erleichterten auch die 

Beratung, wenn es z. B. um Sprachbarrieren gehe, die eine adäquate Beratung zuse-

hends erschwerten: „Was jetzt zum Beispiel die Sprachbarrieren angeht, hat der LAP 
schon geholfen, Wir können jetzt sehr gut und sehr schnell und niederschwellig Über-
setzungen für Termine anfordern“ (Fk_03).  

Insofern äußerten die befragten Fachkräfte übereinstimmend, „dass viele Maßnahmen 
nicht umgesetzt worden wären, wenn es den LAP nicht gegeben hätte. Alleine, weil 
dann, ich nehme an, keine finanziellen Ressourcen dahinter gestellt worden wären“ 

(Fk_04).54  

In diesem Zusammenhang ist es daher auch nicht weiter verwunderlich, dass seitens 

des Fachpersonals die weiterführende Mitwirkung am LAP und seiner Fortschreibung 

ausdrücklich angeführt wurde, sodass auch zukünftig die Umsetzung der Maßnahmen 

und Ziele gelingen könne: „Genau, dass, also, das ist auch ein Grund, warum wir auch 

 

54  In diesem Zusammenhang sei es dem Fachpersonal der Beratungsstellen begrüßenswert, dass das 
GewHG verabschiedet wurde und Impulse für die tägliche Arbeit bieten werde.  
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immer mitmachen möchten, dass das verwirklicht wird“ (Fk_12). Neben der Perspek-

tive, sich aktiv an der Fortschreibung des LAP zu beteiligen, sei es notwendig, dass die 

bereits ergriffenen Maßnahmen auch weiterhin umgesetzt werden:  

 

„Es wird viel Geld bereitgestellt und es wurde uns jetzt zumindest auch 
für die nächsten zwei Jahre zugesichert, dass es bei dem gleichen Geld 
bleibt und wir würden uns wünschen, dass wir halt institutionalisiert 
werden und vom Projektstatus weggehen“ (Fk_04). 

 
Es gehe letztendlich darum, die erfolgreichen Maßnahmen dauerhaft zu etablieren, 

schließlich sei nicht nur die Nachfrage nach entsprechenden Angeboten vorhanden, 

sondern auch der Bedarf, der sich den Befragten zufolge in den letzten Jahren deutlich 

erhöht habe, weshalb es sinnvoll sei, wirksame Maßnahmen dauerhaft bereitzustellen 

– insofern sei die nachhaltige Anlage im Sinne einer Versteigung äußerst wichtig55:  

 

„Also, wie gesagt, es geht v. a. uns immer um die Nachhaltigkeit. Und 
unsere Stelle ist jedes Jahr gefährdet, dadurch, dass wir nur Bewilli-
gung für ein Jahr bekommen. Und die Istanbul Konvention ist doch 
unterschrieben worden, und das muss, eigentlich ist das ja eine Pflicht-
aufgabe des Landes, und es müsste schon Richtung Verstetigung ge-
hen“ (Fk_12).  

 

4.5 Befunde zu vulnerablen Gruppen 

 

Bezogen auf die Unterstützung von vulnerablen Gruppen sowie der entsprechenden 

Einrichtungen zeigte sich im Vergleich zu den Daten der Frauenhäuser und der Bera-

tungsstellen eine eher rudimentäre Datenlage, sodass belastbarer Aussagen und 

Schlussfolgerungen für die Evaluation nicht im selben Umfang möglich war. 

Nichtsdestotrotz werden diese im Folgenden prägnant dargestellt, da ein besonderer 

Stellenwert auf die Situation von vulnerablen Gruppen im LAP ebenso wie in der IK 

gelegt wird. 

 

a) Psychische Erkrankungen: Frauenraum EigenArt  

 

Im Bereich der psychischen Erkrankungen wurde die Einrichtung des Frauenraums Ei-

genArt betrachtet, da diese einzige Einrichtung für ebenjene vulnerable Frauen- und 

Mädchengruppe in Bremen und Bremerhaven darstellt. Der Frauenraum EigenArt ist 

 

55  An dieser Stelle sei auf auch die Ausführungen zu den wesentlichen Erkenntnissen des Fördermittel-
controlling in Kapitel 4.7 verwiesen. 
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eine Einrichtung für erwachsene Frauen mit psychischen bzw. seelischen Erkrankungen 

in Bremen. Der Frauenraum wird dabei vom Arbeiter Samariterbund, der Initiative zur 

sozialen Rehabilitation e.V., der Bremer Werkgemeinschaft und dem Verein für Innere 

Mission Bremen getragen und kooperiert mit der Gesellschaft für seelische Gesundheit 

des Arbeiter-Samariter-Bundes (ASB) Bremen. Es stellt Frauen mit psychischen Erkran-

kungen einen Begegnungsraum zur Verfügung, in dem sie ihre Zeit selbst gestalten 

können. Hierfür bietet es feste Angebote wie Kochstunden oder Austauschforen zum 

Einbringen von Ideen für Freizeitaktivitäten, aber auch Ausflüge, Bewegungsangebote, 

Gärtnereiaktivitäten oder Kreativräume an.  

Der Frauenraum EigenArt gab für die Jahre 2022 bis 2024 an, jährlich im Schnitt ca. 

2.967 Besucher:innen zu haben. Hier ist zu beachten, dass dies allerdings auch Mehr-

fachbesuche derselben Personen darstellten. Angaben zu Einzelpersonen wurden le-

diglich für die Jahre 2022 und 2023 gemacht und beliefen sich im Schnitt auf ca. 76 

Personen monatliche Besucher:innen.  

 

b) Obdachlosigkeit und Substanzabhängigkeit  

 

Mit Blick auf die vulnerable Gruppe von Drogen konsumierenden Frauen bzw. obdach-

/wohnungslosen Frauen wurde das „ergänzende Methadonprogramm“ für Frauen 

(EMP Frauen), die Notunterkunft für Frauen vom Verein der Inneren Mission und das 

FINE Projekt der comeback gmbh betrachtet. 

 

EMP Frauen 
Das EMP Frauen bezeichnet das „ergänzende Methadonprogramm“ für Drogen kon-

sumierende Frauen in Bremen, welches das Ziel verfolgt, Substitution und psychosozi-

ale Betreuung in Anspruch zu nehmen. Im Rahmen des EMP Frauen werden neben der 

Substitutionsbehandlung, medizinischer Grundversorgung, Gesundheitsberatung so-

wie Beratungen zu Safer Use und Safer Sex bspw. auch offene Sprechstunden, Einzel-

gespräche mit Sozialarbeiter:innen sowie Beratungen und Interventionen zu Suchtthe-

matiken wie Rückfällen, Konsumkontrolle, Suchtgedächtnis oder Stressregulation an-

geboten. Frauen können hier tagsüber den Frauenraum erreichen und jeden Dienstag 

andere Frauen und die Einrichtung kennenlernen. 

Das EMP Frauen verfügt über 55 Behandlungsplätze und behandelte jährlich im Schnitt 

61 Klientinnen. Hierbei handelt es sich durchschnittlich um sechs Neuaufnahmen und 

fünf Wiederaufnahmen jährlich. Weiterhin werden im Durchschnitt neun Behandlun-

gen beendet. Die Wohnsituation der Frauen, die das EMP Frauen-Programm aufsuch-

ten, wurde lediglich für das Jahr 2022 ausgewiesen und stellen daher bloß eine Ten-

denzabbildung der Wohnsituation der Klientinnen dar. Der Großteil der Frauen in der 

Substitution hatten eine Wohnung (46 Frauen), danach folgten Wohnsituationen im 

sozialen Umfeld (zwölf Personen) sowie im Betreuten Wohnen (sieben Personen) oder 
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in der Obdachlosigkeit (sechs Personen). vier Personen lebten in einem Hotel, zwei in 

einer Pflegeeinrichtung und eine in einer Notunterkunft. 

 

Obdachlosigkeit: Notunterkunft Frauen Innere Mission Bremen 
Die Innere Mission Bremen stellt für obdach- bzw. wohnungslose Männer sowie für 

Frauen zwei separate Notunterkünfte bereit. Beide Unterkünfte werden vom gleichna-

migen Träger, dem Verein für Innere Mission in Bremen, getragen. Sie sind 24 Stunden 

und sieben Tage die Woche erreichbar. In der Notunterkunft für Frauen werden insge-

samt 14 Übernachtungsplätze für volljährige Frauen bereitgehalten, wobei die Maxi-

malaufenthaltsdauer drei Monate beträgt. Auch hier wird neben der akuten Unterstüt-

zung während der Obdachlosigkeit auch Unterstützung und Beratung zu aktuellen 

Schwierigkeiten und zur Gestaltung von Zukunftsperspektiven angeboten. Die Notun-

terkunft beherbergte im Zeitraum zwischen 2022 und 2024 jährlich durchschnittlich 

100 Frauen in ihrer Unterkunft.  

 

Psychische Belastung: Das Haus Herdentor  
Zum Angebot der Inneren Mission Bremen gehört auch das Haus Herdentor, das für 

Menschen mit besonderer psychischer Belastung Schlafplätze bereithält und Unter-

stützung sowie die Weitervermittlung zu Fachdiensten und Beratungsstellen anbietet. 

Hierfür lagen der Evaluationsforschung jedoch keine Daten vor, sodass hierzu keine 

Aussagen getätigt werden können.  

 
Gewaltbetroffenheit: FINE und Café ohne Männer 
Das Programm FINE Gewaltschutz ist das Nachfolgeprogramm des Gewaltschutzkon-

zeptes „Amica“ aus dem Jahr 2022 und startete im Januar 2023. Ziel des Programmes 

ist es, Frauen und trans*Frauen in besonders vulnerablen Lebenslagen zu unterstützen 

und ihnen ein Schutzangebot bereitzustellen. Hierbei geht es um substanzkonsumie-

rende, gewaltbetroffene, von Obdachlosigkeit bedrohten oder betroffenen, von Sexar-

beit abhängigen Frauen oder Frauen, die einen Rückzugsraum benötigen. 

Für das Gewaltschutzkonzept FINE lagen für die Unterkunft bzw. das Schutzangebot 

keine ausgewiesenen Zahlen von etwaigen Besucher:innen vor. Das Programm arbei-

tet jedoch mit dem Bereich des Streetworkings der comeback GmbH zusammen. 

Hierzu wurden Daten erfasst, die nachfolgend prägnant dargestellt werden. Vor die-

sem Hintergrund ist dabei zu beachten, dass diese Angaben explizit nicht die Frauen 

beinhalten, die den Rückzugsort des FINE-Programms eigenständig aufsuchten.  

Für den Streetwork-Bereich des Gewaltschutzprogramms zeigte sich, dass jährlich zu 

ca. 1224 Frauen und weiblich gelesenen Drogenkonsument:innen in der Bremer Dro-

genszene Kontakt aufgenommen wurde. In durchschnittlich 799 Fällen wurde dabei 

auch konkrete Hilfe in Anspruch genommen.  
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Im Zusammenhang des FINE Gewaltschutzprojektes wurden im Berichtsjahr 

2023/2024 Räume des Kontakt- und Beratungszentrums Tivoli zweimal wöchentlich 

für das Angebot des „Café ohne Männer“ genutzt, um trans*Frauen einen geschützten 

Rückzugsort anbieten zu können. Hierzu lagen jedoch ebenfalls keine Nutzungszahlen 

vor.  

 

c) Nicht geschlechtsspezifische Angebote 

 

Weiterhin werden nachfolgend Angebote für vulnerable Gruppen dargelegt, die nicht 

geschlechtsspezifisch ausgelegt sind, jedoch in kleinen Teilen Daten dazu erfassten, 

wie viele Frauen diese Angebote nutzen. Dies sind im Folgenden La Campagne, Sleep 

Inn Neuland sowie das Nachtwerk.  

 

La Campagne  
Im Gegensatz zum Frauenraum EigenArt bietet das La Campagne eine Notunterkunft 

für drogenkonsumierende obdachlose, volljährige Menschen dar. Einschränkend muss 

benannt werden, dass die Notunterkunft nicht ausschließlich auf Frauen abzielt, son-

dern auch Männer und diverse Personen aufgenommen werden; es stehen jedoch ge-

schlechtsspezifische Unterbringungszahlen zur Verfügung. 

Die Einrichtung wird von der Therapiehilfe Bremen gGmbH getragen und verfügt über 

insgesamt drei miteinander verbundene Standorte. Die Unterkunft ist 24 Stunden, sie-

ben Tage die Woche erreichbar und bietet insgesamt bis zu 47 Übernachtungsplätze 

an diesen Standorten an. Die drei miteinander verbundenen Standorte verknüpfen den 

Ansatz der Beseitigung von Obdachlosigkeit, dem Auffangen von psychischen Krisen 

sowie das Gewährleisten von sicherem Drogenkonsum. In der Unterkunft wurden im 

Zeitraum zwischen 2022 und 2024 jährlich durchschnittlich 19 Frauen beherbergt. 

 

Sleep Inn Neuland 
Die Unterkunft Sleep Inn Neuland befindet sich ebenfalls in Bremen und wird vom 

Arbeiter-Samariter-Bund getragen. Sie richtet sich ebenfalls an obdachlose, drogen-

konsumierende, volljährige Personen und verfügt über 24 Plätze in zwölf Mehrbett-

zimmern, wovon eines ein besonderer Schutzraum für Frauen darstellt. Die Notunter-

kunft aufsuchende Personen wird die Möglichkeit zum Safer Use und Safer Sex gege-

ben, sowie gemeinsame Aktivitäten und Unterstützung in allen Lebensbereichen zur 

Verfügung gestellt. In der Unterkunft des Sleep Inn Neuland wurden im Zeitraum zwi-

schen 2022 und 2024 durchschnittlich zehn Frauen jährlich beherbergt. 
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Nachtwerk 
Das Nachtwerk ist ein Projekt, das von der Bremer Werkgemeinschaft GmbH getragen 

wird und darauf abzielt, psychisch Erkrankten in Bremen ambulant versorgen zu kön-

nen, wobei der Schwerpunkt in der ambulanten Versorgung akuter oder chronischer 

psychischer Erkrankungen liegt. Das Projekt führt ein Krisentelefon, das jeden Tag zwi-

schen 22:00 und 06:00 erreichbar und anonym nutzbar ist, ein Nachtcafé, das Diens-

tag bis Sonntag zwischen 20:00 und 01:00 geöffnet ist sowie einen kostenlosen Fahr-

dienst zu ebenjenem Nachtcafé.  

Das Nachtcafé bietet eine psychiatrische Soforthilfe für Menschen in psychischen Kri-

sen und Belastungssituationen in Form von Kontakt- und Gesprächsmöglichkeiten so-

wie Gemeinschaftsaktivitäten an. Das Nachtcafé selbst ist kein geschlechtsspezifisches 

Angebot, jedoch eines für die vulnerable Gruppe von psychisch Erkrankten. Hinzukom-

mend wurden der Evaluationsforschung geschlechtsspezifische Aufteilung der Nut-

zer*innen und Gespräche zur Verfügung gestellt, sodass eine ungefähre Abschätzung 

dessen, wie die Versorgung der vulnerablen Gruppe der psychisch Erkrankten Frauen 

in Bremen, besser möglich war.  

Hierbei standen jedoch lediglich Daten für das Jahr 2024 zur Verfügung. In diesem Jahr 

nutzten insgesamt 3.391 Personen das Nachtcafé. Hiervon waren 39,4 % Frauen und 

6,8 % diverse Personen, die übrigen 53,8 % machten Männer aus.  

 

Qualitative Befunde 

 

Im Nachfolgenden werden die wesentlichen Erkenntnisse aus den Fokusgruppendis-

kussionen und den ergänzenden Einzelinterviews mit dem Fachpersonal aus den Ar-

beitsgruppen (vgl. Kapitel 3.2) thematisiert.56 Der inhaltliche Fokus der Diskussions-

runden lag dabei auf dem Zugang zum und auf die Erreichbarkeit des bremischen 

Hilfe- und Schutzsystem von Angehörigen vulnerabler Gruppen.  

 

Generell bewerteten die Diskussionsteilnehmer:innen den Zugang zu Angeboten im 

Hilfesystem für Personen aus vulnerablen Gruppen mitunter eher herausfordernd 

(„Weil je nach Zielgruppe, sind die Zugänge natürlich unterschiedlich leicht oder 
schwer. Also ich würde da definitiv so eine Intersektionalität auch feststellen, sozusa-
gen, welche Person hat welche Chancen, wie den Zugang zu haben“ (FGD_3)) – und 

dass, obwohl durchaus bereits unterschiedliche Beratungs- und Hilfsangebote institu-

tionalisiert seien, so z. B. die Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW) oder das Rat & Tat-

 

56  Zitate aus den Transkripten der Fokusgruppendiskussionen (FGD) mit den Fachkräften der Arbeits-
gruppen wurden ebenfalls entsprechend nummeriert und werden in den Ausführungen der qualita-
tiven Befunde mit (FGD_X) angeführt, während solche aus den ergänzenden Interviews mit (I_X) 
bezeichnet werden.  
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Zentrum für queeres Leben – den Teilnehmer:innen an den Fokusgruppendiskussionen 

müssten diese als einige Bausteine von vielen angesehen werden:  

 

„Generell ist es so, dass wir in Bremen ja neben den Fachstellen, die 
amtlich organisiert sind, wie zum Beispiel die Zentrale Fachstelle Woh-
nen, ist ja nur ein Baustein im Hilfenetzwerk. Wir haben relativ viele 
Freiträger am Werk, die zu unterschiedlichen Themenbereichen bera-
ten“ (FGD_1). 

 

Hierunter fiele auch eine Vielzahl an Projekten, die sich an konsumierende Frauen und 

Mädchen richten und in diesem Zusammenhang ebenfalls den Gewaltschutz mitein-

beziehen würden und in den entsprechenden Stellen, wie dem Drogenkonsumraum 

oder dem Regenerationsort, durchgeführt werden. Dahin gehend seien die Akteur:in-

nen im Hilfesystem bestrebt, Angehörigen der vulnerablen Gruppe einen möglichst 

niedrigschwelligen Zugang zu gewährleisten, was bspw. durch den Einsatz von Street-

worker:innen gelinge:  

 

„Die Kolleg:innen, die das machen, sind viel mit Streetwork unter-
wegs. Ich glaube, das ist so der erste Punkt, wo man auch sagen kann, 
wie erreichen wir die Leute. Unsere Kolleg:innen sind halt auf der 
Straße unterwegs, in regelmäßigen Abständen. Genau, da achten sie 
natürlich auf weiblich gelesene Personen, sprechen sie an und 
schauen einfach, was da der Hilfebedarf ist“ (FGD_2). 

 
Daneben seien aber insbesondere die jeweiligen Communities ebenfalls ein entschei-

dender Faktor, wenn es darum gehe, einfach an Hilfe- und Unterstützungsleistungen 

zu kommen. Weiterhin seien Social-Media-Accounts (z. B. Instagram und Facebook) 

der jeweiligen Beratungsstellen sowie deren Öffentlichkeitsarbeit wichtige Bestand-

teile, die in der Regel dafür sorgten, die Niedrigschwelligkeit möglichst adäquat gege-

ben sei. 

Darüber hinaus sei gerade für Frauen mit Asylhintergrund insbesondere die Mundpro-

paganda ein wichtiger Zugangsweg zu Angeboten entsprechender Vereine: „Durch 
Mundpropaganda. Wir sind sehr, sehr, sehr bekannt in Bremen seit 2010“ (I_3). 

 

Unterschiede im Zugang zum Hilfe- und Schutzsystem innerhalb der vulnerablen 

Gruppen machte das Fachpersonal aus den jeweiligen Arbeitsgruppen grundsätzlich 

zwar nicht aus. Es sei ihnen zufolge jedoch bemerkbar, dass bspw. wohnungslose 

Frauen häufiger von einer gewissen „versteckten Wohnungslosigkeit“ betroffen seien 

als wohnungslose Männer:  
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„Naja, also was ich so mitbekomme jetzt in der letzten Zeit, dass es 
bei Frauen ja häufig auch eine versteckte Wohnungslosigkeit und Ob-
dachlosigkeit gibt. Also die sich eher einquartieren, bei erstmal Freun-
den und vielleicht gar nicht dann den Weg erstmal zu den Institutio-
nen schaffen, sondern denken, ich mache das auch aus Scham viel-
leicht“ (FGD_1). 

 
Insofern sei durchaus davon auszugehen, dass die Bedarfe dieser Frauen aus dieser 

Perspektive gar nicht gesehen werden könnten, da diese unerkannt blieben, wenn sich 

Frauen dazu entschlössen, bei Bekannten oder Freund:innen unterzukommen – was 

jedoch grundlegend nichts an der prekären Situation der Frauen ändere: „Nur weil 
man vielleicht auf der Couch schlafen kann oder bei Bekannten, es ist die prekäre Si-
tuation ja nicht vorbei. Also man ist ja ständig damit beschäftigt, wo kann ich als nächs-
tes unterkommen. Dieses Thema bleibt ja omnipräsent“ (FGD_1). Somit bleibe der 

Bedarf und die grundsätzliche Angewiesenheit auf Hilfeleistungen bestehen.  

Außerdem sei bei Angehörigen aus vulnerablen Gruppen zu berücksichtigen, ob ein 

Leistungsbezug vorliege und, sofern dies zutreffe, ob Personen in den beiden Stadtge-

meinden Bremen und Bremerhaven überhaupt berechtigt seien, entsprechende Sozi-

alleistungen zu erhalten.  

Ganz allgemein gesprochen verhalte es sich den Diskussionsteilnehmer:innen zufolge 

dermaßen, dass sich multiple Problemlagen bei Angehörigen vulnerabler Gruppen oft-

mals als bedeutsames Hindernis bei der potenziellen Inanspruchnahme von Leistungen 

des Hilfe- und Schutzsystems darstellten: „Und, also ich finde es sehr, sehr, sehr  
deutlich, [wenn] so mehrere Diskriminierungsmerkmale zusammenkommen, da sag 
ich jetzt auch nichts besonders Originelles, dass der Zugang immer schwerer wird“ 
(FGD_3). Hieraus wird unmittelbar deutlich, dass das Fachpersonal sich durchaus der 

Hürden beim Zugang zu Hilfeleistungen für die Personengruppe bewusst sei und sie 

stets daran arbeiteten, entsprechende Ansätze zur Zugangserleichterung zu finden.  

 

In diesem Zusammenhang führten die Teilnehmer:innen an den Fokusgruppendiskus-

sionen insbesondere folgende Hürden aus:  

 

❖ Ämter und die damit verbundene Bürokratie würden sehr häufig als Barriere 

wahrgenommen, 

 

❖ Frauen aus vulnerablen Gruppen wiesen Informationsdefizite auf, 

 

❖ Sprachbarrieren seien trotz mehrsprachiger Beratungs- und Informationsange-

boten weiterhin hoch,  
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❖ für die Inanspruchnahme von Notunterkünften sei die Hemmschwelle groß, 

 

❖ da Einrichtungen nicht ausschließlich (oder lediglich temporär) für Drogen 

konsumierende Frauen und Mädchen bereitstünden, stelle die Inanspruch-

nahme dieser Angebote eine Hürde dar,  

 

❖ da ebenfalls die spezifischen Beratungsstellen57 für Angehörige aus vulnerablen 

Gruppen stark ausgelastet seien, gestalte es sich schwierig, den Bedarfen der 

Personengruppe entsprechend nachzukommen, 

 

❖ entsprechende Multiplikatoren vor Ort sind in der Regel überlastet, sodass sie 

Schwierigkeiten haben, als solche zu agieren. 

 

Dieser zusammengefassten Darlegung der zumeist benannten Hürden im Zugang zu 

Leistungen des Hilfe- und Unterstützungssystems wird augenfällig, dass es sich dabei 

um solche handelt, die sich wiederum auf mehrere Handlungsebenen verorten lassen 

– so beziehen sich diese Hürden sowohl auf meso- als auch auf mikrostrukturelle Ge-

gebenheiten.   

 

Der nötigen Fachkunde der einzelnen Akteur:innen im Hilfe- und Schutzsystem hin-

sichtlich der Bedarfe von Personen aus vulnerablen Gruppe mangele es der Ansicht der 

Teilnehmer:innen in den Diskussionsrunden jedenfalls nicht – das Wissen sei dahin ge-

hend bereits ausgeprägt, jedoch könne dieses Fachwissen nochmals stärker ausgebaut 

werden – nicht nur unter dem bereits beteiligten Fachpersonal, sondern auch bei Fach-

kräften, die an den Schnittstellen zum Hilfesystem agieren, wie bspw. Behörden oder 

Lehrkräfte:  

 

„Doch, ich würde da gerne ergänzen, weil wir das ja gerade auch mit 
der regionalen Fachkräfte haben, kurz „REFAPs“, noch mal stärker, 
stärker merken oder da auch mit der Bildungsbehörde viel im Aus-
tausch sind, aber auch noch nicht genug. Ich würde auch sagen, das 
Wissen, es muss gestärkt werden und meine Position dazu ist auch, 
dass das in die Breite gestärkt werden muss. Also, wir sind ganz happy 
über diese regionalen Fachkräfte“ (FGD_2). 

    

 

57  Hier soll auf die obigen Ausführungen sowie auf diejenigen in Kapitel 4.4 zu Kapazitätsengpässen in 
den Beratungsstellen verwiesen sein.  
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„Es gründen sich ja auch Gruppen, also ich weiß zum Beispiel jetzt 
hier in einer Schule, überall gründen sich so Gruppen, so queere Grup-
pen. Das gibt’s auch, dass sich Lehrer:innen zusammentun und sagen, 
wir gucken, wie machen wir das, wie können wir jetzt weitergehen, 
wie können wir uns selber schützen“ (FGD_3). 

 

Die Aussagen des Fachpersonals verdeutlichten einmal mehr, dass zwar das Wissen für 

die Belange von Angehörigen aus vulnerablen Gruppen vorhanden ist, es jedoch noch 

stärker bei den einzelnen Akteuren verankert werden müsse – nicht nur deswegen, um 

der Personengruppe möglichst zielgerecht helfen zu können, indem z. B. auf die ent-

sprechenden Beratungsangebote verwiesen werde, sondern auch in Bezug auf den 

eigenen Umgang mit Problemlagen, die sich für diesen Personenkreis ergeben und 

sich auf die eigene berufliche Tätigkeit im Umfeld auftun würden. In diesem Zusam-

menhang seien insbesondere vertiefende Maßnahmen des Deeskalationstrainings not-

wendig sowie auch Schulungen zum Umgang mit traumatischen Erfahrungen nötig – 

gerade bezogen auf psychische Erkrankungen.       

 

Den Diskussionsteilnehmer:innen zufolge gebe es zwar – v. a. in der Stadtgemeinde 

Bremen – zahlreiche (Beratungs-)Angebote für den Personenkreis,58 jedoch seien diese 

nach wie vor noch nicht ausreichend genug, um zum einen die Nachfrage abzudecken 

und zum anderen die Bedarfe von Personen aus vulnerablen Gruppen zu bedienen. 

Dies liege u. a. darin begründet, dass bestimmte Anlaufstellen keine längeren, den 

Bedarfen und Bedürfnissen des Personenkreises angebrachten Öffnungszeiten vorhiel-

ten – was letztlich auch wieder auf die generelle Frage nach Kapazitäten und deren 

Ausbau vor dem Hintergrund einer herausfordernden finanziellen Lage hinausführe.  

 

„Also, ich glaube, wir würden uns alle wünschen, dass es noch mehr 
Beratungsstellen gäbe, dass das Frauenzimmer wesentlich erweiterte 
Öffnungszeiten hat, dass es von mir aus nachts auf ist. Das würden 
wir, ich glaube, da müssen wir nicht drüber diskutieren, oder? 
(FGD_1).  

 

In den Diskussionsrunden zeigte sich, dass die Belange seitens des Fachpersonals von 

Personen aus vulnerablen Gruppen vollumfänglich wahrgenommen werden, die Um-

setzung von Maßnahmen, mit denen dafür gesorgt werden könne, eine Verbesserung 

der Bedarfssituation dieser Personengruppe zu erreichen, gestalte sich jedoch fortwäh-

rend schwerfällig: „Da stecken sie [die Personengruppe] dann im System fest, nämlich 

 

58  An dieser Stelle soll auf die obigen Ausführungen verwiesen sein, in denen die derzeit vorfindbaren 
(Beratungs-)Angebote beschrieben werden.  
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bei uns und kriegen dann halbe Lösungen. Also wir versuchen natürlich schon irgend-
was, aber wir wissen ganz genau, dass es eigentlich nicht das Fall ist und zählt“ (I_1). 

 

Nichtsdestotrotz zeigte sich das Fachpersonal aus den jeweiligen Arbeitsgruppen be-

strebt – ebenfalls ressortübergreifend – weiter an Maßnahmen zu arbeiten, die auf 

Verbesserungen hinsichtlich eines möglichst niedrigschwelligen Zugangs zu den viel-

fältigen (Bratungs-)Angeboten abzielten. Eine Idee, die dahin gehend geäußert wurde, 

betraf die Schaffung von behördlichen Außenstellen in den jeweiligen Stadtteilen, da 

„je kleinräumiger das Ganze organisiert ist, desto leichter ist ja nicht nur der Zugang 
für die einzelnen Personen, die Hilfe suchen, sondern auch die Netzwerke, die sich 
gründen“ (FGD_1).  

Auch in Bezug auf die potenziellen Beratungssituationen mit Personen aus vulnerablen 

Gruppen müsse die „Beziehungsarbeit“ unbedingt berücksichtigt werden, denn  

 

„das hat ja auch was mit Beziehungen zu tun, so was mit dem Gegen-
über zu tun. Und wenn ich erzähle, dass ich ein Problem habe, mit 
Alkohol oder eine psychische Erkrankung oder spiele oder was weiß 
denn ich, irgendwie… Ich finde, das braucht einen persönlichen Kon-
takt und das braucht ein Gegenüber, von dem ich das Gefühl habe, 
ich kann das dalassen und dieses Gegenüber kann das erstmal anneh-
men“ (FGD_1). 

 

Gerade in Bezug auf den noch unzureichend etablierten niedrigschwelligen Zugang 

zu Übernachtungsmöglichkeiten von für Frauen aus vulnerablen Gruppen, stelle sich 

die Situation als verbesserungswürdig dar:  

 

„Das ist bei uns jetzt nochmal aufgefallen in der Nachtöffnung vom 
Regenerationsort, insbesondere jetzt in den letzten Tagen, wo es sehr, 
sehr, sehr kalt war. Auch da gab es eine beachtliche Anzahl an Frauen, 
die halt einfach auch vor Ort waren und die da schlafen wollten und 
die vor allen Dingen sich da aufgehalten haben. Sie fühlen sich nicht 
wohl, das hatten wir ja schon gerade eben das Thema, weil halt doch 
ein großer Anteil von Männern ist. Wir haben gerade im Regenerati-
onsort noch nicht so die perfekte Abgrenzung, aber sie nutzen den-
noch das Angebot. Das machen sie auf jeden Fall und auch im Café 
ohne Männer gibt es dann doch mal die Möglichkeit, sich zurückzu-
ziehen und auch ein bisschen zu schlafen“ (FGD_2). 

 

Wie hieraus ersichtlich wird, deckten die bereits etablierten Anlaufstellen lediglich ru-

dimentär die vorhandenen Bedarfe von Frauen aus vulnerablen Gruppen. Auch, was 
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die Bedarfslage von jugendlichen Mädchen anginge, müsse ebenfalls dahin gehend 

entsprechend nachgebessert werden, insofern sei in diesem Zusammenhang die  

 

„Überlegung Sleep-In nicht nur für Frauen, sondern wirklich auch für 
jugendliche Mädchen einzurichten, dass das so wichtig ist, weil ge-
rade Mädchen mit einer Suchtproblematik, die es nicht in das Jugend-
hilfesystem schaffen oder es nicht schaffen, sich da einzufügen an die 
Anforderungen, die da gestellt werden, mit man muss pünktlich zu 
Terminen sein, man muss in die Schule gehen oder auch wirklich psy-
chiatrisch, ja, nochmal einen anderen Unterstützungsbedarf haben, 
die es eben nicht schaffen, in die Inobhutnahme-Einrichtungen zu 
kommen und zu bleiben“ (FGD_2). 

 

Da dem Fachpersonal wohl bekannt sei, dass bei Frauen und Mädchen aus vulnerablen 

Gruppen eine hohe Wahrscheinlicht hinsichtlich traumatischer Erfahrungen vorlägen, 

sei es aus deren Perspektive dringend geboten, die Kapazitäten im Hinblick auf die 

möglichst zeitnahe Inanspruchnahme von psychotherapeutischer Behandlung zu op-

timieren – was sich jedoch grundlegend als schwierig erweise, da hierzu eine  

 

„Überarbeitung der Psychotherapiebedarfsplanung [notwendig ist]. 
Psychotherapie, wir haben uns alle daran gewöhnt, dass man keinen 
Platz beim Psychotherapeuten kriegt, das ist eine schlechte Gewöh-
nung, das ist auch falsch und  […] es gibt immer mal wieder Zeitfens-
ter, die auch in sehr, ja, bei Familien, wo die Not groß ist, gibt es dann 
mal einen Moment, wo man sagt, ‚naja gut, dann überlege ich mir 
das vielleicht doch auch schon mit meinem Fünfjährigen vielleicht 
zum Psychiater, zum Psychotherapeuten oder zu gehen‘, genau, und 
dann muss man acht Monate warten und dann schließt sich das Zeit-
fenster auch wieder, sprich, ich würde da gerne so eben den krank-
kassenfinanzierten Bereich auch nochmal mit reinnehmen, also Über-
arbeitung, Psychotherapie, Bedarfsplanung, die Kinder- und Jugend-
psychiater pfeifen aus dem letzten Loch“ (FGD_2). 

 

Grundlegend sei den Erfahrungen des an den Diskussionsrunden teilnehmenden Fach-

personals zufolge bei der Umsetzung eines möglichst niedrigschwelligen Zugangs 

wichtig, die Wahrnehmung von Personen aus vulnerablen Gruppen noch stärker in 

den jeweiligen Einrichtungen zu schärfen:    
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„Also wenn Personen sich dort gesehen fühlen, ist das natürlich ein 
ganz zentraler Aspekt, um niedrigschwelligere Zugänge zu ermögli-
chen. Und das ist außerordentlich wichtig. Und das ist auch wichtig 
für die Kompetenz der Einrichtung. Und hier community- oder  
zielgruppenspezifische Kenntnisse zu haben, ich nenne es mal abs-
trakt, Zielgruppen spezifische Kenntnisse zu haben, der Ansprache, 
des Umgangs miteinander und die Lebensrealität der Menschen auch 
ein Stück weit selbst zu kennen. Das ist ein absolut wichtiger Aspekt“ 
(FGD_3). 

 

Ein weiterer Aspekt, der aus Perspektive der Befragten zufolge wichtig war, betraf die 

bisherige Institutionalisierung von Anlauf- und Beratungsstellen. Hier dürfe es nicht 

dazu kommen, dass in absehbarer Zeit wieder an den finanziellen Mitteln gekürzt 

und/oder gespart werde, da dies zum einen nicht nur unvermeidlich dazu führe, dass 

Kapazitäten abgebaut würden, obwohl die Nachfrage und die Bedarfe auf Seiten des 

Personenkreises gegeben wären. Dies führe zum anderen dazu, dass es erst recht zu 

Unsicherheiten, nicht bloß bei der Inanspruchnahme beim Personenkreis selbst käme 

– was sich wiederum auf die Niedrigschwelligkeit des Zugangs auswirke – sondern 

ebenfalls Unsicherheiten beim Fachpersonal in den Beratungsstellen hervorrufe:  

 

„Also dieses Top-Down, ein bisschen genau, also die bestehenden 
Strukturen eher auch nicht abzubauen, also sozusagen, das bringt ja 
auch eine Verunsicherung ins System, also von so einem Hilfesystem, 
wenn gekürzt, gespart, immer nur Jahresverträge, sage ich jetzt mal, 
auch für den Personen, die da sind, also so eine Stabilität auch für die 
Projekte, würde ich sagen, also das finde ich unfassbar wichtig, mit 
den dazugehörigen Mitteln hinterlegt, auch für Sprachmittlungen 
oder für andere Sachen, die da sind, also sozusagen, also, also  
dass diejenigen, die im Hilfesystem sind, dass die stabil sind, und das 
ist oft genug überhaupt nicht, dass die Leute, dass die als Projekt stabil 
sein können. Dann habe ich noch ganze Thema Sensibilisierung und  
Fortbildung, Multiplikator:innen, genau, das ist wir gar nicht so viel, 
wir haben auch, wir haben auch gar nicht so viel Zeit immer, aber das 
wäre eigentlich auch noch, das steht ja jetzt auch im neuen LAP, ne, 
dieses ganze Thema, dann Diskriminierungsschutz ist wichtig, also so 
auch weiterhin, also dass es einen Gewaltschutz und Diskriminierungs-
schutz gibt, auch in so einem Bundesland, also so deswegen, es geht 
hier bei uns gerade auch um die Einrichtung von der LADS [Landes-

diskriminierungsstelle] und das stockt gerade im Prozess, da habe ich 
so das Gefühl, das wäre unfassbar wichtig, wenn das eingerichtet 
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wird, die Landesantidiskriminierungsstelle, also so, dass es da noch  
mehr, also dass so bestimmte Sachen einfach nochmal strukturell 
mehr verankert sind, und das wir da nicht immer unsere ganze Energie 
da reingeben müssen, ja, das macht auch müde tatsächlich“ (FGD_3). 

 

Ebenfalls adressierten die Fachkräfte in den Diskussionsrunden eine Vielzahl an struk-

turellen Aspekten, die ihnen zufolge verbessert werden müssten, damit ein möglichst 

niedrigschwelliger Zugang zu Angeboten des Hilfe- und Unterstützungssystem für Per-

sonen aus vulnerablen Gruppen gelingen könne. 

 

❖ Da sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt sehr problematisch darlege, müsse 

im Hinblick auf Möglichkeiten der Notunterbringung nachgebessert werden. 

Dabei sei es unabdingbar, zu berücksichtigen, dass „so viele Menschen in Not-
unterbringung [sind] und je länger die dauert, desto schwerer wird ja der Weg 
raus und rein in ein normales Setting wieder“ (FGD_1). 

 

❖ Es sei darüber hinaus bedeutsam, eine Steuerungseinheit zu institutionalisieren, 

die einen gesamten Überblick über das Hilfe- und Unterstützungssystem expli-

zit für Angehörige aus vulnerablen Gruppen aufweise:  

 

„Ich halte es auch für den richtigen Weg, wenn man sagt, man 
möchte eine Personengruppe passgenau und bestmöglich versorgen. 
Dann ist es für mich immer so, dass ich fest überzeugt bin, dass es 
eine Steuerungseinheit geben muss, die das ganze System überblickt. 
Und das tun wir und von dort auch steuern kann“ (I_1). 

 

❖ Im Allgemeinen sei die Unterhaltung frauenspezifischer Einrichtungen schwie-

rig und müsse dahin gehend umgehend verbessert werden, da ansonsten die 

Nachfrage sowie die Bedarfe nicht adäquat bedient würden:  

 

„Es ist eine große Schwierigkeit, überhaupt frauenspezifische Einrich-
tungen überhaupt zu unterhalten. Es ist gerade eine Eingliederungs-
hilfe-Einrichtung geschlossen worden, weil es schwierig war, diese 
Fraueneinrichtung auch zu halten, nur für Frauen nutzbar zu machen. 
Wir haben ja ein Konzept für eine Gewaltschutzrichtung 24/7, das hat 
bisher auch noch keine Finanzierung erfahren. Insofern ist alles das, 
was in Richtung Unterbringung geht, würde ich sagen, das ist ganz, 
ganz schwierig in Bremen und da braucht es dringend einen Verbes-
serungsbedarf“ (FGD_2).  
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❖ Im Hinblick auf junge Mädchen, die von Drogenabhängigkeit und Prostitution 

betroffen seien, gestalte sich der Zugang zum Hilfe- und Schutzsystem ungleich 

schwieriger, da die Erfahrungen zeigten, dass diese bereits aus dem System 

herausfielen, noch bevor sie wirklich Zugang hierzu erhielten:  

 

„Es scheint sich gerade zahlenmäßig auch nochmal zu verschärfen, 
von sehr jungen Mädchen, die schon sehr auch dann Drogen gebrau-
chen, sich prostituieren, eigentlich schon aus allen Systemen heraus-
gefallen sind, die zwar im System der Jugendhilfe auch in Obhut ge-
nommen sind, aber das ist ja kein sicherer Bindungshalt im Obhut-
nahmesystem. Also 12-,13-jährige Mädchen, die sonst keine Bindung 
haben, außer auf die Szene, die erfahren fast schon natürlich sehr, sehr 
viel Gewalt. Und kommen dann im Hilfesystem dann an für kurzfris-
tige Unterbrechungen und für kurzfristige psychiatrische Kriseninter-
ventionen, Entzüge, wie auch immer, genau und werden dann aber 
häufig in die gleiche Situation entlassen, aus der sie gekommen sind. 
Und das ist auf jeden Fall ein Problem“ (FGD_2). 

 

❖ Ebenfalls sei die Gesundheitsversorgung insbesondere für queere Menschen im 

Bundesland Bremen weiterhin herausfordernd, da es bspw. an einer endokri-

nologischen Versorgung mangele, sodass in den Beratungsstellen auf weiter 

entfernte Kommunen mit entsprechendem Versorgungsnetz für queere Men-

schen verwiesen werden müsse. Auch die wenigen Angebote, die es insbeson-

dere in der Stadtgemeinde Bremen gebe, seien unzureichend und nicht unbe-

dingt förderlich in Bezug auf den Zugang zu Leistungen des Hilfesystems:  
 

„Die Gesundheitsversorgung ist nämlich nicht gut. Wir schicken nach 
Hamburg, Münster, Oldenburg, die Leute. Es gibt eigentlich keine 
gute endokrinologische Versorgung, zum Beispiel. Genau, ich finde 
das, was ich tatsächlich auch immer mal wieder so feststelle, es ist 
manchmal so willkürlich, dass wir so ganz gute Kontakte haben und 
wenn die Person dann aber da nicht mehr ist, dann bricht immer so 
ungefähr alles weg. Also das finde ich tatsächlich so schwierig. Dann 
habe ich so einen Kontakt zum Beispiel zu so einem Behandlungszent-
rum Mitte oder Nord oder so wir haben hier so ein System, da sind 
auch die Psychiatrischen. Genau, und wenn die dann aber wieder weg 
sind, dann ist eben auch der Zugang weg, das ist wahrscheinlich oft 
so, aber das finde ich halt schwierig“ (FGD_3).  
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❖ Außerdem bestünde im aufenthaltsrechtlichen Status der Frauen aus vulnerab-

len Gruppen stets ein Problem, welches sich direkt auf den Zugang zum Hilfe- 

und Schutzsystem auswirke:  

 

„Das bedeutet, die Stadt gibt so viel Geld aus für so viele Beratungs-
stellen. Und am Ende ist es so, dass die Frauen davon nicht mitbekom-
men haben, weil, das ist von denen zu viel. Es wäre einfacher, in jedem 
Stadtteil ein Office, ein Büro [zu etablieren, wo] die Frau dahin geht 
und dann werden die Sachen erledigt. Dann geht das schneller“ (I_3). 

 

Die obigen Ausführungen verdeutlichen, dass es einige strukturelle Aspekte gibt, die 

angegangen werden müssten, um speziell den Zugang zum Hilfe- und Unterstüt-

zungssystem von Personen aus vulnerablen Gruppen langfristig und nachhaltig zu ver-

bessern – oftmals gelangen sie lediglich hinein oder fallen entweder aus dem Hilfesys-

tem heraus, weil u. a. Probleme an etwaigen Schnittstellen auftreten oder die bisherig 

institutionellen Beratungsangebote unzureichend sind, um die Bedarfe adäquat be-

rücksichtigen zu können.  

 

So zeigte sich bezüglich der komplexen Bedarfslage, die der Personenkreis aufweise, 

in den Fokusgruppendiskussionen, dass 

 

❖ die „Wohnfähigkeit“ oftmals nicht gegeben sei, was dazu führe, dass sie erst 

recht mit Schwierigkeiten konfrontiert seien, eine geeignete Unterkunft auf 

dem Wohnungsmarkt zu finden – dies gelte umso mehr für Personen, die von 

psychischen Erkrankungen und/oder einer Suchproblematik betroffen seien, 

 

❖ die generelle Versorgung des Personenkreises mit der Schwierigkeit einher-

gehe, da bei ihnen häufig multiple Problemlagen vorlägen, 

 

❖ insbesondere queere Jugendgruppen als erste Anlaufstelle geeignet seien, um 

einen Zugang zu Beratungsangebote des Hilfe- und Schutzsystems zu erhal-

ten, jedoch denen wiederum die Räume fehlten.  

 

Da die Bedarfslage von Personen aus vulnerablen Gruppen stets möglichst vollumfäng-

lich berücksichtigt werden müsse, wirke sich dieser Umstand ebenfalls den Disku-

tant:innen zufolge auf die Thematik der Erreichbarkeit des Hilfe- und Schutzsystems im 

Bundesland Bremen aus.    

Im Allgemeinen stelle es sich derartig dar, dass der Personenkreis von möglichen Hilfe- 

und Unterstützungsleistungen durch Streetworker:innen erführen – insofern seien 
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diese eine wesentlicher, niedrigschwelliger Anlaufpunkt, die sie die Personengruppe 

aufsuchend ansprächen:  

 

„Naja, ich glaube, es hat schon einen Unterschied gemacht bei uns 
Bremen, dass wir jetzt mehr Streetworker:innen haben, eine ganze 
Ecke mehr haben. Ich denke schon, das macht einen Unterschied. Die 
schicken sie dann zu uns oder sie kommen über die Bahnhofsmission 
zu uns; unsere Angebote sind da schon niedrigschwellig, aber dass 
diese Angebote nur für Frauen sind, sind die nicht allen bekannt. Also 
bekannt ist das Café, wir sind auch bekannt, es sind die Streetwor-
ker:innen, die da auch darauf hinweisen, über die Bahnhofsmission 
und so. Und deswegen wär’s ja so wahnsinnig toll, wenn wir länger 
geöffnet hätten. Das ist schon abends, das wäre schon toll“ (FGD_1). 

 

Ebenso sei das Erreichen für die Personengruppe über die regionalen Fachkräfte ein 

wesentlicher Faktor, um überhaupt die bereits vorhandenen (Beratungs-Angebote) im 

bremischen Hilfesystem wahrzunehmen – in diesem Kontext sei präventive Arbeit und 

die damit verbundene Aufklärung essentiell:  

 

„Das ist ja genau das, was wir versuchen als regionale Fachkräfte, prä-
ventiv sowohl bei Kindern, Jugendlichen als auch Fachkräften irgend-
wie Wissen zu vermitteln über vorhandene Unterstützungsmöglichkei-
ten als auch zu unterstützen von, wie kann ich denn als Fachkraft zu-
gehen auf eine Betroffene, wo ich eine Suchtproblematik wahrnehme. 
Das würde ich schon so ein wichtiger Teil, der natürlich auch ausge-
baut werden könnte“ (FGD_2). 

 

Darüber hinaus sei die Etablierung eines ganzheitlichen Quartiersmanagement in den 

beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven durchweg bedeutsam – dies sei 

zwar schon – insbesondere in Bremen – vorhanden, jedoch noch nicht zu Genüge, 

wenn es um die konkrete Bedienung der Bedarfslagen von Personen aus vulnerablen 

Gruppen gehe:  

 
„Also ich finde, Bremen ist auch dafür ein Beispiel, dass schon sehr viel 
im Quartiersmanagement gemacht wird. Und aufgrund einfach von 
Armutslagen, das ist ein sehr starkes Thema bei uns im Land Bremen. 
Und auch dort ist eben erwiesen, dass Erreichbarkeit, Zugänge für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen sehr schwierig sind. Die denken und 
handeln nicht außerhalb ihres Stadtteils. Und wenn wir diese Struktur 
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sowieso haben, wir haben dort ja auch Mini-Förderung, Stadtteil-Bud-
gets und auch Strukturen. Es gibt bestehende Strukturen, wo Armuts-
lagen sehr konkret mit Stadtteilbezug bearbeitet werden“ (FGD_3). 

 

Die Erreichbarkeit des Hilfesystems könnte den Fachkräfte aus den Arbeitsgruppen zu-

folge für den Personenkreis auch dadurch erhöht werden, dass niedrigschwellige In-

formationsangebote verstärkt ausgebaut würden – nicht nur in Bezug auf die Bereit-

stellung der wesentlichen Informationen in verschiedenen Sprachen und der Berück-

sichtigung einer möglichst barrierefreien Form bei der Informationsdarstellung – so z. 

B. in Einfacher und Leichter Sprache – sondern auch dahin gehend, sich stets darüber 

im Klaren zu sein, welche Informationen zielführend und zielgruppengerecht sein 

könnten, damit die Personengruppe aufgrund einer „Informationsflut“ den Zugang zu 

Leistungen des Hilfe- und Schutzsystem nicht schafft. Insofern ist die Rolle nied-

rigschwelliger Informationsangebote daher kaum zu unterschätzen.  

 

Dies gelte überdies für die weitere, vertiefende Zusammenarbeit in den (ressortüber-

greifenden) Arbeitskreisen – diese leisten den Fachkräften zufolge einen wesentlichen 

Beitrag dazu, dass die Bedarfe und Bedürfnisse von Personen aus vulnerablen Gruppen 

aus vielfältiger Perspektive organisationsübergreifend betrachtet würden – was wiede-

rum unabdingbar sei, um Hilfeleistungen anbieten und weitere Maßnahmen für die 

zukünftige Ausrichtung und Entwicklung dieser andenken zu können:  

 

„Es [ist] seit vielen Jahren so, wo wir versuchen, sowohl in den Berei-
chen Soziales, Gesundheit, Bildung, ein Bewusstsein zu schaffen, dass 
es im Grunde immer nur im Dreiklang geht. Dass wir, es gibt auf der 
Fachebene seit vielen Jahren die Fantasie eines Mehr-Türen-Hauses. 
Man braucht im Grunde, also die Vorstellung ist, ein Haus zu haben, 
in dem die Beratungsangebote aus der Jugendhilfe, aus der Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und die ReBUZe [Regionale Beratungs- und 

Unterstützungszentren Bremen], was ja bei uns die Schulpsychologie, 
also viel aus dem Schulpsychologischen Dienst ersetzt, dass die unter 
einem Dach sind oder zumindest sich als ein System begreifen und 
deswegen mehr Türen hausen im Sinne von, es ist dann relativ egal, 
durch welche Tür man reinkommt, man hat aber dann relativ schnell, 
wenn man so eine komplexe Problematik hat, wo man im Grunde so-
wohl aus der Jugendhilfe als auch aus dem Psychiatrischen, als auch 
besondere Schulunterstützung, was braucht die Fachkräfte, alle vor 
Ort“ (FGD_2). 
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Insofern wurde in den Fokusgruppendiskussionen durchweg deutlich, wie wichtig der 

gegenseitige Austausch in den (ressortübergreifenden) Arbeitsgruppen bei den jewei-

ligen Treffen, aber ebenso im alltäglichen kurz angelegten Austausch mit den jeweili-

gen Fachkräften sämtlicher Akteur:innen im Hilfe- und Schutzsystem ist – gerade im 

Hinblick auf die Bedarfslagen von Personen aus vulnerablen Gruppen, da diese fort-

während Schwierigkeiten haben, zu Leistungen des Hilfe- und Unterstützungssystems 

zu gelangen. 

 

4.6 Gewaltformen und Ausmaß von Gewalt gegen Frauen und Kinder  

 

Nachfolgend wird im Detail auf die Gewaltformen sowie auf das Ausmaß von Gewalt 

gegenüber Frauen und Kindern in den beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremer-

haven eingegangen. 

 

a) Häusliche Gewalt 

 

Wie im LAP Bremen aufgegriffen und auch schon in Kapitel 3.2.1 erwähnt, werden 

Straftaten zur häuslichen Gewalt in unterschiedlichen Strafgesetzen erfasst. Das BKA 

erfasst jedoch mit dem „Bundeslagebild Häusliche Gewalt“ das kriminalstatistische 

Vorkommen von der sogenannten partnerschaftlichen sowie innerfamiliären Gewalt. 

Die zuvor getrennt veröffentlichten Lagebilder zu häuslicher sowie zur partnerschaftli-

chen Gewalt werden seit dem Berichtsjahr 2022 im Lagebild zur häuslichen Gewalt 

fortgeschrieben und um die partnerschaftliche Kriminalstatistische Auswertung er-

gänzt. 59  

 

Häusliche Gewalt wird vom BKA definiert als „[…] alle Formen körperlicher, sexueller 

oder psychischer Gewalt […] [und] liegt vor, wenn die Gewalt zwischen Personen statt-

findet, die in einer familiären oder partnerschaftlichen Beziehung zusammenwohnen 

und ist auch dann gegeben, wenn sie unabhängig von einem gemeinsamen Haushalt 

innerhalb einer Familie oder in aktuellen oder ehemaligen Partnerschaften ge-

schieht.“60 Das BKA definiert damit häusliche Gewalt als Summe von partnerschafts- 

und innerfamiliärer Gewalt.  

 

 

59   Darüber hinaus veröffentlichte das BKA erstmals zum Berichtsjahr 2023 das Lagebild geschlechtsspe-
zifisch gegen Frauen gerichteten Straftaten. 

60  Für weitere Details sei auf das Bundeskriminalamt (BKA, 2024): Bundeslagebild Häusliche Gewalt 
2024, verwiesen.  
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Die Partnerschaftsgewalt wird für die kriminalstatistische Auswertung definiert als alle 

Straftaten, bei denen die Beziehung zwischen Opfer und Tatverdächtigen als eine part-

nerschaftliche Verbindung erfasst wurde. Das sind damit: 

 

❖ Ehepartner:in, 

❖ Eingetragene Lebenspartnerschaften, 

❖ Partner nicht-ehelicher Lebensgemeinschaften und  

❖ Ehemalige Partnerschaften. 

 

Innerfamiliäre Gewalt auf der anderen Seite definiert die Beziehung zwischen Opfer 

und Tatverdächtigen als „Familie oder sonstige Angehörige (ohne Eheleute, (Ex-)Part-

nerschaft)“ und meint damit  

 

❖ (Pflege-, Adoptiv- und Stief-)Kinder, 

❖ (Ur- und Urur-)Enkel, 

❖ (Ur- und Urur-)Großeltern, 

❖ (Halb-, Stief-, Pflege- oder Adoptiv-)Geschwister, 

❖ Schwiegereltern, -sohn und -tochter, 

❖ sonstige Angehörige (wie Schwägerschaft und Verwandte des Ehegatten/der 

Ehegattin) sowie 

❖ (Halb-)Onkel, Tante, Neffe, Nichte und Cousin/e. 

 

Die damit verbundenen Straftaten, die im Sinne dieser Definitionen als auswertungs-

relevant für das BKA gelten sind dabei 

 

❖ Mord und Totschlag (ohne Tötung auf Verlangen), 

❖ Gefährliche Körperverletzung, 

❖ Schwere Körperverletzung, 

❖ Körperverletzung mit Todesfolge, 

❖ Vorsätzliche einfache Körperverletzung, 

❖ Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung, Vergewaltigung, 

❖ Bedrohung, Stalking, Nötigung, 

❖ Freiheitsberaubung, 

❖ Zuhälterei, 

❖ Zwangsprostitution, 

❖ Sexuelle Belästigung und 
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❖ Entziehung Minderjähriger.61 

 

Zusätzliche Straftaten, die lediglich Auswertungsrelevanz für die Einordnung als Part-

nerschaftsgewalt haben sind62 

 

❖ Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 170 StGB) sowie 

❖ Gewaltschutzgesetz (§ 4 StGB). 

 

Straftaten, die zusätzlich lediglich Auswertungsrelevant für die Einordnung als Innerfa-

miliäre Gewalt haben sind 

 

❖ Weibliche Genitalverstümmelung (FMG), 

❖ Misshandlung von Schutzbefohlenen, 

❖ Zwangsheirat, 

❖ Sexueller Missbrauch, 

• von Kindern (unter 14 Jahren), 

• von Jugendlichen (14 bis unter 18 Jahre), 

• von Schutzbefohlenen (ab 14 Jahren) und 

❖ Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger. 

 

Auf dieser definitorischen Grundlage veröffentlichte die Polizei Bremen für die Stadt-

gemeinden Bremen und Bremerhaven im Rahmen einer Pressekonferenz vom 

10.03.2025 eine überblicksartige Darstellung der Verlaufsdaten zur partnerschaftlichen 

und innerfamiliären Gewalt in ebenjenen Städtegemeinden, sodass in der Summe eine 

Aussage über die Prävalenz häuslicher Gewalt gegeben werden kann. Für die Darstel-

lung häuslicher Gewalt wird auf diese Pressekonferenzpräsentationen statt auf die Po-

lizeikriminalstatistik zurückgegriffen.  

Der Grund dafür ist, dass aus den öffentlich zugänglichen Polizeikriminalstatistiken Bre-

men und Bremerhaven keine Täter-Opfer-Beziehung ersichtlich ist und eine Primärda-

tenauswertung zu dieser Art von geschlechtsspezifischer Gewalt nicht möglich war. In 

diesem Zusammenhang ist allerdings auch zu erwähnen, dass in der Auswertung der 

bremischen Polizei wiederum keine geschlechtliche Differenzierung der Opfer von 

Partnerschafts- und Innerfamiliären Gewalt vorgenommen wird, sodass hierzu keine 

Aussagen getroffen werden können. Jedoch liegen für das Land Bremen insgesamt 

Daten dazu vor, wie viele Frauen und Männer Opfer innerfamiliärer, partnerschaftlicher 

 

61  Hierbei werden die Sorgeberechtigten als Opfer erfasst. Wenn es mit Blick auf die Kinder um Todes-
gefahr, schwere Gesundheitsschädigung oder erhebliche Schädigung der körperlichen oder seeli-
schen Entwicklung geht, werden auch die von der Tat betroffenen Minderjährigen als Opfer erfasst.  

62  Bei beiden Straftaten werden lediglich Tatverdächtige, nicht Opfer, betrachtet und diese Daten sind 
nach BKA nicht in den allgemeinen Zahlen enthalten.  
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und damit häuslicher Gewalt im Jahr 2024 wurden.63 Es soll hierbei explizit darauf hin-

gewiesen werden, dass die nachfolgende Abbildung die Opferzahlen abbildet, wäh-

rend die Informationen der Pressekonferenz der Polizei auf die Deliktfälle der Polizei-

kriminalstatistik zurückgreifen.   

 

Um jedoch eine Schätzung ausweisen zu können, besteht die Möglichkeit, die bun-

desweite geschlechtliche Verteilung der Opfer an die Daten Bremens anzulegen, um 

zumindest eine ungefähre Tendenzaussage tätigen zu können.   

 

Abb. 12: Opfer häuslicher Gewalt, differenziert nach innerfamiliärer und partnerschaft-

licher Gewalt im Land Bremen im Jahr 2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

 

63  Da vereinzelte Daten in diesem Kontext nicht öffentlich verfügbar waren, wurden diese durch die 
Landeskoordinationsstelle der IK bereitgestellt.   
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Abb. 13: Delikte häuslicher Gewalt, differenziert nach innerfamiliärer und partner-

schaftlicher Gewalt in Bremen und Bremerhaven im Jahr 2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Für die Stadt Bremen zeigte sich, dass die im Hellfeld die Prävalenz partnerschaftlicher 

Gewalt nach 2022 kurz angestiegen und im Jahr 2024 wieder rückläufig war. Im Fall 

der Partnerschaftsgewalt waren im bundesweiten Durchschnitt 79,3 % der Opfer 

weiblich, während die Tatverdächtigen zu 77,7 % männlichen Geschlechts waren.64  

Übertragen auf die Fallzahlen in der Stadtgemeinde Bremen im Jahr 2024 kann ver-

mutet werden, dass von den 1.797 erfassten Fällen ca. 1.425 Opfer Frauen und 1.369 

Personen männliche Tatverdächtige sein könnten.  

 

Hinsichtlich der Opfer-Täter-Beziehung wären bei der Übertragung der Anteile aus 

bundesweiten Statistiken im Fall Bremen ein Großteil ehemalige Partner:innen (730 

der Fälle), gefolgt von Ehepartner:innen und eingetragenen Lebenspartnerschaften 

(554 der Fälle) und von Partner:innen und nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften 

(514 der Fälle).  

Wenn die bundesdeutsche Verteilung der Deliktstrukturen auf die Fallzahlen in Bremen 

übertragen wird, dann könnten 58,1 % (1.044 der Fälle) mit weitem Abstand vorsätz-

 

64  Methodisch ist hier zu erwähnen, dass wenn die Daten des Bundeslagebildes 2024 zugrunde gelegt 
werden, die Opferzahlen die Fallzahlen übersteigen, d.h. dass in einem Fall mehr als eine Person 
bzw. eine Frau Opfer geworden ist. In der hier vorgelegten proportionalen Übertragung wird die 
prozentuale Verteilung der weiblichen Opfer nicht auf die Opferzahlen übertragen – da diese nicht 
veröffentlicht sind – sondern auf die Fallzahlen, die die Bremische Polizei veröffentlicht hat. Dies 
bedeutet für die Interpretation der proportional berechneten geschlechtlichen Verteilung in der 
Stadtgemeinde Bremen, dass die dann ausgegebenen Prozentzahlen beschreiben, in wie vielen Fäl-
len Frauen Opfer wurden, nicht wie viele weibliche Opfer es in diesen Fällen gab.  
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liche einfache Körperverletzung umfassen. Geschätzt würden dann 460 Fälle Bedro-

hung, Stalking und Nötigung sowie etwa 200 gefährliche, schwere Körperverletzung 

umfassen.  

Mit Blick auf Bremerhaven wären – soweit die Fälle in etwa der bundesdeutschen Ver-

teilung entsprächen – bei etwa 661 Fälle partnerschaftliche Gewalt 524 Frauen Opfer 

sein und in 514 der 661 der Tatverdächtigen männlichen Geschlechts. Die Beziehung 

der Opfer und Tatverdächtigen wäre dem bundesweiten Durchschnitt nach weiterhin 

der/die ehemalige Partner:in mit 268 der Fällen die häufigste Beziehungsstruktur bei 

den angezeigten Delikten häuslicher Gewalt, gefolgt von Ehepartner:innen und einge-

tragenen Lebenspartnerschaften (204 der Fälle) und Partner:innen sowie nicht-eheli-

chen Lebensgemeinschaften (189 der Fälle).   

Mit Blick auf die Deliktstruktur wäre auch hier die vorsätzliche einfache Körperverlet-

zung am häufigsten der Straftatbestand der registrierten Fälle (384 von 661 Fällen), 

gefolgt von Bedrohung, Stalking und Nötigung (169 der 661 Fälle).  
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Tab. 31:  Hochrechnung der Partnerschaftsgewalt in Bremen und Bremerhaven auf Ba-

sis der bundesweiten Statistik 

Partnerschaftsgewalt 

Bund 

Bremen Bremerhaven 

% absolut 

Fälle  170.881 1.797 661 

Opfer  171.069 1.799 662 

Weibliche Opfer  79,3 % 135.713 1425 524 

Männliche Opfer  20,7 % 35.356 371 137 

Weibliche Tatverdächtige  22,3 % 30.936 401 147 

Männliche Tatverdächtige  77,7 % 107.607 1.369 514 

Opfer-Täter-Beziehung 

Ehemalige Partner*innen 40,6 % 69.513 730 268 

Ehepartner*innen und einge-

tragene Lebenspartnerschaf-

ten 

30,8 % 52.663 554 204 

Partner*innen und nicht-

eheliche Lebensgemein-

schaften 

28,6 % 48.893 514 189 

Deliktstruktur 

Vorsätzliche einfache Körper-

verletzung 
58,1 % 99.399 1.044 384 

Bedrohung, Stalking, Nöti-

gung 
25,6 % 43.832 460 169 

Gefährliche Körperverlet-

zung 
11,2 % 19.186 201 74 

Vergewaltigung, sexuelle 

Nötigung, sexuelle Über-

griffe 

2,8 % 4.738 50 19 

Mord und Totschlag 0,2 % 374 4 1 

Andere Delikte 2,1 % 3.540 38 14 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Bezogen auf die innerfamiliäre Gewalt wäre nach der bundesdeutschen Verteilung in 

Bremen bei den 450 der 830 registrierten Fällen häuslicher Gewalt Frauen Opfer der 
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Gewalttaten geworden. Hiervon wären dementsprechend in 597 der 830 Fälle männ-

liche Tatverdächtige dafür verantwortlich. Der Großteil der Opfer in diesen Fällen ma-

chen im Bund mit 36,7 % Kinder aus; das wären heruntergerechnet auf Bremen 305 

der der 830 registrieren Fälle. Darauf würden – ebenfalls heruntergerechnet – Eltern 

und Geschwister in 190 bzw. 161 der Fälle folgen. Neben sonstigen Angehörigen als 

Opfer (144 der Fälle) sind Schwiegereltern, -söhne, -töchter sowie Enkel und Großel-

tern am seltensten Opfer innerfamiliärer Gewalt.  

 

In Bremerhaven bedeutet eine Übertragung der bundesdeutschen Verteilung, dass in 

123 der 226 registrierten Fällen von innerfamiliärer Gewalt Frauen und Mädchen Opfer 

geworden sind. Die Tatverdächtigen wären in 163 der 226 Fälle männlichen Ge-

schlecht. Auch hier wären Kinder mit Abstand am häufigsten Opfer der Taten (83 der 

Fälle), gefolgt von Eltern (52 der Fälle), Geschwistern (44 der Fälle) und sonstigen An-

gehörigen (39 der Fälle).  
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Tab. 32: Hochrechnung der innerfamiliären Gewalt in Bremen und Bremerhaven auf 

Basis der bundesweiten Statistik 

Innerfamiliäre Gewalt 
Bund 

Bremen Bremerhaven 
% absolut 

Fälle  83.864 830 226 

Opfer  94.873 939 256 

Weibliche Opfer (in %) 54,2 % 51.415 450 123 

Männliche Opfer (in %) 45,8 % 43.458 380 104 

Weibliche Tatverdächtige (in 

%) 
28,1 % 21.604 233 64 

Männliche Tatverdächtige (in 

%) 
71,9 % 55.373 597 163 

Opfer-Täter-Beziehung 

Kinder 36,7 % 34.846 305 83 

Eltern 22,9 % 21.754 190 52 

Geschwister 19,4 % 16.243 161 44 

Schwiegereltern, -sohn,  

-tochter 
3,7 % 

3.556 
31 8 

Enkel 1,3 % 1.257 11 3 

Großeltern 0,9 % 824 8 2 

Sonstige Angehörige 17,3 % 16.393 144 39 

Deliktstruktur 

Vorsätzliche einfache Körper-

verletzung 
50,7 % 48.054 421 115 

Bedrohung, Stalking, Nöti-

gung 
24,1% 22.823 200 54 

Gefährliche Körperverletzung 11,9 % 11.311 99 27 

Misshandlung von Schutzbe-

fohlenen 
5,0 % 4.712 42 11 

Sexueller Missbrauch von Kin-

dern, Jugendlichen und 

Schutzbefohlenen ab 14 

4,4 % 4.206 37 10 

Entziehung Minderjähriger 1,4 % 1.366 12 3 

Freiheitsberaubung 0,9 % 875 8 2 

Vergewaltigung, sexuelle Nö-

tigung und sexuelle Über-

griffe 

0,7 % 676 6 2 

Sexuelle Belästigung 0,4 % 367 3 1 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Addiert man der Definition des BKA folgend nun die einzelnen Fälle aus Bremen und 

Bremerhaven, erhält man einen ungefähren proportionalen Überblick über die Prä-

valenz der häuslichen Gewalt.   

Für Bremen wurden der Definition des BKA folgend also insgesamt 2.627 Fälle häusli-

cher Gewalt erfasst, während es für Bremerhaven 887 Fälle waren. Mit der obigen 

Übertragung der bundesdeutschen Fallstruktur auf Bremen und Bremerhaven bedeu-

tet dies eine Verteilung von Opfern und Tatverdächtigen, wie sie in der folgenden 

Tabelle ersichtlich werden.  

Abermals soll darauf hingewiesen werden, dass diese sowie auch die Berechnungen 

der obigen Tabelle mehr als Schätzwerte zu verstehen sind.  

  

Tab. 33: Zusammenfassende Schätzung der häuslichen Gewalt in Bremen auf Basis 

der bundesweiten Statistik  

Bremen 2024 
Partnerschaftliche 

Gewalt 

Innerfamiliäre 

Gewalt 
Häusliche Gewalt 

Fälle 1.797 830 2.627 

Opfer 1.799 939 2.743 

Weibliche Opfer  1.425 450 1.875 

Männliche Opfer  371 380 752 

Weibliche Tatverdächtige  401 233 634 

Männliche Tatverdächtige  1.369 597 1.993 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Tab. 34: Zusammenfassende Schätzung der häuslichen Gewalt in Bremerhaven auf 

Basis der bundesweiten Statistik 

Bremerhaven 2024 
Partnerschaftliche 

Gewalt 

Innerfamiliäre 

Gewalt 
Häusliche Gewalt 

Fälle 661 226 887 

Opfer 662 256 917 

Weibliche Opfer  524 123 647 

Männliche Opfer  137 104 240 

Weibliche Tatverdächtige  147 64 211 

Männliche Tatverdächtige  514 163 676 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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b) Sexualisierte Gewalt  

 

Straftaten im Bereich der sexualisierten Gewalt werden ebenfalls in unterschiedlichen 

Gesetzen geregelt, insbesondere im dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches, das 

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung regelt.  

Die Bremische Polizei veröffentlicht hierzu auf der Webseite der Senatorin für Inneres 

und Sport etwaige Fälle und Opferzahlen für die Stadtgemeinden Bremen und Bre-

merhaven, die für die folgende Darstellung analysiert wurden. 

Sexualdelikte werden hierbei insbesondere in den Paragrafen 174 bis 185 geregelt und 

umfassen Straftaten wie sexuellen Missbrauch; sexuelle Übergriffe sexuelle Nötigung, 

Vergewaltigung (mit Todesfolge), sexuelle Belästigung; Straftaten aus Gruppen und 

werden in der Polizeikriminalstatistik unter dem Straftatenschlüssel 110000 „Straftaten 

gegen die sexuelle Selbstbestimmung“ zusammengefasst: 

 

❖ § 174 Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen, 

❖ § 174a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder 

Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen, 

❖ § 174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung, 

❖ § 174c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- 

oder Betreuungsverhältnisses, 

❖ § 177 Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

❖ § 178 Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todes-

folge, 

❖ § 184i Sexuelle Belästigung und 

❖ § 184j Straftaten aus Gruppen. 

 

Hinzukommend wird auch der Straftatbestand  

 

❖ § 184k Verletzung des Intimbereichs durch Bildaufnahmen, das sog. „Ups-

kirting“ mitaufgenommen. 

 

Überblickend werden nun der Erfassung des LAP folgend ebendiese Fall- und Opfer-

zahlen sowie deren Altersstruktur wiedergegeben.  
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Tab. 35: Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung in Bremen und Bremerhaven 

2024 

2024  Bremen Bremerhaven  
erfasste Fälle 447 94 

Aufklärungsrate 73,6 % (329) 73,4 % (69) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 97 13 

18-21 Jahre 78 6 

21-60 Jahre 234 22 

60 oder älter 6 0 

darunter Kinder 
0-6 Jahre 2 0 

6-14 Jahre 14 0 

Weibliche Opfer gesamt 431 41 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In der Stadtgemeinde Bremen wurden im Jahr 2024 insgesamt 447 Fälle in diesem 

Bereich erfasst und insgesamt 431 weibliche Opfer registriert.  

Am häufigsten wurden Frauen zwischen 21 und 60 Jahren Opfer dieser Taten; am 

zweit- und dritthäufigsten jugendliche Mädchen zwischen 14 und 18 sowie zwischen 

18 und 21 Jahren. Die Aufklärungsrate erreichte im Jahr 2024 73,6 % und lag damit 

etwas höher als noch in den Jahren 2016 bis 2020.  

Im Bereich des Upskirtings wurden fünf Fälle mit sechs weiblichen Opfern erfasst. Diese 

waren drei Frauen im Alter zwischen 21 und 60, eine Frau zwischen 18 und 21 sowie 

zwei Kinder unter sechs Jahren betroffen. Die Aufklärungsrate dieser Fälle lag im Jahr 

2024 bei 100 %, ein Vergleich zu vorherigen Jahren ist aufgrund des Bestehens des 

Straftatbestandes seit 2021 nicht möglich.  

In Bremerhaven wurden im Jahr 2024 insgesamt 94 Straftaten gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung erfasst. Hierbei wurden 41 Frauen und Mädchen Opfer. Frauen zwi-

schen 21 und 60 Jahren wurden mit Abstand am häufigsten Opfer, gefolgt von Mäd-

chen zwischen 14 und 18 Jahren sowie zwischen 18 bis unter 21 Jahren. Die Aufklä-

rungsrate in der Stadtgemeinde Bremerhaven betrug 73,4 %.  

 

c) Digitale Gewalt  

  

Mit Blick auf digitale Gewalt sind, wie der LAP ebenfalls herausstellt, mehrere Straftat-

bestände relevant: 

 

❖ Ehrverletzung, 

❖ Beleidigung, 

❖ Üble Nachrede, 

❖ Verleumdung, 
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❖ Verhetzende Beleidigung, 

❖ Volksverhetzung, 

❖ Nachstellung bzw. Stalking, oft in Verbindung mit 

• Ausspähen und Abfangen von Daten und 

• Datenveränderung. 

 

Wie bereits erwähnt, ist aus der Polizeikriminalstatistik (PKS) allerdings nicht ersichtlich, 

ob diese Straftaten im digitalen Kontext bzw. mit dem Tatmittel Internet begangen 

wurden. Etwaige Aussagen hierzu wären aufgrund der entsprechenden Datenlage 

nicht valide, weshalb in diesem Kontext hierauf verzichtet wird.  

 

Es wird jedoch auf die Straftatbestände der Beleidung, der üblen Nachrede, der Ver-

leumdung und der nicht genannten Erpressung im nicht digitalen Sinne eingegangen. 

In der PKS werden diese differenziert danach erfasst, ob diese auf sexueller oder ohne 

sexuelle Grundlage geschehen sind. Damit ist die folgende Ausweisung nicht als Dar-

stellung digitaler Gewalt, sondern vielmehr als über die Straftaten gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung als sexuelle Gewalt im erweiterten Sinne zu erfassen.  

In Bremen wurden im Jahr 2024 insgesamt 297 Fälle der Beleidung auf sexueller 

Grundlage mit insgesamt 194 weiblichen Opfern registriert. Der weitaus größte Teil 

dieser Opfer war zwischen 21 und 60 Jahre alt; deutlich seltener betraf es Personen 

Frauen aua den Altersgruppen zwischen sechs bis 18 Jahren sowie ab 60 Jahren. Kinder 

bis sechs Jahre waren nicht betroffen. Die Aufklärungsrate lag im Bremen bei 81,7 %.  

 

Die Fallzahl der Verleumdung auf sexueller Grundlage lag bei insgesamt 24 Fällen mit 

15 weiblichen Opfern. Die Aufklärungsrate betrug 75,0 %. Auch hier waren Frauen 

zwischen 21 und 60 Jahren am häufigsten Opfer der Straftaten. 

 

Fälle der üblen Nachrede auf sexueller Grundlage beliefen sich auf 24, hierbei waren 

insgesamt 22 Frauen oder Mädchen betroffen, wovon jedoch der Großteil zwischen 

14 und 18 Jahren bzw. 18 bis unter 21 Jahre alt war. Die Aufklärungsrate lag deutlich 

niedriger als die Aufklärungsrate der Fälle über Nachrede ohne sexuelle Grundlage bei 

45,0 % (vs. 82,7 %).  
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Tab. 36: Erfasste Fälle der Beleidigung, Verleumdung und üblen Nachrede auf sexuel-

ler Grundlage in Bremen 2024 

Bremen 2024  

Beleidigung 

auf sex. 

Grundlage 

Verleumdung 

auf sex. 

Grundlage 

Üble Nachrede 

auf sex. 

Grundlage 

erfasste Fälle 279  24 24 

Aufklärungsrate 81,7 % (228) 75 % (18) 45 % (9) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 10 0 11 

18-21 Jahre 12 1 8 

21-60 Jahre 142 12 2 

60 oder äl-

ter 
17 1 1 

darunter Kinder 
0-6 Jahre 0 0 0 

6-14 Jahre 13 1 0 

weibliche Opfer gesamt 168 15 22 
Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Mit Blick auf Erpressung auf sexueller Grundlage erfasste die bremische Polizei 253 

Fälle. Opfer wurden hierbei in der PKS allerdings nicht ausgewiesen, sodass auch eine 

entsprechende Altersverteilung nicht ersichtlich wird.  

Interessant jedoch ist, dass diese Erpressungsfälle auf sexueller Grundlage einen hohen 

Anteil aller Erpressungsfälle (auf sexueller Grundlage und ohne) ausmachten. Alle Fälle 

der Erpressung beliefen sich auf 370 Fälle. Hierbei lag die Aufklärungsrate bei 24,9 %, 

während Erpressungen auf sexueller Grundlage eine Aufklärungsquote von 6,9 % auf-

wies. 

 

Tab. 37: Erfasste Fälle der Erpressung und Erpressung auf sexueller Grundlage in Bre-

men 2024 

Bremen 2024  Erpressung 
Erpressung auf 

sex. Grundlage  
erfasste Fälle 370 253 

Aufklärungsrate 24,9 % 6,7 % 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

In Bremerhaven lag die Fallzahl der Beleidigungen auf sexueller Grundlage im Jahr 

2024 bei 107. Es wurden bei 72 weibliche Opfer registriert. Auch hier war der bedeu-

tende Großteil zwischen 21 und 60 Jahren und die Aufklärungsrate lag bei 95,3 %. 

Es wurden insgesamt sechs Fälle übler Nachrede auf sexueller Grundlage mit insgesamt 

vier weiblichen Opfern erfasst. Zwei der Opfer waren zwischen 21 und 60 Jahre alt, 
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während je eines zwischen sechs bis 14 sowie 14 bis 18 Jahre alt war. Die Aufklärungs-

quote lag hier bei 100 %.  

Weiterhin wurden im Jahre 2024 16 Fälle von Verleumdung auf sexueller Grundlage 

mit insgesamt sechs weiblichen Opfern erfasst. Auch hier war der Großteil mit vier 

Frauen zwischen 21 und 60 Jahre und zwei Opfer zwischen 18 bis unter 21 Jahre alt. 

Die Aufklärungsrate lag bei 93,8 %. 

 

Tab. 38: Erfasste Fälle der Beleidigung, Verleumdung und üblen Nachrede auf sexuel-

ler Grundlage in Bremerhaven 2024 

Bremerhaven 2024  

Beleidigung 

auf sex. 

Grundlage 

Verleumdung 

auf sex. 

Grundlage 

Üble Nachrede 

auf sex. 

Grundlage 

erfasste Fälle 107  16 6 

Aufklärungsrate 95,3 % (102) 93,8 % (15) 100 % (6) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 5 0 1 

18-21 Jahre 10 2 0 

21-60 Jahre 54 4 2 

60 oder äl-

ter 
1 0 0 

darunter Kinder 
0-6 Jahre 0 0 0 

6-14 Jahre 2 0 1 

weibliche Opfer gesamt 62 6 4 
Quelle: Eigene Darstellung.  

 

2024 wurden insgesamt 23 Erpressungsfälle auf sexueller Grundlage erfasst. Auch hier 

wurden keine Opferstatistiken ausgegeben. Jedoch zeigte sich auch hier, dass die Auf-

klärungsrate mit 13,0 % sehr viel niedriger war als im Vergleich zu allen Erpressungs-

fällen (auf sexueller Grundlage und ohne) mit 34,5 %.  

   

Tab. 39: Fälle von Erpressung auf sexueller Grundlage in Bremerhaven 2024   

Bremerhaven 2024 Erpressung 
Erpressung auf 

sex. Grundlage  
erfasste Fälle 58 23 

Aufklärungsrate 34,5 % 13,0 % 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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d) Stalking/Nachstellung  

 

Stalking bzw. Nachstellung ist rechtlich im Paragraphen § 238 des Strafgesetzbuches 

geregelt. Stalking bzw. Nachstellung beschränkt sich dabei nicht nur auf physische 

Nähe oder Nachstellung, sondern kann auch als digitale Gewalt vorliegen. Hierbei 

kommen dann die schon genannten Straftatbestände der Datenveränderung, der Be-

leidigung, der üblen Nachrede, der Verleumdung, der Nachstellung, der Nötigung, 

der Bedrohung sowie des schon erwähnten „Upskirting“ juristisch in Frage.  

 

In der Stadtgemeinde Bremen wurden für das Jahr 2024 insgesamt 286 Fälle der Nach-

stellung erfasst, 284 davon nach § 238 Abs. 1, also bspw. durch das Aufsuchen der 

räumlichen Nähe oder Kontaktaufnahme mithilfe von Telekommunikations- oder sons-

tigen Mitteln und zwei davon § 238 Abs. 2., z. B. in Verbindung mit einer Gesund-

heitsbeeinträchtigung. Insgesamt wurden hier 265 weibliche Personen Opfer der Straf-

taten; der Großteil war mit 232 Personen zwischen 21 und 60 Jahre alt, 17 zwischen 

18 bis unter 21; neun zwischen 14 und 18 und fünf über 60 Jahre. Es waren jedoch 

auch zwei Kinder zwischen sechs und 14 Jahren betroffen. Die Aufklärungsquote lag 

über alle Fälle hinweg bei 91,6 %. Fälle nach Abs.1 wurden ebenfalls zu 92,3 % auf-

geklärt; während die zwei Fälle nach Abs. 2 unaufgeklärt blieben.  

 

Im Jahr 2024 wurden in der Stadtgemeinde Bremerhaven insgesamt 56 Fälle des Stal-

kings erfasst; 54 davon nach § 238 Abs. 1, also bspw. durch das Aufsuchen der räum-

lichen Nähe oder Kontaktaufnahme mithilfe von Telekommunikations- oder sonstigen 

Mitteln und zwei davon § 238 Abs. 2., z. B. in Verbindung mit einer Gesundheitsbe-

einträchtigung. Insgesamt waren 41 Frauen Opfer dieser Stalkingfälle. Auch hier lag 

das Alter des Großteils der Opfer bei Frauen zwischen 21 und 60 Jahren. Es waren 

lediglich sechs Frauen zwischen 18 bis unter 21 und zwei über 60 Jahren betroffen. 

Die Aufklärungsquote lag über alle Nachstellungsfälle hinweg bei 76,6 %. Bei der 

Nachstellung nach § 238 Abs. 1 bei 77,8 % und im Falle des Stalkings nach § 238 Abs. 

2 bei 50,0 %.  
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Tab. 40: Straftaten der Nachstellung in Bremen und Bremerhaven 2024 

2024  Bremen Bremerhaven  
erfasste Fälle 286 56 

Aufklärungsrate 91,6 % (262) 76,8 % (56) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 9 0 

18-21 Jahre 17 6 

21-60 Jahre 232 33 

60 oder älter 5 2 

darunter Kinder 0-6 Jahre 0 0 

6-14 Jahre 2 0 

weibliche Opfer gesamt 265 41 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

e) Zwangsprostitution  

 

Der Straftatbestand der Zwangsprostitution stellt eine besondere Form des Menschen-

handels dar und wird im Strafgesetzbuch im § 232a geregelt. Hinzukommen regelt § 

233a die sexuelle Ausbeutung und andere Formen des Menschenhandels unter Aus-

nutzung von Freiheitsberaubung.  

 

In der Stadtgemeinde Bremen wurden im Jahr 2024 insgesamt nur zwei Fälle des Men-

schenhandels registriert. Einer davon fiel unter den Handel zum Zweck der Ausbeutung 

bei Ausübung der Prostitution oder bei der Vornahme sexueller Handlungen an/vor 

dem Täter oder einer dritten Person, also Absatz 1, Nr. 1a; ein anderer unter den Han-

del zum Zweck der Ausbeutung bei der Begehung von mit Strafe bedrohten Handlun-

gen. Nur im ersten Falle war eine Frau zwischen 21 und 60 Jahren Opfer der Tat. Auf-

geklärt wurde dieser Fall jedoch nicht.  

Demgegenüber wurden in Bremerhaven drei Fälle des Menschenhandels, ebenfalls 

zum Zweck der Ausbeutung bei Ausübung der Prostitution oder bei der Vornahme 

sexueller Handlungen an/vor dem Täter oder einer dritten Person, also Absatz 1, Nr. 

1a mit jeweils vier weiblichen Opfern registriert. Zwei davon waren zwischen 18 bis 

unter 21 Jahre alt, und jeweils eines zwischen 14 und 18 Jahren sowie eines zwischen 

21 und 60 Jahren. Alle drei dieser Fälle wurden aufgeklärt. 
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Tab. 41: Erfasste Fälle des Menschenhandels in Bremen und Bremerhaven 2024   

Menschenhandel (2024)  Bremen Bremerhaven65  
erfasste Fälle 2 4 

Aufklärungsrate 0 % (0) 100 % (4) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 0 1 

18-21 Jahre 0 2 

21-60 Jahre 1 1 

60 oder älter 0 0 

darunter Kinder 
0-6 Jahre 0 0 

6-14 Jahre 0 0 

weibliche Opfer gesamt 1 4 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Weiterhin wurden insgesamt vier Fälle der Zwangsprostitution mit insgesamt vier 

weiblichen Opfern erfasst, wovon zwei der Opfer zwischen 21 und 60 Jahre alt waren 

und je eines zwischen 14 und 18 bzw. zwischen 18 und unter 21 Jahren. Hier konnte 

lediglich einer der vier Fälle aufgeklärt werden.  

Demgegenüber wurden in Bremerhaven drei Fälle des Menschenhandels, ebenfalls 

zum Zweck der Ausbeutung bei Ausübung der Prostitution oder bei der Vornahme 

sexueller Handlungen an/vor dem Täter oder einer dritten Person, also Absatz 1, Nr. 

1a mit jeweils vier weiblichen Opfern registriert. Zwei davon waren zwischen 18 bis 

unter 21 Jahre alt, und jeweils eines zwischen 14 und 18 Jahren sowie eines zwischen 

21 und 60 Jahren. Alle drei dieser Fälle wurden aufgeklärt. Weiterhin wurde nur ein Fall 

der Zwangsprostitution mit einem weiblichen Opfer zwischen 14 und 18 Jahren regis-

triert, auch dieser Fall wurde aufgeklärt.  

  

 

65  In der bremischen Polizeistatistik unterschieden sich hierbei die Fallzahlen zwischen der Grund- und 
der Opferstatistik: In der Grundtabelle wurden drei Fälle erfasst, während es in der Opferstatistik vier 
waren.   
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Tab. 42:  Erfasste Fälle der Zwangsprostitution in Bremen und Bremerhaven 2024 

Zwangsprostitution (2024)  Bremen Bremerhaven  
erfasste Fälle 4 1 

Aufklärungsrate 25 % (1) 100 % (1) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 1 1 

18-21 Jahre 1 0 

21-60 Jahre 2 0 

60 oder älter 0 0 

darunter Kinder 
0-6 Jahre 0 0 

6-14 Jahre 0 0 

Weibliche Opfer gesamt 4 1 
Quelle: Eigene Darstellung.  
 

f) Zwangsverheiratung 

 

Auch mit Blick auf die Zwangsheirat sind verschiedene Strafgesetzbuchparagraphen 

von Bedeutung, es gibt jedoch seit 2011 einen eigenständigen Straftatbestand, der im 

§ 237 geregelt wird.  

Im Jahr 2024 wurden in Bremen drei Fälle der Zwangsverheiratung mit drei weiblichen 

Opfern erfasst. Das Alter der Opfer verteilte sich jeweils auf 14 bis 18, 18 bis unter 21 

und 21 bis 60 Jahren. All diese Fälle wurden aufgeklärt.  

 

In Bremerhaven wurden demgegenüber im Betrachtungszeitraum keine Fälle der 

Zwangsverheiratung registriert.  

 

Tab. 43: Erfasste Fälle von Zwangsheirat in Bremen 2024 

Bremen 2024  Zwangsheirat 

erfasste Fälle 3  
Aufklärungsrate 100 % (3) 

 

weibliche Opfer 

nach Alter 

14-18 Jahre 1 

18-21 Jahre 1 

21-60 Jahre 1 

60 oder älter 0 

darunter Kinder 0-6 Jahre 0 

6-14 Jahre 0 

Weibliche Opfer gesamt 3 
Quelle: Eigene Darstellung.  
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g) Weibliche Genitalverstümmelung (FGM) 

 

Die geschlechtsspezifische Gewaltform der Verstümmelung weiblicher Genitalien (Fe-

male Genital Mutilation) wird seit 2013 nicht mehr über den Straftatbestand einer 

Körperverletzung, sondern als eigenständiger Bestand gehandelt und ist im § 226 StGB 

festgelegt. Nichtsdestotrotz kann FGM auch als gefährliche Körperverletzung (§ 224 

Abs. 1, Nr. 2) oder als schwere Körperverletzung (§ 226) rechtlich geahndet werden.  

In beiden Stadtgemeinden wurde im Jahr 2024 kein Fall von FGM registriert. Aufgrund 

der Möglichkeit, das etwaige Fälle aber auch über die Straftatbestände der schweren 

bzw. gefährlichen Körperverletzung erfasst werden können, kann nicht abschließend 

eingeordnet werden, ob in beiden Stadtgemeinden faktisch kein Fall der FGM vorlag.  

  

4.7 Erkenntnisse des Fördermittelcontrolling 

 

Für das Fördermittelcontrolling wurden die bestehenden Fortschrittsberichte aus den 

Jahren 2023 bis 2025 herangezogen, die die Plan- und Restmittel der Jahre 2022 bis 

2024 dokumentieren.  

Für diese Jahre wurden die geplanten Gesamtausgaben sowie die tatsächlichen Ausga-

ben aus den Finanzberichtstabellen der Fortschrittsberichte betrachtet und untersucht. 

 

Bevor auf die Ergebnisse der Analyse eingegangen wird, wird die Logik der zugrunde 

liegenden Berechnungen der Fördermittel dargelegt.  

Zunächst wurden aus den Fortschrittsberichten die jeweiligen Gesamtsummen der 

Planmittel für alle im LAP gelisteten Maßnahmen die betreffenden Jahre 2022, 2023 

und 2024 erfasst. Daraufhin wurden ausschließlich die für die Evaluation relevanten 

Maßnahmen 39 bis 70 im Kapitel „Schutz und Unterstützung“ einer ausführlichen Be-

trachtung unterzogen.  

Hierfür wurden die für jedes Jahr geplanten Mittel sowie die Restmittel für die besagten 

Maßnahmen erfasst, um darauf basierend die tatsächlichen Ausgaben eines Jahres für 

diese Maßnahmen beziffern zu können. Diese Ist-Ausgaben werden in der entspre-

chenden Tabelle direkt unter den Angaben der Gesamtsummen für alle im LAP ge-

nannten Maßnahmen gelistet. In einem weiteren Schritt wurden überdies die im Fort-

schrittsbericht aufgelisteten sog. zusätzlichen Aufwendungen betrachtet. Diese Auf-

wendungen erfassen Zuwendungen und Personalmittel in den Ressorts, die nicht aus 

den zentralen Mitteln zur Umsetzung der IK bei der Senatorin für Gesundheit, Frauen 

und Verbraucherschutz (SGFV) finanziert werden. Die Erfassung dieser Zuwendungen 

und Mittel liegt darin begründet, dass in der Gegenüberstellung zu den Plan- und Ist-

Ausgaben der betreffenden Maßnahmen ersichtlich wird, welche zusätzlichen Sum-

men in die Umsetzung der Maßnahmen flossen und damit abgeleitet werden kann, 

ob etwaig veranschlagte Planmittel im Rahmen des LAP hierfür genügen.  
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Weiterhin wurden die Plan- und Restmittel der im Zentrum stehenden Maßnahmen 

im Kapitel „Schutz und Unterstützung“ – also explizit für die Maßnahmen 39 bis 70 

im LAP – analysiert und über deren Differenz die tatsächlichen Ausgaben für diesen 

Maßnahmenblock berechnet. Hierfür wurden jedoch keine Eigenmittel der Ressorts 

miteinbezogen.  

 

In Bezug auf die betreffenden Maßnahmen des Kapitels „Schutz und Unterstützung“ 

zeigte sich grundsätzlich, dass sich die geplanten Ausgaben für sämtliche der im LAP 

festgehaltenen Maßnahmen jährlich erhöht haben. Insbesondere im Jahr 2022, in de-

nen einige Maßnahmen erst angestoßen werden mussten, war die Höhe mit knapp 

257.500 Euro der Planmittel noch deutlich geringer als in den folgenden Jahren, die 

sich hierbei auf rund 481.700 Euro für das Jahr 2023 sowie auf 498.000 Euro für das 

Jahr 2024 beliefen. 

  

Die Ist-Ausgaben der in den Fortschrittsberichten dargelegten Summen für die betref-

fenden Maßnehmen überstiegen mit Ausnahme des Jahres 2022 hierbei die geplanten 

Ausgaben der betrachteten Maßnahmen. Grund hierfür ist die Umschichtung etwaiger 

Fördermittel aus anderen Maßnahmen, wenn diese bspw. nicht planmäßig starten 

konnten. Da sich diese Handhabung auf die Höhe sowie aber auch auf die tatsächliche 

Verteilung der Restmittel auswirkt, wurde aus diesem Grund auf eine Darstellung eben-

jener verzichtet, nicht zuletzt auch deswegen, da etwaige Aussagen zu (finanziellen) 

Bedarfen im Hilfe- und Schutzsystem besonders über die geplanten und tatsächlichen 

Ausgaben gemacht werden können.  

Zusätzlich nahm die Höhe der faktischen Ausgaben durch die sog. zusätzlichen Auf-

wendungen, die nicht aus zentralen Mitteln zur Umsetzung der IK bei der Senatorin 

für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz (SGFV) finanziert wurden, zu. Diese 

zusätzlichen Aufwendungen beinhalteten allgemeine Zuwendungen und Personalmit-

tel in den entsprechenden Ressorts.  

 

Die nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht über die berechneten Plan- und Ist-Aus-

gaben aller im LAP angesetzten Maßnahmen sowie für die für die Maßnahmen des 

Kapitels „Schutz und Unterstützung“ wieder. Im Hinblick auf diese Tabelle ist anzufüh-

ren, dass sie gestaffelt gelistet ist. So sind zunächst die Angaben zur Gesamtsumme 

der Planmittel und Ist-Ausgaben aller Maßnahmen gelistet, worunter analog die Sum-

men für die Maßnahmen im Kapitel „Schutz und Unterstützung“ aufgeführt und farb-

lich blau hervorgehoben sind. Außerdem findet sich in der Tabelle die Gesamtsumme 

aller Aufwendungen, die nicht aus den Mitteln für die IK finanziert wurden und analog 

hierzu ebenfalls die zusätzlichen Mittel, die explizit für Maßnahmen Schutz und Unter-

stützung aufgewendet wurden, welche ebenfalls farblich blau hervorgehoben sind. 
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Abschließend werden die Planmittel und Ist-Ausgaben der jeweiligen Jahre für die re-

levanten Maßnahmen in der Zeile „Faktische Gesamtausgaben für die Maßnahmen 

des Kapitels „Schutz und Unterstützung“ addiert.  

 

Tab. 44: Übersicht über die Plan- und Ist-Ausgaben aller Maßnahmen sowie für die 

Maßnahmen des Kapitels „Schutz und Unterstützung“ (in Euro) 

 2022 2023 2024 

Gesamtsumme der Planmittel aller 

Maßnahmen* 
556.100,00  829.343,87  945.180,00 

Summe der Planmittel für die Maß-

nahmen des Kapitels „Schutz und 

Unterstützung“ 

257.463,00 480.673,87 498.000,00 

Gesamtsumme der Ist-Ausgaben al-

ler Maßnahmen* 
281.936,13 797.244,92 772.806,19 

Summe der Ist-Ausgaben für die 

Maßnahmen des Kapitels „Schutz 

und Unterstützung“ 

154.726,90 586.798,54 589.112,03 

Gesamtsumme der zusätzlichen 

Aufwendungen aller Maßnahmen* 
1.022.145,30 1.080.596,66 2.951.616,81 

Zusätzliche Aufwendungen für die 

Maßnahmen des Kapitels „Schutz 

und Unterstützung“66 

994.786,30 1.483.881,66 2.942.616,81 

Faktische Gesamtausgaben für die 

Maßnahmen des Kapitels „Schutz 

und Unterstützung“ 

1.149.513,20 2.070.680,20 3.540.728,84 

*inklusive ressortübergreifender Mittel. 

Quelle: Eigene Darstellung.  

 

Auffällig in der Betrachtung der Summen ist neben dem Fakt, dass die tatsächlichen 

Ausgaben für Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen mit Ausnahme des Jahres 2022 

höher lagen, als diese ursprünglich geplant gewesen waren auch die Höhe der zusätz-

lichen Aufwendungen.  

So lagen diese nicht nur in der Gesamtbetrachtung über alle Maßnahmen hinweg bei 

ca. einer bis knapp drei Millionen Euro, sondern es wurde ebenfalls ersichtlich, dass 

 

66  In den jeweiligen Berechnungen der zusätzlichen Aufwendungen nicht enthalten sind je eine voll-
zeitäquivalente Personalstelle in den Jahren 2022 und 2023 sowie 1,5 vollzeitäquivalente Personal-
stelle im Jahr 2024. 
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diese zu einem deutlichen Großteil in Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen geflos-

sen waren. Aus den Fortschrittsberichten wird dahin gehend klar, dass diese zumeist 

als Projektförderungen sowie als Personalstellen für einschlägige Fachberatungsstellen 

zugewandt wurden, so bspw. für die Initiative Jugendhilfe Bremerhaven, Schattenriss 

e.V., die Beratungsstelle Mädchenhaus, das Kinderschutzzentrum, die BBMeZ, Neue 

Wege, notruf e.V., der Betrieb des Kinder- und Jugendnotrufs oder einzelne weitere 

Projektförderungen wie auch Veranstaltungen zum Umgang mit Gewalterfahrungen 

bzw. zur Gewaltprävention, die von eingetragenen Vereinen, wie die „Syrische Ge-

meinschaft in Bremen SGB e.V.“ oder „Rat der iranischen Flüchtlinge e.V. “, ausgerich-

tet wurden (vgl. Zweiter Fortschrittsbericht, 2024).  

 

Eine mögliche Schlussfolgerung aus dieser Erkenntnis hinsichtlich der finanziellen Be-

darfe zur adäquaten Umsetzung der IK im Allgemeinen aber auch des Bremer LAP im 

Speziellen, ist, dass es trotz hoher Fördermittel und recht zügiger Maßnahmenumset-

zung trotzdem weiterhin noch hohe finanzielle Bedarfe – insbesondere im Bereich des 

Personals der Fachberatungsstellen und bei vereinzelten Projekten – bestehen.   

Mit Blick auf die in der qualitativen Erhebung hervorgegangenen Resultate mit etwai-

gen Fachpersonal der Frauenhäuser (vgl. Kapitel 4.2) und Fachberatungsstellen (vgl. 

Kapitel 4.3) scheint die finanzielle Deckung der Personalmittel der Beratungsstellen 

hierbei eine bedeutende Stellung einzunehmen. 

  

Hierbei soll angemerkt werden, dass zum einen einzelne Aufwendungen, wie z. B. zum 

Kinderschutzzentrum nicht ausschließlich für Angebote geschlechtsspezifischer Gewalt 

genutzt wurden und zum anderen einzelne Aufwendungen bspw. auch schon vor der 

Etablierung des LAP finanziell gefördert wurden (vgl. Dritter Fortschrittsbericht, 2025). 

Aus Sicht der Evaluation unterstreicht jedoch besonders Zweiteres die Bedeutung der 

finanziellen Absicherung des Hilfe- und Schutzsystems.  

Bezogen auf die Fortschreibung des Bremer LAP könnte eine Berücksichtigung der Per-

sonalmittel in der Höhe der Fördermittel daher eine Rolle spielen.  
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5. Handlungsempfehlungen 
 

Auf der Grundlage der im vierten Kapitel veranschaulichten empirischen Befunde wer-

den nun grundlegende Handlungsempfehlungen – die nach relevanten Aspekten dif-

ferenziert sind – diskutiert.  

 

Diese adressieren nicht nur Empfehlungen,67 die sich an eine bedarfsgerechte Kapazi-

tätsplanung richten, sondern auch solche, welche sich zum einen auf die Optimierung 

der institutionsübergreifenden Kooperation sowie zum anderen auf die Etablierung ei-

nes geeigneten Monitoring-Systems beziehen. 

 

5.1 Bedarfsgerechte Kapazitätsplanung  

 

a) Nach Zielgruppen in den jeweiligen Einrichtungen  

 

Frauenhäuser 
 

In den Sach- und Jahresberichten wird mit Blick auf eine dort angesiedelte bedarfsge-

rechte Kapazitätsplanung deutlich, dass sehr hohe Ablehnungsquoten zu verzeichnen 

sind und lange Aufenthaltsdauern bestehen, nicht zuletzt aufgrund der Problematik 

des Wohnungsmarktes in Bremen und Bremerhaven. Diese ist dabei von besonderer 

Bedeutung bei Frauen, die sich aufgrund ihres begrenzten Aufenthaltsstatus mit zu-

sätzlichen Hürden bei der Wohnungssuche konfrontiert fühlen.  

 

Die Schlussfolgerung aus dieser Beobachtung ist ein deutlicher Ausbau von Plätzen 

und Kapazitäten der Frauenhäuser im Allgemeinen. Weiterhin wird benannt, dass viele 

Mütter mit mehreren Kindern Schutz brauchen und daher explizite Kapazitäten für 

Mütter und ihre Kinder erhöht werden sollten.  

 

Dies begründet sich im Besonderen hieraus, dass beim Abgleich des Ist- und Soll-Zu-

standes nach Maßgabe der IK – für das Bundesland Bremen im Gesamten – die Kapa-

zitäten noch auszubauen wären. Aktuell sind in den Frauenhäusern sowohl in Bremen 

als auch in Bremerhaven insgesamt 145 Betten verfügbar. Gemäß den Mindestanfor-

derungen68 müsste das Bundesland Bremen dafür Sorge tragen, dass in den örtlichen 

 

67  Konkrete Handlungsempfehlungen, die sich unmittelbar aus der vorliegenden Evaluationsstudie ab-
leiten lassen, werden in diesem Kapitel kursiv dargestellt.  

68  Dies Anzahl der benötigten Betten wird in der IK anhand der jeweiligen Bevölkerungszahl der jewei-
ligen Kommune errechnet. Die zugrunde liegende Berechnung sieht vor, einen Platz im Frauenhaus 
je 10.000 Einwohner:innen bereitzustellen. Die sich hieraus ergebende benötigte Anzahl an Betten 
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Frauenhäusern insgesamt 174 Betten vorgehalten werden. In Bezug auf die sich hie-

raus ableitenden Familienplätze zeigt sich in der Gesamtschau für das Bundesland, dass 

bereits 58,4 Plätze für die Unterbringung von Frauen und ihren Kindern in den Frau-

enhäusern bestehen, dies jedoch auch unter dem von der IK benannten Mindestan-

forderung liegt: Dahin gehend müssten die Frauenhäuser im Bundesland Bremen 70,6 

Familienplätze bereitstellen.  

 

Das Frauenhaus Nord stellt aktuell 27 Betten bereit – was umgerechnet 11,1 Familien-

plätzen entspricht – während das Frauenhaus der AWO 38 Betten (15,6 Familienplätze) 

und das Autonome Bremer Frauenhaus 60 Betten (24,3 Familienplätze) bereitstellt. 

Insgesamt stellt die Stadtgemeinde damit 51 Familienplätze zur Verfügung; gemäß 

den Empfehlungen der IK liegen die Mindestanforderungen gemessen an der Bevöl-

kerungszahl der Stadtgemeinde bei rund 59 Familienplätzen. 

Betrachtet man im Weiteren nun den Ist- und Soll-Abgleich in Bezug auf den in den 

Frauenhäusern bereits vorhandenen sowie den umzusetzenden Betreuungsschlüssel 

nach Maßgabe des Dialogprozess, so lässt sich festhalten, dass im  

 

❖ Frauenhaus Nord derzeitig 2,6 Stellen an Betreuungspersonal für 27 Frauen 

und Kinder zur Verfügung stehen – was einem Betreuungsschlüssel von 10,3 

entspricht. 

 

❖ Frauenhaus der AWO aktuell 5,7 Stellen an Betreuungspersonal für 38 Frauen 

und Kinder bereitstehen – dies entspricht einem Betreuungsschlüssel von 6,7 

– sowie  

 

❖ im Autonomen Bremer Frauenhaus 12,2 Stellen an Betreuungspersonal für 60 

Frauen und Kinder – was einem Betreuungsschlüssel von 4,9 entspricht – vor-

gehalten werden.  

 

In der Gesamtschau liegt für alle in der Stadtgemeinde Bremen befindlichen Frauen-

häuser entsprechend durchschnittlich 6,8 Stellen an Betreuungspersonal für 41,7 

Frauen und Kinder vor.  

Mit Hinblick auf die Ergebnisse des Dialogprozesses, in dessen Rahmen die Vertreter:in-

nen der Frauenhäuser die Realisierung eines Betreuungsschlüssels von 1:4 angeregt 

haben, würde dies bedeuten, dass im 

 

 

versteht sich dabei jedoch lediglich als Mindestanforderung. Je nach örtlicher Bedarfslage kann sich 
diese Anforderung in Bezug auf die zur Verfügung stellende Bettenanzahl auch erhöhen.    



 

 

 

 

  

Seite 140 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

❖ Frauenhaus Nord 6,8 Stellen,  

 

❖ Frauenhaus der AWO 9,5 Stellen sowie  

 

❖ im Autonomen Bremer Frauenhaus 15,0 Stellen an Betreuungspersonal  

 

bereitgestellt werden müssten, um den von den Vertreter:innen der Frauenhäuser ge-

wünschten Betreuungsschlüssel von 1:4 zu verwirklichen. 

 

Bei der Betrachtung der Kapazitäten des Frauenhauses der GISBU in Bremerhaven, lässt 

sich konstatierten, dass die zur Verfügung stehende Bettenanzahl aktuell 20 Betten 

beträgt; gemäß den Maßgaben der IK liegen die Mindestanforderungen dahin gehend 

bei 31,5 Betten. Hinsichtlich der bereitstehenden Familienplätze zeigt sich, dass damit 

umgerechnet 7,5 Plätze bereitstehen. Um diesbezüglich die Mindestanforderungen zu 

erfüllen, werden der IK zufolge 11,9 Familienplätze benötigt.  

Hinsichtlich der personellen Kapazitäten lässt sich zum Frauenhaus der GISBU in Bre-

merhaven aussagen, dass aktuell 3,0 Stellen an Betreuungspersonal für 20 Frauen und 

Kinder vorliegen – was einem Betreuungsschlüssel von 6,7 entspricht. In Bezug auf die 

Ergebnisse des Dialogprozess sollten jedoch 5,0 Stellen bereitgestellt werden, damit 

das Betreuungsverhältnis von 4:1 gewährleistet werden kann.  

 

Hinsichtlich junger Bewohner:innen und deren Kinder in den Frauenhäusern wird da-

rauf hingewiesen, dass es eine Anpassung und Verbesserung des Betreuungsangebotes 

sowie der Wohninfrastruktur von Kindern und Jugendlichen unerlässlich ist.   

Hierbei wird die Notwendigkeit einer kinderspezifischen Betreuung benannt, die zwar 

in Teilen schon bestehe, aber verbesserungswürdig sei. Damit einhergehend sei es (von 

Vorteil und) notwendig, diese Betreuungsmöglichkeiten extern, also nicht an den 

Wohnraum der Frauen und Mütter, angrenzend zu organisieren.   

Vor dem Hintergrund der Kinderbetreuung seien weiterhin die Möglichkeiten der spe-

zifischen Bedürfnisse einiger Kinder und Jugendlichen aufgrund von psychosomati-

schen Beschwerden, bspw. in Form von Bedarfen der Logo-, Ergo- oder Psychotherapie 

ausbaufähig, da eine Abdeckung über externe Fachkräfte wie Ärzt:innen, Psycholog:in-

nen oder Traumatherapeut:innen nicht oder schwer zu bewerkstelligen sei. 

 

In diesem Zusammenhang empfiehlt es sich, die Erreichbarkeit und den Zugang zu 
psychotherapeutischen Behandlungsangeboten für von Gewalt betroffene Frauen und 
Kinder möglichst (niedrigschwellig) auszubauen und eine zeitnahe Versorgung zu ge-
währleisten.   
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Des Weiteren stellen junge Frauen in der Berichterstattung der Frauenhäuser eine Ziel-

gruppe dar, die spezifische Bedarfe bei der Unterbringung aufweist. Bezüglich ihrer 

Bedarfe und Bedürfnisse brauche es eine spezielle Betreuung und eine Sensibilisierung 

junger Frauen hinsichtlich des Ausbaus und der Förderung der Eigen- und Selbststän-

digkeit abseits von den bis dato gemachten und an sozialisierten Kontrollerfahrungen. 

Zudem sei es wichtig, dass jungen Frauen die Option gegeben wird, versäumte Schul-

abschlüsse nachzuholen oder etwaige Sprachkenntnisse zu erweitern. Die Bereitstel-

lung derartiger Maßnahmen würde eine enge und intensive Betreuung benötigen, die 

jedoch mit dem derzeitigen Personalschlüssel so nicht umsetzbar seien.  

 

Dahin gehend ist es empfehlenswert, den Personal- und Betreuungsschlüssel entspre-
chend gemäß der Ergebnisse des Dialogprozess auszubauen, um den benannten Be-
darfen der Zielgruppe durch eine verbesserte Betreuungssituation gerecht zu werden.   
 

Psychische Erkrankungen von (jungen) Frauen und Müttern seien außerdem eine The-

matik, die in Teilen schlicht unberücksichtigt sei. Für manche Frauenhäuser gestaltete 

es sich aufgrund deren eigener Bedarfe schwierig, obdach- bzw. wohnungslose sowie 

psychisch erkrankte Frauen in ihre Frauenhäuser aufzunehmen, sodass auch hier ein 

deutlicher Bedarf an spezifischen Unterbringungs- und Betreuungs- bzw. Unterstüt-

zungskapazitäten vorherrscht.  

 

Es wird empfohlen, spezifische Betreuungs- und Unterstützungsangebote zu etablie-
ren, die sich explizit auf die Bedarfe von psychisch erkrankten Frauen und Mütter be-
ziehen, damit ihre spezifischen Bedarfe adäquat berücksichtigt werden können.  
 

Ein großes Problem liege darüber hinaus darin, dass besonders Frauen mit Behinde-

rungen keine adäquaten Wohnungen und/oder Plätze angeboten werden können, da 

es kaum barrierefreie Wohnungen gäbe bzw. diese nicht zur Verfügung gestellt wer-

den können. Zwar bemühen sich die Frauenhäuser um Anpassungen in der Kommu-

nikation, der baulichen Infrastruktur, der Bereitstellung von Hilfsmitteln und auch der 

Schulung und Weiterbildung von Mitarbeiter:innen mit Blick auf inklusive Kommuni-

kation, jedoch würden hier entsprechende Kapazitäten für diese Zielgruppen deutlich 

fehlen. 

 

Der weitere Ausbau möglichst barrierefreier, zumindest aber barrierearmer Strukturen 
sollte zukünftig stärker anvisiert und umgesetzt werden, um den Bedarfen von Gewalt 
betroffenen Frauen mit Behinderungen angemessen zu begegnen.  
 

Neben diesen zielgruppenspezifischen Mindeststandards benötige es aber Verbesse-

rungen in den allgemeinen Qualitätsstandards. Dies fange bei der Ausstattung der 
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Wohngelegenheiten, bspw. in Form von Wickelkommoden, Babybetten, Etagenbetten 

und anderen Dingen des alltäglichen Lebens wie in der Küchenausstattung an. Außer-

dem müsse ebenfalls auf die Instandhaltung der Wohnunterkünfte mit Blick auf die 

Größe und Privatsphäre pro Person geachtet werden. 

Letztlich sei die Personalsituation bei sämtlichen Frauenhäusern ebenfalls eine Thema-

tik, die optimiert werden müsse, um den Bedarfen und der Menge an Schutzsuchen-

den gerecht werden zu können: Es benötige einen erhöhten Personalschlüssel 

und/oder gleichzeitig einen Abbau des Bearbeitungsinhaltes, der neben der tatsächli-

chen Frauenhausarbeit anfiele.  

 

Beim Personal in den Frauenhäuser sollte darauf geachtet werden, dass sich dieses ins-
besondere die tatsächliche Frauenhausarbeit – also die bedarfsgerechte Betreuung der 
darin lebenden Frauen einschließlich ihrer Kinder – fokussiert und von verwaltungs-
technischen Aufgaben entbunden wird. Insofern empfiehlt es sich, zusätzliche Ressour-
cen für die Anstellung von Verwaltungspersonal bereitzustellen.    
 
Beratungsstellen  
 
Bei den Beratungsstellen69 stellte die hohe Arbeitsbelastung aufgrund steigender Nach-

frage bei gleichzeitigem Personalmangel einen wesentlichen Aspekt dar. Alle Bera-

tungsstellen, unabhängig von deren spezifischer Ausrichtung, betonen, dass perso-

nelle und/oder finanzielle und in Folge dessen auch zeitliche Ressourcen für die tat-

sächliche Beratungsleistung, aber auch für spezifische Anforderungen wie bspw. Kom-

munikationsmittel bei Sprachbarrieren nicht ausreichten. Als Folge dessen wurde ge-

zwungenermaßen in Erwägung gezogen, einzelne Angebote, das Ausmaß von Einzel-

beratungen oder spezifische Projekte der Beratungsstellen zu reduzieren oder abzu-

bauen.   

 

Dahin gehend empfiehlt es sich, die Angebote der bereits bestehenden Beratungsstel-
len weiterhin aufrechtzuerhalten und diese im Zuge der Fortschreibung des LAP finan-
ziell zu fördern, sodass die entsprechenden personellen und zeitlichen Ressourcen in 
den Beratungsstellen zu einer bedarfsgerechten Abdeckung führen.  
  

 

69  Aufgrund der zur Verfügung stehenden Datenbestände der Beratungsstellen mit Angaben zu Aspek-
ten wie Auslastung und Kapazitäten können dahin gehend keine quantifizierbaren Aussagen zur Be-
darfsabdeckung gemacht werden, was dazu führt, dass im Hinblick auf eine angemessenere Daten-
grundlage der Vorschlag seitens der Forschergruppe gemacht wird, auch hier ein standardisiertes 
Monitoring zu etablieren (vgl. Kapitel 5.3).     



 

 

 

 

 

Seite 143 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

b) Nach Gewaltformen  

 

Frauenhäuser 
 

❖ Digitale Gewalt 

Als eine besondere Herausforderung und Neuheit in den Frauenhäusern stellt im Be-

sonderen die digitale Gewalt und die damit einhergehenden Folgen für gewaltbe-

troffene Frauen und deren Kinder dar. Diese ist eine für die Frauenhäuser immer stärker 

aufkommende, zugleich aber auch sehr prominente Problematik,70 bspw. durch die 

Ortung von Endgeräten den aktuellen Standpunkt der Frauen ausfindig machen zu 

können. Des Weiteren sind aber auch ungewollte Bild- oder Videoaufnahmen von 

Frauen sowie die Erstellung von sog. Deepfakes – also von KI-generierten realistisch 

wirkenden Medieninhalten –, die unberechtigterweise gegen Frauen verwendet wer-

den, neue Aspekte von digitaler Gewalt.  

 

Hier empfiehlt es sich, Fortbildungen zu sämtlichen Aspekten der digitalen Gewalt auf-
seiten der Mitarbeiter:innen zeitnah verstärkt zu forcieren. Dies schließt außerdem 
technische Sicherheitsvorkehrungen beim Einzug bzw. beim Verbleib im Frauenhaus 
mit ein.  
 

❖ Stalking/Nachstellung 

Damit zusammenhängend steht auch die Gewaltform des Stalkings bzw. der Nach-

stellung im Zentrum, die immer häufiger auch im digitalen Raum existiert. Diese Form 

der Gewalt kam in den Jahres- und Sachberichten der Frauenhäuser, aber auch in de-

nen der Beratungsstellen kaum zur Sprache, weswegen auch keine Daten dazu ausge-

wertet worden sind. Vor diesem Hintergrund sowie den Erkenntnissen aus den Polizei-

statistiken zu diesem Straftatbestand zeigt sich eine Diskrepanz, die mit Blick auf die 

Unterbringung in Schutzhäusern sowie die Beratung in den etwaigen Stellen behoben 

werden sollte. 

 

Es empfiehlt sich in Bezug auf Stalking/Nachstellung, diese stärker in den Blick zu neh-
men und die Fachkräfte in den Frauenhäusern explizit zum Umgang mit dieser Ge-
waltform – auch in Bezug auf den digitalen Raum – weiterzubilden.    

 

❖ Häusliche Gewalt (innerfamiliäre und partnerschaftliche Gewalt) 

Eine weitere Problematik sei in diesem Kontext die Handhabung der innerfamiliären 

bzw. partnerschaftlichen Gewalt in Bezug auf den Umgang von gewalttätigen Vätern 

 

70  In diesem Kontext sei auf die aktuelle Berichterstattung in den Medien und die Forderung nach 
verstärkten Gesetzesinitiativen hinsichtlich des Schutzes vor digitaler Gewalt hingewiesen.   
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mit den Kindern der im Frauenhaus untergebrachten Frauen. Durch die gesetzliche 

Verankerung des Rechts des Vaters käme es aufgrund der Inanspruchnahme, dem Ein-

schalten von Anwält:innen und den häufig nicht ausgesetzten Umgängen der Väter 

mit ihren Kindern aufgrund behördlicher Routinen, wie die des Jugendamtes, zu sehr 

hohen psychischen Belastungen auf Seiten der Frauen.  

 
Dahin gehend wäre es empfehlenswert, die Datenerfassung in den Frauenhäusern so 
zu ergänzen, dass psychische Belastungen von Frauen zu dokumentieren und somit 
die Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen zu eruieren.  
Des Weiteren wäre eine stärkere Schulung und Sensibilisierung von Fachkräften in den 
unterschiedlichen Ämtern und Behörden notwendig, um gerade in diesem Zusam-
menhang die Belange des Gewaltschutzes voranzutreiben. Dahin gehend könnten z. 
B. tiefergehende Fortbildungen für das Fachpersonal von Jugendämtern geeignete 
Maßnahmen darstellen. Diese könnten sich außerdem ebenfalls an Richter:innen sowie 
Anwält:innen zu Partnerschaftsgewalt und dem Kindeswohl richten.  
 
Denkbar wäre zusätzlich, eine individuelle Risikobewertung für sämtliche gewalttätige 
Väter einzuführen, die insbesondere Umgangsrechte geltend machen möchten. In die-
sem Zusammenhang wäre auch die Umsetzung eines möglichst eingeschränkten Um-
gangs für gewalttätige Väter in Betracht zu ziehen, die von geschultem Fachpersonal 
begleitet oder in Übergangszentren – wie sie z. B. in Nürnberg etabliert wurden – 
betreut werden.       

 

c) Nach regionaler Verteilung  

 

Bei der Evaluation der Frauenhäuser sowie auch der Beratungsstellen zeigte sich, dass 

deren geografische Präsenz deutlich verstärkt in der Stadtgemeinde Bremen als in Bre-

merhaven. Während in Bremen mit dem Frauenhaus Nord, dem Frauenhaus der AWO 

und dem Autonomen Frauenhaus Bremen drei der vier betrachteten Frauenhäuser 

ortsansässig sind, stellt die GISBU das einzige in Bremerhaven dar, welches neben dem 

Frauenhaus ebenfalls über eine angeschlossene Beratungsstelle verfügt.  

Im Hinblick auf eine regional bedarfsgerechte Verteilung der Plätze in den Frauenhäu-

sern in Bremen und Bremerhaven zeigt sich, dass diese in Bezug auf die zu bereitstel-

lenden Plätze gemäß dem erforderlichen Sollzustand laut IK noch nicht vollumfänglich 

erreicht wurde.  

 
Dahin gehend ist zu empfehlen, diese Kapazitäten in der Stadtgemeinde Bremerhaven 
entsprechend zu erhöhen und die regionale Verteilung so anzupassen, da dort nach 
wie vor eine Unterversorgung besteht.  
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Eine ähnliche Lagerung zeigt sich auch bei den betrachteten Beratungsstellen. So sind 

von allen betrachteten Beratungsstellen, gleich welcher zielgruppenspezifischer Aus-

richtung, lediglich MARIE als Beratungsstelle für Sexarbeiter:innen in Bremerhaven an-

gesiedelt. Die BBMeZ betreibt zwar eine Außenstelle in Bremerhaven, die jedoch laut 

Eigenangaben des Trägers lediglich montags in einem entsprechenden Zeitfenster ge-

öffnet ist, was dazu führt, dass man davon ausgehen kann, dass den Bedarfen derjeni-

gen Frauen, die von Menschenhandel und Zwangsprostitution betroffen sind, zumin-

dest bislang nicht adäquat Rechnung getragen werden. Damit sind lediglich zwei der 

insgesamt sieben betrachteten Beratungsstellen – abseits der Beratungsleistungen, die 

von den Frauenhäusern selbst angeboten werden – in Bremerhaven71 angesiedelt. 

 
Empfehlenswert wären dahin gehend die Ausweitung des Angebotes an spezialisierten 
Beratungsstellen in der Stadtgemeinde Bremerhaven sowie die Ausdehnung der Öff-
nungszeiten der bislang vorhandenen Beratungsstellen, damit u. a. eine verbesserte 
Erreichbarkeit gewährleistet wird – insbesondere für Frauen, die von Menschenhandel 
und Zwangsprostitution betroffen sind.   
 

Grundsätzlich gilt es, hinsichtlich der Stadtgemeinde Bremerhaven darauf hinzuwei-

sen, dass sich die derzeitige allgemeine Haushaltslage den Befragten zufolge eher kont-

raproduktiv auf die Maßnahmen des Gewaltschutzes auswirke, sodass in diesem Zu-

sammenhang einerseits die Arbeit in den Frauenhäusern und Fachberatungsstellen 

durchaus erschwert wird und andererseits zu dem Umstand führt, dass die Bedarfe von 

Gewaltbetroffenen nicht in einem angemessenen Umfang berücksichtigt werden. In-

sofern führt die Diskrepanz bei den Angeboten und der entsprechenden Bedarfsde-

ckung zu Ungleichheiten in der Inanspruchnahme der Hilfs- und Schutzangebote auf-

seiten der Gewaltbetroffenen. 

 
Empfehlenswert wäre hierbei, die finanziellen Mittel zu sichern und administrative Her-
ausforderungen so abzubauen, um Gleichheit und Effektivität bei der Inanspruch-
nahme der bestehenden Angebote zu gewährleisten.  
 

In Kontext der GSA als „best-practice“-Beispiel muss weiterhin konstatiert werden, dass 

zwar eine GSA in Bremerhaven im Klinikum Bremerhaven-Reinkenheide etabliert 

wurde, diese jedoch im Vergleich zu der im Klinikum Bremen-Mitte institutionalisierten 

GSA kein ärztliches Personal, welches darauf spezialisiert ist, eine rechtsmedizinische 

Begutachtung bzw. Dokumentation durchzuführen, vorhält. Dahin gehend wird auf 

 

71  In diesem Zusammenhang sei nochmals auf die Ergebnisse der Evaluationsstudie zur Bedarfsabde-
ckung durch die Beratungsstellen in der Stadtgemeinde Bremerhaven verwiesen (vgl. Kotlenga 
2024). 
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die Optionen verwiesen, dass sich Betroffene entweder an die GSA im Klinikum Bre-

men-Mitte hinwenden oder, falls es ihnen aus bestimmten Gründen nicht möglich sei, 

die GSA aufzusuchen, ggf. den „Mobilen Dienst“, anfordern könnten. Im Hinblick auf 

die regionale Verteilung des Angebots der GSA stellt sich die konkrete Bedarfsdeckung 

für Gewaltbetroffene insofern fraglich dar – es bleibt insofern dahin gehend bei einer 

Lücke, die jedoch aufgrund der Datenlage nicht im Detail quantifiziert werden kann  

 
Dennoch können dahin gehend Empfehlungen abgeleitet werden: So empfiehlt es 
sich, fachlich spezialisiertes Personal in der Stadtgemeinde Bremerhaven aufzubauen 
und den bereits bestehenden „Mobilen Dienst“ besser zu nutzen bzw. diesen bedarfs-
gerecht zu erweitern, um die regionale Lücken hinsichtlich der Versorgung zu schlie-
ßen.  
 

Da Bremen-Nord geografisch von der eigentlichen Bremer Kernstadt weiter entfernt 

liegt und sich die dortige Anbindung an den ÖPNV teilweise schwierig gestaltet, geht 

damit ebenfalls einher, dass Frauen und Kinder bzw. Jugendliche, die Beratungsstellen 

aufsuchen, welche sich in der Innenstadt befinden, diese eher schlechter erreichen 

können, was dazu führt, dass ebenfalls in diesem Zusammenhang die bislang beste-

hende regionale Verteilung der Angebote nicht adäquat die Bedarfe der Gewaltbe-

troffenen in Bremen-Nord berücksichtigt. 

 
Hieraus lässt sich die Empfehlung ableiten, städtische Randlagen stärker bei der Pla-
nung von Standorten der Beratungsstellen zu berücksichtigen, so z. B. durch die Insti-
tutionalisierung zusätzlicher Außenstellen oder die Etablierung mobiler Angebote, die 
möglichst niedrigschwellig wahrgenommen werden können.  
 

5.2 Optimierung der institutionsübergreifenden Kooperation  

 

Als weiterer Bestandteil der Handlungsempfehlungen werden nachfolgend jene the-

matisiert, die sich explizit auf die weitergehende Verbesserung der institutionenüber-

greifenden Zusammenarbeit beziehen. 

  

❖ Stärkung des Formats „Dialogprozess“ 

Das Format des Dialogprozesses stellte ein abgegrenztes Projekt dar, welches das Ziel 

verfolgte, die Ist-Situation in den Frauenhäusern ausführlicher in den Blick zu nehmen. 

Hinsichtlich dessen Wirksamkeit muss konstatiert werden, dass es hinter seinen Mög-

lichkeiten zurückblieb. Die unterschiedliche Trägerschaft der einzelnen Frauenhäuser 

führt u. a. zu einer diversen Wahrnehmung relevanter Aspekte, wie bspw. der Umgang 

mit Kapazitätsengpässen und mangelnden finanziellen sowie personellen Ressourcen, 

sodass in diesem Zusammenhang weitere Räume für einen gemeinsamen Austausch 
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initiiert werden sollten, in denen über solche Aspekte transparent und ergebnisoffen 

gesprochen werden kann – insofern wäre eine Fortführung bzw. Wiederaufnahme des 

Formats durchaus sinnvoll. Eine stärkere Beteiligung von Akteur:innen auf behördlicher 

Seite in den beiden Stadtgemeinden wäre in diesem Zusammenhang wünschenswert, 

um durch Maßnahmen der strukturellen Optimierung eine bessere Zusammenarbeit 

zwischen den Frauenhäusern in Bremen und Bremerhaven zu ermöglichen.  

 

Das Format des Dialogprozesses sollte wieder aufgesetzt werden und somit eine stär-
kere Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen den Frauenhäusern in den beiden 
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ermöglicht werden. Eine Initiierung durch 
den die senatorische Behörde könnte in diesem Zusammenhang sinnvoll sein.   
 

❖ Stärkere Kooperation zwischen den Fachberatungsstellen       

Bisherige Kooperationen zwischen den Anlauf- und Beratungsstellen im Hilfe- und 

Schutzsystem sollten dahin gehend verstärkt werden, sodass eine potenzielle Verweis-

beratung zu anderen Einrichtungen erleichtert wird, um den Bedarfen und Belangen 

der schutzsuchenden Frauen und Mädchen besser begegnen zu können. Da sich ge-

rade für Angehörige aus vulnerablen Gruppen der niedrigschwellige Zugang zu Bera-

tungs- und Hilfsangeboten weiterhin herausfordernd gestaltet, könnte eine verstärkt 

zielgerichtete Zusammenarbeit zwischen den Beratungsstellen einerseits untereinan-

der, andererseits darüber hinaus mit speziellen Vereinen, die weitergehende Bera-

tungs- und Unterstützungsleistungen anbieten, wertvoll sein – hier wäre die Institutio-

nalisierung entsprechender Austauschformate denkbar. Im Rahmen dieser könnte dis-

kutiert werden, wie eine zielgerichtete Koordination der bestehenden Hilfeleistungen 

ermöglicht werden könnte. Darüber hinaus gelänge es bspw. durch die engere Zu-

sammenarbeit, Stigmatisierungen und Vorurteile gegenüber Frauen und Mädchen, die 

einem anderen Kulturkreis entstammen und von Gewalt betroffen sind, abzubauen. 

 

Eine stärkere Vernetzung und Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Anlauf- und 
Beratungsstellen könnte in einem ähnlichen Format – wie dem des Dialogprozesses bei 
den Frauenhäusern – zielführend sein, um Synergien des bereits bestehenden Ange-
bots zu nutzen und dieses zukünftig weiter den Bedarfen der Zielgruppe entsprechend 
weiter zu entwickeln.   
 

❖ Ausbau der Vernetzung mit Behörden und interdisziplinärer Netzwerke 

Der Ausbau einer tiefergehenden Vernetzung an den Schnittstellen zwischen den je-

weiligen Einrichtungen und den zuständigen Behörden sollte nochmals stärker forciert 

werden. Ebenfalls im Hinblick auf die Kooperation und Vernetzung mit den Justizbe-

hörden ergeben sich Handlungsbedarfe, so z. B. der Austausch zu Fragen des Hand-
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lings mit den umgangsrechtlichen Aspekten und den sich hieraus ergebenden Konse-

quenzen für den Gewaltschutz von Frauen und Kindern. IN diesem Zusammenhang 

gilt es außerdem, relevante Netzwerke im Hilfe- und Unterstützungssystem auszu-

bauen bzw. zu bedienen, damit der interdisziplinäre Blick auf sämtliche Belange des 

Gewaltschutzes gegeben ist. 

 

Bereits vorhandene Schnittstellen in der Kommunikation zwischen Beratungsstellen, 
Frauenhäusern, den zuständen Ämtern sowie den Justiz- und Polizeibehörden sollten 
weiterhin genutzt werden. Diese Kommunikation sollte darüber hinaus ausgebaut wer-
den, um eine stärkere Sensibilität einerseits und andererseits die jeweilige Perspektive 
der betreffenden Institution transparent zu machen. Als mögliches Format hierfür 
könnten die ressortübergreifenden Arbeitsgruppen dienen.  
 

❖ Stärkere Sensibilisierung von Akteur:innen durch Qualifizierung 

Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Akteur:innen in unterschiedlichen Institutio-

nen und Einrichtungen sollten weiterhin bereitgestellt und dementsprechend geför-

dert werden, um den Belangen des Gewaltschutzes gerecht zu werden – gerade in 

Bezug auf die Bedarfe und Belange von Frauen und Mädchen aus vulnerablen Grup-

pen. In diesem Zusammenhang scheint die Sensibilisierung von Akteur:innen weiter-

hin noch unzureichend zu sein – insofern könnten zusätzlich angebotene Schulungen 

dazu beitragen, eine Sensibilisierung in zunehmendem Maße zu realisieren.  

 

Es empfiehlt sich dahin gehend, weiterhin Ressourcen für gewaltspezifische Fortbildun-
gen und Schulungen der Mitarbeiter:innen unterschiedlicher Institutionen aufzubrin-
gen und ihnen die Möglichkeit zu geben, an solchen teilzunehmen.   
 

❖ Kooperationen von Einrichtungen in und zwischen den Stadtgemeinden  

Im Allgemeinen sollte zwischen den Einrichtungen des Hilfe- und Schutzsystems die 

Kooperation und Vernetzung in Bremen und Bremerhaven stärker anvisiert werden. 

Bislang agieren die verschiedenen Akteur:innen zumeist noch für sich – eine stärkere, 

übergreifende Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen in beiden Stadtgemein-

den würde sich in Bezug auf die Belange des Gewaltschutzes positiv auswirken, da man 

z. B. Synergien nutzen könnte.  

 

Um die Bedarfe der von Gewalt betroffenen Frauen und Kinder im gesamten Bundes-
land Bremen adäquat zu adressieren, ist es unerlässlich, eine tiefergehende Vernetzung 
und Zusammenarbeit aller Akteur:innen im Hilfe- und Unterstützungssystem beider 
Stadtgemeinden zu forcieren. Insofern empfiehlt es sich, standortübergreifende Ver-
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netzungstreffen zu organisieren, an denen sich die Beteiligten in einem vertrauensvol-
len Rahmen zu den aktuellen Belangen des Gewaltschutzes und der Entwicklung des 
bestehenden Angebots austauschen können.  
 

5.3 Etablierung eines Monitoring-Systems 

 

Ein zentrales Ergebnis der Evaluationsstudie ist im Hinblick auf eine bedarfsgerechte 

Kapazitätsplanung in der Etablierung eines vollumfänglichen Monitoring-Systems – so-

wohl für Frauenhäuser, als auch für die Beratungsstellen – zu sehen, damit insbeson-

dere die Erfordernisse der IK und des ab dem Jahr 2032 geltenden GewHG adäquat 

Rechnung getragen werden kann. Für die Realisierung einer entsprechenden bedarfs-

gerechten Kapazitätsplanung benötigt es im Besonderen eine frauenhaus- und bera-

tungsstellenübergreifende einheitliche und standardisierte Datenerfassung, die zu ei-

ner entsprechenden Datenlage führt, die wiederum als Fundament für die bedarfsge-

rechte Kapazitätsplanung herangezogen werden kann.  

 

Im Folgenden werden für die jeweiligen Institutionen des bremischen Hilfe- und 

Schutzsystems wesentliche Aspekte im Kontext der Etablierung eines Monitoring-Sys-

tems näher erörtert – zunächst für die Frauenhäuser, sodann für die Beratungsstellen.          

 

Frauenhäuser 
 
Hinsichtlich der Etablierung eines angemessenen Monitoring-Systems werden hier v.a. 

die Erkenntnisse aus der quantitativen Datenauswertung als Ausgangslage herangezo-

gen.  

Wie im vierten Kapitel im Rahmen der jeweiligen Datendarstellung angemerkt wurde, 

zeigte sich in der Erfassung der verschiedensten Daten – besonders jener aus den Frau-

enhäusern – die Herausforderung, etwaige Merkmale im Zeitverlauf innerhalb, aber 

auch zwischen den Einrichtungen einem sinnvollen Vergleich zu unterziehen.  

Hier wäre es für die Zukunft eines vergleichbaren und erkenntnisreichen Monitoring-

Systems von Bedeutung, die etwaigen relevanten Merkmale der Bewohner:innen ein-

schließlich ihrer Kinder in den Frauenhäusern sowie aber auch weitere, interne Maß-

zahlen systematisierter und v. a. vergleichbar, d. h. standardisiert zu erfassen. 

 

In diesem Zusammenhang sollten daher mit Blick auf die tägliche Arbeit folgende As-

pekte für das entsprechende Berichtsjahr einheitlich erfasst werden:  

 

❖ Anzahl der Neuaufnahmen von Frauen (und Kindern), 

 

❖ Anzahl der verbliebenen Frauen (und Kinder) über den Jahreswechsel hinweg, 
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❖ Anzahl der Mütter (hinsichtlich Neuaufnahmen und während des Jahres) 

• Anzahl der mit aufgenommenen Kindern sowie 

 

❖ Anzahl der Nicht-Mütter. 

 

Diese Zahlen waren zwar teilweise in den Jahres- und Sachberichten vorhanden, je-

doch zum großen Teil weder systematisiert oder anderweitig ermittelbar. Eine von 

Grund auf standardisierte Erfassung dieser Zahlen könnte zukünftige Evaluationen und 

Monitoringmaßnahmen in Bezug auf die Untersuchung von Bedarfen der Ziel- und 

Personengruppen erleichtern.  

  

Dies sollte zudem auf Aufnahmegründe und die Soziodemografie der Frauen und Kin-

der übertragen werden. In diesem Kontext sollten für alle Frauenhäuser dieselben Ka-

tegorien der Aufnahmeanlässe erfasst werden, also bspw.: 

 

❖ Partnerschaftsgewalt (körperlich), 

❖ Partnerschaftsgewalt (psychisch), 

❖ Innerfamiliäre Gewalt (körperlich), 

❖ Innerfamiliäre Gewalt (psychisch) 

❖ Digitale Gewalt, 

❖ Zwangsprostitution, 

❖ Menschenhandel, 

❖ Zwangsverheiratung, 

❖ Obdachlosigkeit und 

❖ Wohnungslosigkeit. 

 

Vor dem Hintergrund einer möglichst adäquaten Erfassung der soziodemografischen 

Merkmale benötigt es für ein angemessenes Monitoring von Bedarfen der Zielgruppen 

in den Schutzhäusern ebenfalls eine einheitliche Erfassung der Alterskategorien, der 

Staatsangehörigkeit, der vorherigen Wohnorte sowie dem Sozialleistungsempfang der 

Bewohner:innen.  

 

❖ Alter der Frauen und Kinder sowie deren Geschlecht 

Hier wäre es vorteilhaft, wenn in den Jahres- und Sachberichten dieselben Alterskate-

gorien genutzt würden, um zwischen den Frauenhäusern etwaige Gemeinsamkeiten 

und/oder Unterschiede in der Altersverteilung der Schutzsuchenden herausarbeiten zu 

können. 
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In diesem Zusammenhang wäre es zielführend, das Geschlecht der Kinder mit zu er-

fassen. Dies wurde bislang lediglich von einem der Frauenhäuer dargelegt, könnte je-

doch – vor dem Hintergrund der Altersgrenzen bei der Aufnahme männlicher Kinder 

in Kombination mit bspw. der Ausweisung von Ablehnungen – wertvolle Informatio-

nen liefern, ob z. B. Frauen mit älteren Söhnen möglicherweise Bedarfe haben, die 

aufgrund dieser Regelungen nicht erfüllt werden können und sich hiermit eine struk-

turelle Lücke aufweise. 

 

❖ Staatsangehörigkeiten der Frauen und Kinder 

Auch hier gilt, dass es erkenntnisreich wäre, die einzelnen Herkunftsländer pro Jahr zu 

erfassen und nicht ausschließlich die Anzahl der verschiedenen Nationalitäten (wie 

bspw. „26 Nationalitäten“) oder eine Listung der groben Regionen (z. B. „Lateiname-

rika“ oder „afrikanische Länder“).    

 

❖ Vorherige Wohnorte 

Mit Blick auf etwaige Bedarfe von Frauen und Kindern in beiden Stadtgemeinden Bre-

men und Bremerhaven scheint auch die grundsätzliche Erfassung, aus welchen Bun-

desländern die Frauen und Kinder kommen, bedeutsam zu sein. Hierdurch könnte 

nicht nur eruiert werden, wie groß die Bedarfe von Frauen und Kindern in Bremen und 

Bremerhaven sind, sondern auch, inwiefern die Frauenhäuser in Bremen und Bremer-

haven etwaige Bedarfe anderer Bundesländer auffangen. Gleichzeitig unterstreicht es 

die etwaige Bedrohungslagen von Frauen, die bspw. aus Sicherheitsgründen in andere 

Bundesländer ziehen, um so der Gewalt oder Kontrolle von etwaigen Partnern zu ent-

gehen.  

 

❖ Sozialleistungsempfang der Frauen 

Insbesondere dieses Merkmal wurde in Teilen erfasst, jedoch ebenfalls nicht in ver-

gleichbarer Form. Auch hier könnte es zukünftig vorteilhaft sein, die verschiedenen 

und häufigsten beanspruchten Sozialleistungen vergleichbar zu erfassen. Hieraus erge-

ben sich weiterführende Hinweise und Informationen zu sozioökonomischen Merkma-

len der Frauen. Besonders mit Blick auf die Vulnerabilität von Frauen mit Asylhinter-

grund könnte dauerhaft besser evaluiert werden, wie etwaige aufenthaltsrechtliche 

Umstände die Suche nach Eigenständigkeit und Schutz der betroffenen Frauen er-

schweren.  

 

Abseits der soziodemografischen Merkmale ergeben sich mit Blick auf die innerorga-

nisationale Struktur der Frauenhäuser ebenfalls mögliche Optimierungen im Monito-

ring-Bereich. Diese betreffen die Ausweisung der verfügbaren Platzzahlen, die Berech-

nungsweise der Belegungstage, die Anzahl der Abweisungen, die Etablierung einer 

Warteliste und die Aufenthaltsdauer der Frauen einschließlich ihrer Kinder.  



 

 

 

 

  

Seite 152 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

❖ Verfügbare Platzzahlen  

Es wurde aus den Sach- und Jahresberichten nicht klar ersichtlich, wie viele individuelle 

Plätze in den Frauenhäusern für Frauen und Kinder grundsätzlich zur Verfügung stün-

den. Dieser Aspekt ist jedoch mit Blick auf die Machbarkeit in Teilen eingeschränkt, da 

gleiche Räumlichkeiten je nach Mutterschaft und Anzahl der Kinder mit unterschiedlich 

vielen Personen belegt werden können.  

 

❖ Belegungstage 

Hieran anschließend sollte jedoch zukünftig transparent gemacht werden, wie die Er-

fassung der Belegungstage berechnet wird. Dies war zwar teilweise aus den Berichten 

ersichtlich, jedoch gab es in einem Berichtsjahr eines Frauenhauses einen nicht erklär-

baren Ausreißer. Um solche datenbezogenen Schwierigkeiten bei der Auswertung in 

Zukunft zu vermeiden, kann es von Vorteil sein, diese Berechnungsweise in den Be-

richten zu erläutern und transparent zu gestalten.  

 

❖ Abweisungen  

Von Relevanz für ein Monitoring, welches im Besonderen die (fehlenden) Kapazitäten 

der Frauenhäuser aufzeigt und damit deren Verhandlungsposition in etwaigen kom-

munalpolitischen Auseinandersetzungen stärken würde, ist die konkrete Erfassung der 

Zahl der Abweisungen. Diese fehlen in den Sachberichten mit einer Ausnahme eines 

Jahres in Gänze und hätte für die hier vorliegende Evaluationsstudie einen besonderen 

Stellenwert für eine Argumentation für den Ausbau der Kapazitäten eingenommen.  

 

❖ Etablierung des Führens und Pflege einer Warteliste 

Damit einhergehend ist zu benennen, dass auch Angaben zu Frauen, die auf einen 

Platz im Frauenhaus warten, in den Sach- und Jahresberichten nicht ausgewiesen wur-

den. Auch dieses Merkmal ist neben dem der Abweisungszahlen von besonderer Be-

deutung, um (fehlende) Kapazitäten zukünftig realitätsnah und faktisch gesichert dar-

stellen zu können.  

 

❖ Aufenthaltsdauer der Frauen und Kinder 

Weiterhin wäre es, vor dem Hintergrund der Auslastung der Frauenhäuser von Vorteil, 

die Aufenthaltsdauern der Frauen und Kinder konsequent zu erfassen. Die Problematik 

während der Datenauswertung lag hierbei weniger in einer Diskrepanz zwischen et-

waigen Kategorien, sondern im Detailgrad der Erfassung. So wurden in dem einem 

Jahr lediglich die zwei häufigsten Kategorien ohne Angabe von Zahlen genannt, wäh-

rend sie im Jahr 2024 quantitativ und damit mit den Statistiken der anderen Frauen-

häuser vergleichbar wurden. Dies sollte dementsprechend so beibehalten werden.  
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❖ Auszugsort der Frauen 

Ein weiterer Aspekt, der für ein adäquates Monitoring-System der Frauenhäuser von 

Bedeutung ist, aber weniger mit der Soziodemografie und der Auslastung in Verbin-

dung steht, ist die Erfassung des Auszugsortes, wenn Frauen das Frauenhaus verlassen. 

Dies wurde bislang lediglich von zweien der vier Frauenhäuser erfasst, kann aber als 

ein Indikator gewertet werden, wenn es darum geht, zu erfassen, wie erfolgreich 

Frauen nach dem Frauenhaus in die Eigen- und Selbständigkeit entlassen werden, also 

bspw. in eine eigene Wohnung ziehen. 

 

Beratungsstellen 
 

Mögliche Empfehlungen dazu, wie ein Monitoring-System für die Beratungsstellen 

aussehen könnten, werden nachfolgend thematisiert.  

 

❖ Anzahl der Beratungs- bzw. Fallgespräche 

Auch hier ist der Aspekt der Homogenität der Kategorien von großer Bedeutung. Es 

wäre dahingehend sinnvoll, dass etwaige Beratungsstellen einheitlich erfassen, wie 

viele Beratungsgespräche geführt wurden oder Klient:innen sie beraten haben, d. h. 

sich für oder gegen die Erfassung von einzelnen insgesamten Gesprächen über alle 

Klient:innen hinweg oder von Fällen zu entscheiden. 

 

❖ Erfassung der Beratungsdauer 

Damit einhergehend erscheint es vor dem Hintergrund der Evaluierung der Auslastung 

aber auch der Intensität der Beratungen von Bedeutung, dass alle Beratungsstellen 

erfassen, wie lange einzelne Gespräche dauern – wenn die Gesprächsanzahl insgesamt 

erfasst wird – oder wie oft Gespräche je Fall stattfinden – falls sich für eine Erfassung 

der Fallzahlen bzw. Klient:innenzahl entschieden wird.  

 

❖ Beratungsanlässe 

Für eine faktisch gesicherte Beobachtung der inhaltlichen Bedarfe der Klient:innen in 

den Beratungsstellen hat die Erfassung der Beratungsanlässe ebenfalls einen hohen 

Stellenwert. Auch hier geht es in der Empfehlung weniger um die Etablierung dieser 

Erfassung selbst, sondern um eine gewisse Einheitlichkeit und quantitative Erfassung 

dieser Zahlen bei Beratungsstellen die vergleichbar sind. Das bedeutet, dass die Bera-

tungsanlässe der inhaltlich spezifischeren Stellen für vulnerable Gruppen oder konkrete 

Gewaltformen wie bspw. die BBMeZ, nicht vergleichbar sind mit der Beratungsweise 

der Frauenhäuser. Jedoch sollten zumindest die Beratungsstellen, die eine inhaltlich 

ähnliche Ausrichtung aufweisen, eine vergleichbare Statistik dahin gehend etablieren.  
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❖ Ablehnungen 

Analog zum Argument der Frauenhäuser ist auch hier von Relevanz, etwaige Ableh-

nungen von Beratungsleistungen quantitativ zu erfassen, um so faktisch gesichert et-

waige (fehlende) personelle, finanzielle oder andere Kapazitäten darlegen zu können.  

 

❖ Etablierung des Führens und Pflege einer Warteliste 

Damit einhergehend ist die Einführung bzw. statistische Erfassung der Klient:innen, die 

auf eine Beratung warten müssen, von hoher Bedeutung. Auch hier ließe sich damit 

ein Indikator dafür abbilden, wie sehr die Beratungsstellen in ihrer Arbeit ausgelastet 

sind.  

 

❖ Geschlecht der Klient:innen  

Ein weiterer Punkt, der zumindest einheitlich gehandhabt werden soll, ist die Erfassung 

des Geschlechts der Klient:innen. Je nach inhaltlicher Ausrichtung der Beratungsstelle 

wurde ersichtlich, dass viele der Beratungsangebote nicht ausschließlich Beratung für 

weibliche oder trans* oder queere, sondern auch für männliche Personen anbieten.  

Da dies für die dahinterliegenden Arbeitsfelder der Beratungsstellen von Bedeutung 

ist, bspw. mit Angehörigen, Freunden, Bekannten, oder Klienten von Sexarbeiter:innen 

zusammenzuarbeiten, um Frauen und Kinder bei ihrem Ausstieg aus ihren jeweiligen 

Gewaltsituationen zu unterstützen, soll hiervon nicht abgeraten werden. Jedoch 

könnte es vorteilhaft sein, hier ebenfalls eine Unterscheidung in der statistischen Erfas-

sung einzuführen.   

 

Wie auch bei den Frauenhäusern zeigten sich bei den Beratungsstellen ebenfalls Dis-

krepanzen in der Erfassung soziodemografischer Merkmale. 

 

❖ Erfassung des Alters der Klient:innen 

Analog hierzu könnte zumindest die gleichartige Erfassung des Alters der Klient:innen 

je nach Ausrichtung der Beratungsstelle etwaige Evaluationen und das Monitoring ver-

lässlicher machen. Das hieße, dass bspw. Beratungsstellen, die sich explizit an Mäd-

chen* und junge Frauen richten, dieselben Alterskategorien ausweisen.  

 

❖ Weitere soziodemografische Merkmale 

Jedoch soll auch hier einschränkend erwähnt werden, dass weitere Merkmale, wie sie 

herausstechend detailliert bspw. notruf e. V. erfasst hat, also Familienstand, Mutter-

schaft, Bildungsabschluss, Erwerbstätigkeit o. ä. aus Sicht eines Monitoring-Systems 

durchaus von Bedeutung wären, jedoch zeigen auch hier die Daten, dass – je nach 

Beratungsstelle – viele der Klient:innen auch dazu keine Angaben machen wollten oder 

diese, z. B.. aufgrund der angebotenen Anonymität der Beratungsleistung nicht erho-

ben werden konnten. Die Sinnhaftigkeit der Dokumentation dieser Merkmale ist daher 
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vor dem Hintergrund der ohnehin schon hohen Arbeitsbelastung durch Dokumenta-

tion und Bürokratie zumindest diskutabel.  
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6. Evaluationsdesigns für eine Bestandsanalyse präventiver Maßnahmen  

 

Wie bereits in Kapitel 2 angeführt wurde, oblag des der Forschergruppe ebenfalls, im 

Rahmen dieser Studie Evaluationsdesigns zu erarbeiten, die eine Bestandsanalyse zur 

Überprüfung präventiver Maßnahmen ermöglichen. Diese werden nachfolgend für die 

vom Auftraggeber in der Interessenbekundung vom April 2025 benannten Bereiche 

prägnant veranschaulicht. 

 

Bereich 1: Täterarbeit  

 

Ein potenzielles Evaluationsdesign sämtlicher Aspekte und Fragestellungen, die sich auf 

den Bereich der Täterarbeit beziehen, könnte – wie folgt dargelegt – aussehen. Als 

Grundlage hierfür bietet es sich an, eine Bestandsanalyse durchzuführen, die darauf 

abzielt, eine geeignete Stichprobe zu definieren, die für eine sorgfältige Evaluation un-

abdingbar ist.   

In diesem Zusammenhang ist es unerlässlich, auf die notwendigen Datenquellen und 

Informationsmaterialien entweder zugreifen zu können oder gemäß eines Forschungs-

auftrages selbst erheben zu können, um so eine möglichst breite und fundierte Daten-

basis zu erhalten, auf die sich letztlich die Evaluation stützt.  

 

In dieser Hinsicht wären u. a. zunächst nachfolgend benannte Datenquellen relevant:  

 

❖ Prozessdaten bzw. Prozesskennzahlen aus den bereits abgeschlossenen und lau-

fenden Täterarbeitsprogrammen,  

 

❖ Akten von bereits abgeschlossenen oder laufenden Fällen sowie 

 

❖ weitere Daten- und Literaturbestände, wie Sachberichte oder bereits durchge-

führte Studien zur Täterarbeit in Bremen.  

 

In Bezug auf das anvisierte Stichprobendesign müsste im Weiteren abgeklärt werden, 

  

❖ ob, und in welchem Rahmen eine zufallsbasierte Auswahl sowohl von Fallakten 

als auch von Teilnehmer:innen aus den bereits laufenden Täterarbeitsprogram-

men im Bundesland Bremen vorgenommen werden kann. 

 

❖ Ob und inwieweit die Durchführung qualitativer leitfadengestützter Interviews 

mit Vertreter:innen der Polizei und Justiz, der Sozialen Dienste der Justiz, von 
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Fachberatungsstellen sowie mit Vertreter:innen weiterer kooperierender Institu-

tionen (z. B. Einrichtungen der Familienhilfe) als ergänzende Datenbasis aufge-

nommen werden könnte. 

  

Auf der Basis dieser Vorüberlegungen zum grundlegenden Forschungsdesign könnte 

die Konzipierung des sowohl quantitativ, als auch qualitativ ausgerichteten Erhebungs-

instrumentariums erfolgen, welches im Rahmen einer Primärdatenerhebung zum Ein-

satz käme.  

 

❖ So könnten die oben benannten Prozessdaten bzw. Prozesskennzahlen bezüg-

lich Teilnahmequoten und Abbruchraten quantitativ ausgewertet werden, um 

standardisiert und anonyme Online-Befragungen der Teilnehmer:innen der Tä-

terarbeitsprogramme durchzuführen. 

 

❖ Die Heranziehung mittels Zufallsprinzip ausgewählter Fallakten von bereits ab-

geschlossenen oder laufenden Fällen könnte man einer qualitativen Dokumen-

tenanalyse unterziehen. 

 

❖ Sofern qualitative leitfadengestützte Interviews mit Vertreter:innen aus den obig 

benannten Institutionen und Einrichtungen als ergänzendes Datenmaterial als 

sinnvoll erachtet werden, könnte man diese in angemessener Anzahl und unter 

Berücksichtigung der institutionellen Zugehörigkeit entweder telefonisch oder 

digital durchführen.      

 

Die auf diese Weise durchzuführende Sekundäranalyse sowie die Berücksichtigung re-

levanter Aspekte im Zuge der Primärdatenerhebung mithilfe quantitativer und quali-

tativer Erhebungsinstrumente würde eine geeignete Grundlage für die vorgeschlagene 

Bestandsanalyse im Bereich Täterarbeit bieten. Darauf aufbauend könnten Handlungs-

empfehlungen für Politik und Praxis abgeleitet werden.      

 

Bereich 2: Aufsuchende Fachberatungsstelle 

 

Für die zielgerichtete Evaluation der „Aufsuchenden Fachberatungsstelle für von häus-

licher Gewalt und Gewalt gegen die eigene Person betroffene Kinder und Jugendliche“ 

wurde in Abstimmung mit dem Auftraggeber dem zuständigen Fachbereich bei der 

Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration (SASJI) der Freien Hansestadt 
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Bremen ein zusätzliches Angebot über die Durchführung einer gesonderten Evaluati-

onsstudie unterbreitet,72 welches folgende Ziele der angedachten Evaluation adres-

siert:  

 

❖ Ob die Zielgruppe mit dem Angebot der Aufsuchenden Fachberatungsstelle tat-

sächlich und zielgenau erreicht wird, 

 

❖ ob die eingesetzten Mittel und Maßnahmen zur Ansprache der Zielgruppe be-

darfsgerecht sind, 

 

❖ wie die bereits bestehenden Kooperationen – insbesondere mit dem Jugendamt 

und der Polizei – auswirken und wo ggf. Herausforderungen und Handlungsbe-

darfe noch bestehen und  

 

❖ welche Verbesserungsmöglichkeiten und Handlungsempfehlungen sich aus ei-

ner Mehrperspektiven-Betrachtung ableiten lassen (unter Einbezug von drei 

Ebenen: den Mitarbeiter:innen der oben genannten Fachberatungsstelle, den 

Kooperationspartner:innen sowie der Zielgruppe (Kinder und Jugendliche)). 

 

Um die benannten Ziele im Rahmen der Evaluation der Aufsuchenden Fachberatungs-

stelle adäquat umzusetzen, wird seitens des Auftragnehmers (IfeS) die Durchführung 

einer Bedarfsanalyse vorgeschlagen, die im Wesentlichen das nachfolgende For-

schungsdesign vorsieht: 

 

Neben der systematischen Literatur- und Sekundäranalyse zur Auswertung einschlägi-

ger Fachliteratur und Sachberichte der Aufsuchenden Fachberatungsstelle der letzten 

Jahre erfolgt eine quantitative Untersuchung der relevanten Datenbestände. Auf der 

Grundlage dieser vorausgehenden Arbeitsschritte erfolgt die Konzipierung des quali-

tativen Erhebungsinstrumentariums, die im Rahmen einer Primärdatenerhebung zum 

Einsatz kommen:  

 

❖ Dabei werden zum einen leitfadengestützte Interviews mit Expert:innen durch-

geführt, die bei der Aufsuchenden Fachberatungsstelle selbst tätig sind, aber 

auch mit Fachpersonal des Amtes für Soziale Dienste Bremen/Jugendamt – So-

zialdienst Junge Menschen –, des Referats für Junge Menschen in besonderen 

Lebenslagen sowie der örtlichen Polizeibehörden.  

 

72 Dieses wurde Ende Januar 2026 von den zuständigen senatorischen Behörden sowie dem Haushalts- 
und Finanzausschuss der Freien Hansestadt Bremen bewilligt, sodass die Durchführung der Evaluati-
onsstudie seitens des IfeS im April 2026 beginnen kann.  



 

 

 

 

 

Seite 159 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

 

❖ Angedacht ist außerdem, mit betroffenen Personen problemzentrierte Inter-

views zu führen, die vor dem Erreichen ihrer Volljährigkeit das Beratungs- und 

Unterstützungsangebot der Aufsuchenden Fachberatungsstelle beansprucht 

haben.73  

 

❖ Zudem werden Online-Fokusgruppendiskussionen mit Vertreter:innen ver-

schiedener Institutionen und Einrichtungen durchgeführt, z. B. mit Fachkräften 

des Kinderschutzbundes Bremen und Bremerhaven, von Freizeiteinrichtungen 

für Kinder und Jugendliche in Bremen und Bremerhaven in unterschiedlicher 

Trägerschaft. Ebenfalls ist anvisiert, Lehrkräfte an Schulen in Stadtbezirken, Ver-

treter:innen der Initiative Jugendhilfe Bremerhaven und der Interkulturellen Fa-

milienhilfe Bremerhaven in die Fokusgruppendiskussionen einzubeziehen.  

 

❖ Schließlich erfolgt im Rahmen eines angedachten Online-Workshops mit sämt-

lichen Akteur:innen eine gemeinsame Diskussion aller relevanten Aspekte, die 

im Zusammenhang mit der Fortführung des Beratungs- und Unterstützungs-

angebots der Aufsuchenden Fachberatungsstelle sowie deren zukünftiger Um-

setzung stehen. Dies betrifft u.a. die Frage nach der Institutionalisierung einer 

Außenstelle in der Stadtgemeinde Bremerhaven, in der die Bedarfe hierfür hoch 

zu sein scheinen.  

 

Seitens des Auftraggebers ist geplant, sämtliche Resultate der Evaluation in Form eines 

ausführlichen Forschungsberichts dem Auftraggeber bis zum Ende des Jahres 2026 

vorzulegen.     

 

Bereich 3: Gesundheitsberufe 

 

Für die Evaluation sämtlicher Aspekte und Fragen hinsichtlich des Themenfeldes Ge-

sundheitsberufe wird ebenfalls – wie auch für den Bereich 1: Täterarbeit – die Durch-

führung einer Bestandsanalyse vorgeschlagen, die darauf abzielt, eine geeignete Stich-

probe zu definieren, die für eine sorgfältige Evaluation unabdingbar ist.   

 

Neben einer ausführlichen Daten- und Literaturanalyse einschlägiger Datenbestände 

sowie der relevanten (Forschungs-)Literatur, so z. B. die „Bedarfsanalyse zur Prävention 

 

73  Im Angebot wurde dargelegt, weshalb die Befragung von minderjährigen Kindern und Jugendlichen 
im geplanten Erhebungszeitraum forschungsethisch mit Herausforderungen verbunden ist, die eine 
adäquate Umsetzung im Projektzeitraum erschweren. Deshalb wurde vom Auftragnehmer vorge-
schlagen, die Perspektive der Betroffenen auf diese Weise mit in die Evaluation aufzunehmen.     
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geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt“, könnte für eine entsprechende Stich-

probenziehung u. a. festgelegt werden, ob eine quantitative Erhebung, die mittels ei-

nes standardisierten Fragebogens unter Wahrung der Anonymität bei Teilnehmer:in-

nen von Schulungen durchgeführt wird, Erkenntnisse im Umgang mit geschlechtsspe-

zifische Gewalt im Arbeits- und Berufskontext sowie zu Veränderungen im Wissen so-

wie zur Haltung liefern kann.  

 

Hierauf aufbauend könnten im Weiteren problemzentrierte Interviews mit den von Ge-

walt im Arbeits- und Berufskontext betroffenen Fachkräfte durchgeführt werden, um 

tiefergehende Erkenntnisse darüber zu sammeln, wie diese im Berufsumfeld mit der 

erlebten Gewalt umgehen und welche Strategien sie hierfür entwickeln bzw. entwi-

ckelt haben.   

 

Auf dieser Grundlage könnten entsprechend Analyseschwerpunkte, wie Praxisrelevanz, 

Wirksamkeit oder strukturelle Defizite, definiert werden, anhand derer wiederum für 

die ausgewählten und in Betracht zu ziehenden Maßnahmen angemessene und ge-

eignete Evaluationsfragen entwickelt werden können, die im Rahmen einer Evaluation 

ausführlich behandelt werden.  
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7. Schlussbetrachtung  
 

Im ersten bremischen „Landesaktionsplan – Istanbul Konvention umsetzen. Frauen 

und Kinder vor Gewalt schützen“ werden bereits konkrete Maßnahmen und Zielstel-

lungen in den Bereichen Schutz und Unterstützung sowie Prävention thematisiert, die 

seit dem Inkrafttreten des LAP im Jahr 2022 sukzessive umgesetzt und im Weiteren 

ebenfalls ausgebaut wurden.  

 

Im Rahmen der vorliegenden Evaluationsstudie erfuhren in Form einer Bedarfsanalyse 

des Soll-/Ist-Zustands insbesondere die Maßnahmen und Zielstellungen im Bereich 

„Schutz und Unterstützung“ der dem LAP zugrunde liegenden IK eine ausführliche 

Betrachtung und Analyse.  

 

Es zeigt sich grundlegend auf, dass eine bislang erfolgreiche Umsetzung zahlreicher 

Maßnahmen und Zielstellungen, die im Rahmen des LAP in den Bereichen Schutz und 

Unterstützung, festgehalten wurden, gelang.  

Nicht nur, dass die Belange des Gewaltschutzes durch die einzelnen Maßnahmen zu 

einer besseren Beratungs- und Versorgungslage für von Gewalt betroffene Frauen und 

Kinder geführt haben, sie sind ebenso maßgeblich dafür, dass es zu einer tiefergehen-

den Sensibilität aufseiten der Akteur:innen in Bezug auf den Gewaltschutz gekommen 

ist.  

 

Als Einzelmaßnahme ist dahin gehend im Besonderen die Institutionalisierung der GSA 

hervorzuheben – sie gilt als großer Erfolg und gleichermaßen als „best-practice-Bei-

spiel“ in Belangen des Gewaltschutzes. In diesem Kontext ist es kaum verwunderlich, 

dass eine solche Ambulanz auch in der Stadtgemeinde Bremerhaven eingerichtet wer-

den sollte – die Bedarfe hierfür sind vorhanden.   

 

In Bezug auf potenzielle Handlungsbedarfe lassen sich v. a. auf die Aspekte der 

 

❖ bedarfsgerechten Kapazitätsplanung in den Frauenhäusern und Beratungsstel-

len,  

 

❖ Optimierung der institutionsübergreifenden Zusammenarbeit sowie  

 

❖ der Etablierung eines umfänglichen Monitoringsystems  

 

identifizieren.  
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Die Erkenntnisse der Evaluation legen nahe, dass die wesentlichen Einrichtungen des 

Hilfe- und Schutzsystems in beiden Stadtgemeinden in Bezug auf die bedarfsgerechte 

Kapazitätsplanung – seit der Etablierung des LAP – zwar bereits Fortschritte hinsichtlich 

der Bereitstellung von entsprechenden Kapazitäten in den jeweiligen Frauenhäusern 

und Beratungsstellen erzielen konnten, diese jedoch bei Weitem noch nicht ausrei-

chen, um die gegenwärtige Nachfrage und Bedarfslage der von Gewalt betroffenen 

Frauen und Kindern nach entsprechenden Hilfe- und Schutzangeboten nachzukom-

men. Derzeit gestaltet es sich für Frauen und Kinder, die auf etwaige Unterstützungs-

leistungen angewiesen sind, nach wie vor schwierig, diese, so z. B. in Form eines Plat-

zes im Frauenhaus, zeitnah auch zu erhalten. Hierfür ist im Wesentlichen maßgeblich, 

dass die Nachfrage nach solchen Angeboten stets die Kapazitäten in den jeweiligen 

Frauenhäusern übersteigt, was mitunter v. a. daran liegt, dass der zur Verfügung ste-

hende Wohnraum nicht ausreicht. Damit geht einher, dass es sich explizit für Frauen 

und Kinder, die einen Aufenthalt im Frauenhaus aufweisen – im Vergleich zu anderen 

Bevölkerungsgruppen – ungleich schwieriger gestaltet, auf dem (freien) Wohnungs-

markt eine entsprechende Unterkunft zu finden.  

Insofern ist es bereits begrüßenswert, dass in der Stadtgemeinde Bremen eine Koope-

ration zwischen Frauenhäusern, der zentralen Fachstelle Wohnen (ZFW) und großen 

Wohnungsbaugesellschaften (u. a. GEWOBA und BREBAU) aufgebaut wird. Hiermit 

wird das Ziel verfolgt, die Übergänge aus den Frauenhäusern in eigenen Wohnraum 

und wohnraumbedingte Verbleibe in Frauenhäusern zu vermeiden.74 Diese struktu-

rierte Vernetzung von Unterstützungs- und Wohnungsmarktakteur:innen sollte aus 

Sicht der Forschungsgruppe weiterhin fortgeführt werden, damit die Übergänge be-

schleunigt und ein nachhaltiger Zugang zum eigenen Wohnraum ermöglicht wird. 

 

Von Kapazitätsengpässen, die sich aus – ähnlich wie bei den Frauenhäusern – einer im 

Allgemeinen vorzufindenden Ressourcenlage hinsichtlich finanzieller Mittel speist, sind 

ebenfalls weitestgehend die unterschiedlichen Beratungsstellen betroffen. In diesem 

Kontext fällt durchaus ins Auge, dass die den Einrichtungen zur Verfügung stehenden 

Mittel umso knapper werden, je spezifischer deren Schwerpunkt ausgerichtet ist. So 

sind bspw. in Beratungsstellen, die sich an Frauen und Mädchen, die von Genitalver-

stümmelung oder Zwangsprostitution betroffen sind, überwiegend ehramtliche 

Frauen tätig.  

Dahin gehend wird ersichtlich, dass eine bedarfsgerechte Planung der Kapazitäten der 

Einrichtungen im bremischen Hilfe- und Schutzsystems noch stärker fokussiert werden 

müsse – nicht nur, aufgrund der derzeit vorherrschenden Nachfrage und Bedarfslage, 

 

74  An dieser Stelle soll z. B. auf die „Second-Stage“-Projekte in Bayern verwiesen sein.  
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sondern insbesondere auch hinsichtlich des Rechtsanspruchs auf Beratungs- und Un-

terstützungsleistungen nach dem GewHG, dass zum 1. Januar 2032 in Kraft treten 

wird.  

 

Was die weiteren Planungen von Kapazitäten angeht, so liegt es nahe, den bereits 

angesprochenen Rechtsanspruch, der im GewHG formuliert ist, bei der weiteren Fort-

schreibung und Entwicklung des (bisherigen) LAP tiefergehend zu berücksichtigen, so-

dass die Umsetzung des Rechtsanspruchs in der Praxis gelingt. Dies gilt umso mehr bei 

der Betrachtung der Nachfrage und Bedarfslage in der Stadtgemeinde Bremerhaven.  

  

Im Hinblick auf die bisherige Vernetzung und (institutionsübergreifende) Zusammen-

arbeit kann festgehalten werden, dass die Kooperation unter den Akteur:innen im 

Hilfe- und Schutzsystem bereits Früchte trägt und von Erfolg geprägt ist. Einen we-

sentlichen Beitrag hierzu leisten insbesondere die (interdisziplinären und institutions-

übergreifende) Arbeitsgruppen sowie der Austausch über den Dialogprozess der Frau-

enhäuser. Weitergehende Bemühungen, sich untereinander verstärkt zu vernetzen und 

auszutauschen – gerade hinsichtlich der Belange von Frauen und Kinder aus vulnerab-

len Gruppen wäre dabei empfehlenswert. Dies gilt überdies auch für den Austausch 

mit Akteur:innen des Hilfe- und Unterstützungssystems in Bremerhaven.   

 

Die Etablierung eines einheitlichen Monitoringsystems – sowohl für die Frauenhäuser 

als auch für die Beratungsstellen – mit einer vollumfänglichen Datenerhebung hinsicht-

lich  

 

❖ der Soziodemografie der Zielgruppe,  

 

❖ eines frauenhaus-internen statistischen Berichtswesens mit aussagekräftigen Da-

ten zur Auslastung, zu Kapazitäten, Abweisungen und der Anwendung von 

Wartelisten, welche möglichst standardisiert und vereinheitlicht umgesetzt 

wird,  

 

❖ einer Sammlung und Erfassung einheitlicher statistischer Daten zur Beratungs-

tätigkeit, 

 

gilt als unerlässlich – einerseits für die bessere Vergleichbarkeit der Daten im Hinblick 

auf die Konkretisierung der Nachfrage und Bedarfslage sowie der Bedarfsplanung im 

Allgemeinen. Andererseits soll ebenfalls in diesem Zusammenhang auf die weitere 

Fortschreibung und Entwicklung des LAP sowie auf den bereits oben angeführten 

Rechtsanspruch auf Beratungs- und Unterstützungsleistungen ab 2032 hingewiesen 

werden. 



 

 

 

 

  

Seite 164 

Institut für empirische Soziologie  

an der Universität Erlangen-Nürnberg 

Es lässt sich dementsprechend abschließend festhalten, dass das Bundesland Bremen 

mit der Etablierung des LAP schon große und qualitativ gute Schritte unternommen 

hat, um den Belangen des Gewaltschutzes im Sinne der IK Rechnung zu tragen und 

diese in der Praxis umzusetzen. 

 

Perspektivisch gilt nunmehr in der Zukunft, hieran anzuschließen und die Bedarfspla-

nungen anhand der ab dem im Jahr 2032 geltenden Rechtsanspruch möglichst zeitnah 

auszurichten. 
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9. Anhang 

 

A1 Begleitschreiben SGFV für die Interviews mit Expert:innen 
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A2 Informationsschreiben IfeS für die Interviews mit Expert:innen 
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A3 Leitfaden für die Interviews mit Expert:innen  

 
Herzlichen Dank dafür, dass Sie sich dazu bereit erklärt haben, am heutigen Interview 
teilzunehmen. Unser Gespräch wird schätzungsweise etwa 45 Minuten andauern. Er-
zählen Sie uns gerne alles, was Sie in Bezug auf unsere Fragen als wichtig erachten.  
Bevor wir loslegen: Wir danken Ihnen ebenfalls die für die uns bereits vorliegende Ein-
willigungserklärung und möchten an dieser Stelle nochmals betonen, dass wir Ihre 
Äußerungen im Rahmen unseres Gesprächs mit der größten Vertraulichkeit behan-
deln.  
 

(1) Beruflicher Hintergrund  

 

Zu Beginn unseres Gesprächs möchten wir Sie bitten, uns kurz etwas über Ihren 

beruflichen Hintergrund und über Ihre derzeitige Tätigkeit zu erzählen. 

 

 

(2) Hilfe- und Schutzsystem sowie organisationsübergreifende Vernetzung und Zu-

sammenarbeit 

 

Schildern Sie uns bitte nun, wie das Hilfesystem für Frauen und Kinder in Bremen 

aufgebaut ist und welche Rolle Ihre Institution darin einnimmt.   

 

➢ Wie schätzen Sie die zur Verfügung stehenden Ressourcen im Hilfesystem 

ganz generell ein?  

[Ansprache von Auslastung, Abweisungen und Wartezeiten] 

➢ Welche strukturelle Lücken in Bezug auf die Inanspruchnahme des Hilfesys-

tems sehen Sie für die Betroffenen? Wie könnte man diesen Ihrer Ansicht nach 

begegnen? 

➢ Wie könnte man aus Ihrer Sicht den Zugang für Betroffene zu Einrichtungen 

des Hilfesystems verbessern? 

➢ Wie können Ihrer Meinung nach Frauen und Mädchen besser vor (sexualisier-

ter) digitaler Gewalt geschützt bzw. betreut werden? 

➢ Fallen Ihnen konkrete „best-practice-Ansätze“ in Bezug auf Gewaltschutz und 

Unterstützungsmaßnahmen ein? 

 

Erläutern Sie uns bitte, wie Sie die Vernetzung und Zusammenarbeit im bremischen 

Hilfesystem einschätzen.   
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➢ Welche Herausforderungen bestehen Ihrer Meinung nach im Hilfesystem ins-

besondere an den Schnittstellen zwischen Angeboten, Einrichtungen oder 

Zuständigkeiten?  

➢ Welche Aspekte im Austausch/ in der Zusammenarbeit mit anderen Akteuren 

des Hilfesystems erachten Sie als besonders wertvoll? 

➢ Wie schätzen Sie generell die Wirksamkeit von ressortübergreifenden Arbeits-

gruppen ein?  

➢ Gibt es etwas, das im Austausch/in der Zusammenarbeit verbessert werden 

könnte? 

➢ Sind Ihnen Beispiele guter Praxis bekannt? (Ggf. in denen die Kooperation 

zwischen Frauenhäusern und Fachberatungsstellen sowie zwischen Polizei 

und Justiz besonders gut läuft?) 

 

 

(3) Ausrichtung des Hilfe- und Schutzsystems am LAP  

 

Erzählen Sie uns als nächstes bitte, inwieweit sich im Rahmen Ihrer Arbeit seit Be-

schluss des LAP 2022 Veränderungen ergeben haben?  

 

➢ Konnte die Etablierung des LAP Ihrer Ansicht nach dazu beitragen, die im LAP 

festgelegten Ziele umzusetzen? Wenn ja, wo genau sehen Sie positive Ent-

wicklungen? Wodurch wurden diese begünstigt/ was war dazu notwendig?  

➢ Welche Aspekte Ihrer Unterstützungsarbeit sollten in Zukunft im Rahmen der 

Fortschreibung des LAP IK stärker berücksichtig werden?  

➢ Werden in Ihrer Organisation Fortbildungen oder Workshops durchgeführt, 

um die Mitarbeitenden gezielt für die Aspekte des Gewaltschutzes zu sensibi-

lisieren?   

➢ Welche Probleme sehen Sie bei der Umsetzung von Zielen durch die getroffe-

nen Maßnahmen aktuell? Wie könnte man diesen begegnen? 

➢ Inwieweit finden Frauen und Mädchen aus vulnerablen Gruppen (z. B. Frauen 

mit Behinderungen, Frauen mit Suchproblematik, Frauen mit Asyl-/Migrati-

onshintergrund, Sexarbeiterinnen, Angehörige der LGBTQI+) Zugang zu Be-

ratungs- und Unterstützungsangeboten im jetzigen System? Wie könnte man 

ihren Zugang zu den institutionalisierten Stellen im System erleichtern? 
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(4) Einsatz von Fördermitteln (sofern für Interviewpartner:in zutreffend) 
  

Könnten Sie uns bitte nun erläutern, wie Fördermittel bislang in Ihrer Einrichtung 

verwendet wurden.   

 

➢ Wie wirksam war ihr Einsatz für die Umsetzung der angedachten Maßnah-

men?   

➢ Welche Ressourcen (personell, strukturell, etc.) wurden konkret in Ihrer Ein-

richtung verwendet?   

➢ Wie beurteilen Sie die Förderung der Personal- und Sachkosten? Ist diese Ihrer 

Meinung nach ausreichend? 

 

Wir sind am Ende unseres Gesprächs angekommen. Nun interessiert uns abschließend, 
ob es aus Ihrer Perspektive noch Aspekte gibt, die wir zwar bislang nicht thematisiert 
haben, jedoch für Sie bedeutsam sind. Wenn ja, dann bestünde nun die Möglichkeit, 
diese anzubringen. 
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A4 Begleitschreiben SGFV für die Fokusgruppendiskussionen  
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A5 Informationsschreiben IfeS für die Fokusgruppendiskussionen  
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A6 Leitfaden Fokusgruppendiskussionen 

 

Einführung  

 

Guten Tag,  
 
jetzt dürfen wir Sie noch einmal offiziell zu unserer heutigen Fokusgruppendiskus-
sion begrüßen. Herzlichen Dank dafür, dass Sie sich dazu bereit erklärt haben, teil-
zunehmen.  
In unserer heutigen Diskussion soll es schwerpunktmäßig um das Thema des Zu-
gangs und der Erreichbarkeit von Personen vulnerabler Gruppen zum bremischen 
Hilfe- und Unterstützungssystem gehen. 

 
Wir erklären Ihnen nun, wie wir uns den Ablauf der Diskussion vorstellen. Für die 
Diskussion haben wir 90 Minuten vorgesehen. Sie ist dabei in zwei Teile gegliedert; 
im ersten Teil geht es um den Zugang, während es im zweiten um die Erreichbarkeit 
der Personengruppe zum bremischen Hilfe- und Unterstützungssystem geht.  
 
Hierzu haben wir einige Fragen vorbereitet, die wir Ihnen gerne zur Diskussion stel-
len möchten.  
Dabei werden wir die Diskussion lediglich begleiten und nur dann eingreifen, wenn 
etwas unklar sein sollte oder wenn wir Sie an die Leitlinien der Diskussion erinnern 
wollen. Diese sind: 
 

❖ Andere Teilnehmer:nnen immer aussprechen lassen 
❖ die Meinungen der Anderen respektieren 
❖ Bitte laut und deutlich sprechen 

 

Wenn Sie Hilfe brauchen, geben Sie uns bitte Bescheid. Im Falle technischer Schwie-
rigkeiten können Sie uns gerne über die Chatfunktion eine Nachricht zukommen 
lassen.  
 
Gibt es Ihrerseits noch dazu Fragen? 
 
Wie in der Einverständniserklärung erläutert, wird die Diskussion mittels Audiogerät 
aufgezeichnet. Eine videotechnische Aufzeichnung erfolgt dabei ausdrücklich nicht. 
Die Audioaufnahme löschen wir wieder, sobald wir mit der Auswertung der Diskus-
sion fertig sind. Wir gehen davon aus, dass Sie weiterhin damit einverstanden sind.   
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Leitfaden  

Teil 1: Zugang zum Hilfe- und Unterstützungssystem 

 
Zu Beginn unserer Diskussionsrunde möchten wir im ersten Teil der Diskussion den 
Blick auf den Zugang zum bremischen Hilfe- und Unterstützungssystem für Personen 
aus vulnerablen Gruppen (z. B. Frauen mit Behinderungen, Frauen mit Suchproblema-
tik, Frauen mit Asyl-/Migrationshintergrund, Sexarbeiterinnen, Angehörige der 
LGBTQI+) besprechen. Daher soll es hierbei insbesondere um Ihre Einschätzungen zu 
Herausforderungen, Schwierigkeiten und (Verbesserungs-)Möglichkeiten beim Zu-
gang der Personengruppe zu Hilfe- und Unterstützungsleistungen gehen.    

  
❖ Frage 1: Beginnen wir also mit Ihrer generellen Einschätzung hinsichtlich des 

Zugangs von Personen aus vulnerablen Gruppen: Wie gelangen Ihrer Meinung 

nach diese Personen zu Leistungen des Hilfe- und Unterstützungssystems? 

 

Nachfragen:  

➢ Gibt es Ihrer Sichtweise zufolge Unterschiede zwischen Personen aus vul-

nerablen Gruppen hinsichtlich ihres Zugangs zum Hilfe- und Unterstüt-

zungssystem?  

[Sofern zutreffend]: Um welche handelt es sich dabei konkret?  

➢ Worin liegen Ihrer Perspektive zufolge, besondere Hürden im Zugang 

zum Hilfe- und Unterstützungssystem? 

➢ Wie schätzen Sie die Schulung/das Wissen von Fachpersonal in Bezug auf 

vulnerable Gruppen ein?  

➢ Gibt es, ihres Wissens nach, Angebote für drogenabhängige 

Frauen/Sexarbeiter*innen/ Queere Menschen im Hilfe- und Unterstüt-

zungssystem?  

[Wenn ja]: Wie würden Sie diese Angebote einschätzen, besonders in 

Bezug auf den Zugang zu den entsprechenden Angeboten und damit 

verbundene Hürden?  

 

Unsere bisherigen Erkenntnisse – so z. B. aus den durchgeführten Interviews mit Ex-
pert:innen– zeigen, dass Personen aus vulnerablen Gruppen vermehrt Hindernisse 
beim Zugang zum Hilfe- und Unterstützungssystem haben. Daher möchten wir nun 
auf Möglichkeiten der Verbesserung zu sprechen kommen, die sich aus Ihrer Perspek-
tive für diese Personengruppe bieten könnten.      

 

❖ Frage 2: Welche Maßnahmen oder Verbesserungen können dazu beitragen, 

dass diese Personengruppe, möglichst niedrigschwellig, Zugang zum Hilfe- und 

Unterstützungssystem erhält? 
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Nachfragen:  

➢ Gibt es Ihrer Meinung nach, strukturelle Aspekte, die verbessert werden 

müssten, damit den Personen die Zugänglichkeit zum Hilfe- und Unter-

stützungssystem erleichtert werden könnte?  

➢ Welche Bedarfe haben Ihrer Wahrnehmung nach, verschiedene vul-

nerable Gruppen (z. B. Frauen mit Behinderungen, Frauen mit Such-

problematik, Frauen mit Asyl-/Migrationshintergrund, Sexarbeiterinnen, 

Angehörige der LGBTQI+), in Bezug auf Niedrigschwelligkeit und wird 

auf diese Bedarfe (zu genüge) eingegangen?  

 

Teil 2: Erreichbarkeit des Hilfe- und Unterstützungssystem 

 
Kommen wir nun zum zweiten Teil unserer Diskussion, in dem es dabei geht, wie die 
Zielgruppe das bremische Hilfe- und Unterstützungssystem bestmöglich erreichen 
kann. Unsere bisherige Untersuchung legt nahe, dass Personen aus vulnerablen Grup-
pen nur sehr eingeschränkt die Leistungen des Hilfe- und Unterstützungssystem bean-
spruchen können.  
Mitunter scheitert dies an fehlendem Wissen, der Scham, über die erlebte Gewalt in 
einem vertraulichen Rahmen sprechen zu können sowie an weiteren Hindernissen, z. 
B. an eingeschränkter Barrierefreiheit oder mangelnden Sprachkenntnissen.      
 

❖ Frage 1: Wie könnte man Ihrer Einschätzung nach, die Erreichbarkeit der Hilfe- 

und Unterstützungsleistungen für die Personengruppe (positiv) beeinflussen?   

 

Nachfragen:  

➢ Welche Rolle spielen, in diesem Zusammenhang, möglichst nied-

rigschwellig konzipierte Informationsangebote und -formate, z. B. digita-

ler Art, für die Personengruppe?  

➢ Wie könnte man Ihrer Meinung nach, Informations- und Beratungsange-

bote so barrierearm bzw. -frei gestalten, dass Personen aus der Zielgruppe 

sie gut erreichen?   

➢ Inwieweit können (weitere) Vernetzungsbestrebungen der Akteur:in-

nenim Hilfe- und Unterstützungssystem dazu beitragen, dass Personen 

der Zielgruppe von den Leistungen besser/schneller/einfacher Kenntnis 

nehmen? 

 
Wir sind nun am Ende unserer Gruppendiskussion angekommen. Bevor wir diese be-
enden, würden wir Sie gerne noch fragen, ob es aus Ihrer Sicht noch (weitere) Aspekte 

gibt, die im Zusammenhang vom Zugang und der Erreichbarkeit der Personengruppe 

für Sie von Bedeutung sind, die wir bisher noch nicht angesprochen haben? 


	1 Titelblatt Vorderseite [final]
	2 Titelblatt Rückseite [final]
	3 Bericht [final]

